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Beginn: 9:04 Uhr

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich eröffne die heutige
Sitzung und begrüße Sie alle ganz herzlich.

Erkrankt sind Kollege Hartmut Hamerich und die
Kolleginnen Ranka Prante und Silke Hinrichsen.
Wir wünschen ihnen weiterhin gute Besserung und
hoffen, dass sie bald wieder in unseren Reihen da-
bei sind.

(Beifall)

Beurlaubt sind heute bis circa 16 Uhr die Minister
Klaus Schlie und Emil Schmalfuß. Die Innenminis-
ter und die Justizminister der Länder sind gestern
kurzfristig zu einer Besprechung bei der Bundesju-
stizministerin und beim Bundesinnenminister ein-
geladen worden, die heute Vormittag in Berlin
stattfindet. Deshalb haben sich die Fraktionen dar-
auf geeinigt, den Tagesordnungspunkt 47 A, Kon-
sequenzen aus den Erkenntnissen über das Rechts-
extremen-Trio aus Thüringen, erst dann aufzurufen,
wenn der Innenminister aus Berlin zurückgekehrt
sein wird.

Ferner haben sich die Fraktionen darauf verstän-
digt, die Tagesordnungspunkte heute Vormittag wie
folgt aufzurufen: Wir beginnen mit den gesetzten
Tagesordnungspunkten 13, 21 und 22. Es folgen die
Tagesordnungspunkte 25, 27 und 44, 30 und 62, 31,
35, 36, 58 und 66. Der Tagesordnungspunkt 66, Be-
richt zur Geldwäsche, wird ohne Aussprache be-
handelt; es gibt allerdings einen mündlichen Be-
richt des Justizministers. Darauf haben sich nach
meiner Information die Parlamentarischen Ge-
schäftsführer verständigt.

Ohne Aussprache werden auch die Tagesordnungs-
punkte 40, 59 und 61 aufgerufen. Von der Tages-
ordnung abgesetzt werden sollen die Tagesord-
nungspunkte 51, 60 und 63.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, begrüßen Sie jetzt
mit mir bitte auf der Tribüne Studentinnen und Stu-
denten des Lorenz-von-Stein-Instituts. - Seien Sie
uns herzlich willkommen im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag! Wir wünschen Ihnen einen interes-
santen Vormittag bei uns.

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 13, 21 und 22
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung der Landesverfassung

Gesetzentwurf der Fraktionen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SPD
Drucksache 17/1979

b) Korruption macht nicht an Ländergrenzen
halt - Für ein gemeinsames Korruptionsregi-
ster Hamburg-Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1893

Änderungsantrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/1993

c) Einsetzung eines Ausschusses für die Zusam-
menarbeit der Länder Schleswig-Holstein
und Hamburg

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/1894

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Grundsatzberatung
und erteile für die SPD-Fraktion Herrn Abgeordne-
ten Martin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
war bemüht, zum Start in den Tag ein Zitat zu fin-
den, das nach Möglichkeit den Kern der vor uns lie-
genden Debatte vorwegnimmt. Ich bin auf eines
von Herrn Carstensen gestoßen. Es lautet:

„Wir sind ein Norden und haben zusammen
viele Stärken. Genau das werden wir weiter
ausbauen.“

Ich würde mich freuen, wenn es in der heutigen De-
batte genau darum ginge.

Vorsichtshalber stelle ich ein zweites Zitat voran,
das einem Sozialdemokraten zuzuschreiben ist, der
einst der Opposition im Bundestag beschied:

„Und wenn Sie hier das Godesberger Pro-
gramm vorlegen - wir stimmen trotzdem da-
gegen.“

(Heiterkeit bei der SPD)

Mal sehen, welches Zitat die heutige Debatte besser
trifft.
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Wir wollen bisher unregelmäßig stattfindende ge-
meinsame Beratungen institutionalisieren und das
Miteinander verbessern. Wir sollten als Landtag die
Chancen nutzen, die uns ein gemeinsamer Aus-
schuss für stetige parlamentarische Zusammenar-
beit bietet, die unabhängig von der jeweiligen Farbe
der Landesregierung funktionieren muss.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir brauchen einen gemeinsamen Blick auf ge-
meinsame Unternehmungen, die Effizienzgewinne
bringen müssen, auf gemeinsame Problemlagen
und auf gemeinsame Interessen.

Wir sind uns eigentlich einig: Selbst die Nord-CDU
hat in letzter Zeit häufiger Verbesserungsbedarf für
die Zusammenarbeit mit Hamburg angemeldet.
Daher sind wir zuversichtlich, dass Sie sich uns an-
schließen können.

Themen für den Ausschuss gibt es genug:

Erstens. Er soll Einrichtungen und Projekte beglei-
ten, beispielsweise die HSH Nordbank, Dataport
oder die AKN. Ein künftiges gemeinsames Projekt
soll auch das Korruptionsregister Hamburg Schles-
wig-Holstein sein, um schwarze Schafe nicht mehr
an der Vergabe öffentlicher Aufträge zu beteiligen.
Gerade die Metropolregion - deswegen unser Ab-
heben auf Hamburg - sollte als ein Wirtschaftsraum
betrachtet werden.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zweitens. Der Ausschuss soll Themen bewegen.
Das Gastschulabkommen nenne ich als eines, das
den Hamburger Rand besonders betrifft, die Ost-
seekooperation könnte man nennen oder die HU-
SUM WindEnergy als Beispiel, das den nördlichen
Landesteil betrifft.

Vielleicht können Beratungen in einem gemeinsa-
men Ausschuss auch zur Versachlichung der De-
batte beitragen. Wir haben hier zuletzt viele Angrif-
fe auf den aktuellen Hamburger Senat gehört, aber
wenig über die Jahre vorher. Ich will dazu nicht
lange ausführen, möchte aber doch auf den Antrag
der CDU-Fraktion in der Hamburger Bürgerschaft,
Drucksache 18/4573, verweisen. Darin wird gefor-
dert - ich zitiere -, „Hamburg zum nationalen Mes-
seschwerpunkt ‚Erneuerbare Energien und moderne
Energietechnologien’ auszubauen“. Besonders er-
wähnt wird die WindEnergy. Empörend eigentlich,
aber darüber müssen wir mit den Hamburgern re-
den.

(Beifall bei der SPD)

Drittens schließlich hätten wir ein Gremium, das
die geleistete Vorarbeit unserer Enquetekommissi-
on „Norddeutsche Kooperation“ konstruktiv auf-
nehmen könnte.

Nun gibt es zwei Kritikpunkte, die ich vonseiten
der regierungstragenden Fraktionen auf unsere In-
itiative bisher wahrgenommen habe; beide liegen
eher auf dem Niveau des zweiten Zitats, das ich
eingangs gebracht habe. Das Motto lautet wohl:
„Die Idee ist eigentlich nicht schlecht, aber natür-
lich geht es nicht so, wie die SPD sich das vor-
stellt.“ Da beklagt sich Frau Brand-Hückstädt, wir
seien vorgeprescht und hätten den Abschlussbericht
der Enquetekommission nicht abgewartet.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

- An die Herrschaften, die klatschen, habe ich zwei
Fragen und eine Anmerkung. Erste Frage: Ist das
dieselbe Frau Brand-Hückstädt, die noch im Som-
mer alle angehörten Experten und Kommissions-
mitglieder vor den Kopf stieß, als sie forderte, die
Kommission sofort ergebnislos abzubrechen?

(Zuruf der Abgeordneten Ingrid Brand-Hück-
städt [FDP] - Heiterkeit und Beifall bei der
SPD)

Zweitens bezieht sich die Kritik auch auf den
schwarz-gelben Antrag dieser Tagung, der sich mit
der AKN befasst? - Schließlich haben wir in der
Enquetekommission ja auch über die AKN gespro-
chen, Frau Brand-Hückstädt.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nun meine Anmerkung; mit ihr richte ich mich
mehr an den Oppositionsteil hier im Saal. Wenn ich
gewusst hätte, liebe Oppositionskollegen, dass es
uns gelingt, mit einer Enquetekommission ein The-
ma für die Dauer der Enquete komplett zu sperren,
dann hätten wir zu Beginn der Legislaturperiode ei-
ne zum Schulsystem einsetzen sollen.

(Heiterkeit und Beifall bei SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Die SPD hat vorgeschlagen, einen gemeinsamen
Ausschuss mit jeweils 13 Vertreterinnen und Ver-
tretern aus Schleswig-Holstein und Hamburg zu
bilden. 13 ist die übliche Zahl für unsere Ausschüs-
se. Die CDU sagt, dabei komme ein viel zu großes
Gremium heraus, und man wolle es auch nicht
„Ausschuss“, sondern lieber „Arbeitsgremium“
nennen. Es soll ja auch nicht „Mindestlohn“, son-
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dern „Lohnuntergrenze“ heißen. Gleichzeitig
schlägt die CDU aber vor, künftig häufiger gemein-
same Tagungen mit Ausschüssen aus Schleswig-
Holstein und Hamburg stattfinden zu lassen. Ich
nehme einmal ein Beispiel. Wenn sich der Hambur-
ger und der schleswig-holsteinische Wirtschaftsaus-
schuss treffen, wie viel Leute sitzen dann im Saal? -
Wer weiß es? - 26!

Ich bin gespannt, wie Sie sich konstruktiv an der
heutigen Debatte beteiligen, und würde mich freu-
en, wenn wir das Wie weiterdiskutierten, weil ich
hinsichtlich des Ob bisher keinen einzigen strittigen
Punkt gehört habe.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Frau Abgeordneten Ines Strehlau das
Wort.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! In der Kooperation mit Hamburg
knirscht es im Moment gewaltig. Wir haben dies
hier an mehreren Stellen diskutiert. Der Streit um
die HUSUM Wind hat gezeigt, dass es keine Zu-
sammenarbeit auf Augenhöhe gibt. Außerdem feh-
len Strukturen, um die Kommunikation bei gegen-
läufigen Interessen aufrechtzuerhalten. Das ist mehr
als bedauerlich. Wir müssen lernen, miteinander zu
reden und nicht allein vorzupreschen. Nur gemein-
sam sind wir in vielen Feldern stärker als allein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und der Abgeordneten Ingrid Brand-
Hückstädt [FDP])

Wie erreichen wir solche Strukturen, und wie fin-
den wir überhaupt heraus, an welchen Punkten es
gut ist, einen gemeinsamen Weg zu gehen? Wann
lohnt es sich zu kooperieren oder Einrichtungen ge-
meinsam zu betreiben?

Die Enquetekommission „Norddeutsche Kooperati-
on“ geht genau diesen Fragen nach. Schon im Ar-
beitsprozess der Enquete ist sehr deutlich gewor-
den, dass die Fraktionen ganz unterschiedliche Be-
wertungen treffen.

Die SPD schlägt in ihrem Antrag einen gemeinsa-
men Ausschuss mit Hamburg vor, aus beiden Län-
dern mit je 13 Mitgliedern, also so wie Landtags-
beziehungsweise Bürgerschaftsausschüsse besetzt.

Der Ausschuss soll sowohl gemeinsame Einrich-
tungen kontrollieren als auch neue Kooperati-
onsprojekte entwickeln. Der Antrag geht inhaltlich
für uns Grüne in die richtige Richtung. Er verankert
gemeinsame Sitzungen und zeigt, dass es uns ernst
ist mit dem Kooperationsgedanken. Er überlässt
Entscheidungen über Länderkooperationen nicht
Verwaltung und Regierungshandeln, sondern unter-
stellt sie der parlamentarischen Kontrolle. Das
finden wir gut und richtig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Auch für die Idee der CDU aus Schleswig-Holstein
und Hamburg haben wir Sympathie. Sie schlägt
einen Ausschuss vor, der paritätisch mit je einem
Mitglied jeder Fraktion beider Länder besetzt sein
soll. Für ein Arbeitsgremium ist das eine gut hand-
habbare Größe. Im Sinne der Fachlichkeit einmal
auf politische Mehrheitsverhältnisse zu verzichten,
halten wir Grünen für eine bemerkenswerte Idee.

Ein gemeinsamer Ausschuss ist der richtige Weg.
Der SPD-Antrag lässt aber zu viele Fragen offen:

(Beifall des Abgeordneten Markus Matthie-
ßen [CDU])

Auf welcher rechtlichen Grundlage wird dieser
Ausschuss eingerichtet? Wie soll die Kontrolle der
gemeinsamen Institutionen erfolgen? Nehmen wir
das Beispiel Dataport: Wer würde über das Budget
entscheiden, wer über die Ausweitung auf weitere
Länder, wer über strukturelle Veränderungen, wer
über Aufgabenerweiterungen, wer über die Perso-
nalfragen? Geben die Landtage Entscheidungskom-
petenzen an den Ausschuss ab, oder bereitet der ge-
meinsame Ausschuss nur Beschlüsse vor, die letz-
ten Entscheidungen werden aber wieder in den Lan-
desparlamenten oder Landesregierungen getroffen?
Ähnlich ist es mit der Planung zukünftiger gemein-
samer Projekte: Was passiert mit einer Kooperati-
onsidee des gemeinsamen Ausschusses? Wer ent-
scheidet letztlich darüber?

Um es klarzustellen: Wir sind keine Bedenkenträ-
ger. Im Gegenteil! Wir sehen eine vertiefte Koope-
ration als unbedingt notwendig an. Deshalb haben
wir einen Antrag gestellt, mit dem gemeinsame
Ausschüsse in der Verfassung verankert und damit
legitimiert werden.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Uns ist bewusst, dass eine Verfassungsänderung ei-
ne breite Mehrheit im Parlament benötigt. Diese
breite Mehrheit ist zwingend erforderlich und wäre
ein wichtiges Signal. Sie würde deutlich machen,
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dass wir eine enge Kooperation im Norden tat-
sächlich wollen. Dieses Startsignal wollen wir mit
unserem Antrag geben. Wir sehen die engen Ver-
netzungen im norddeutschen Raum sowohl in der
Gesellschaft als auch in der Wirtschaft. Die Politik
muss dieser Entwicklung endlich Rechnung tragen
und Kooperationen voranbringen. Das hat auch die
Arbeit in der Enquetekommission „Norddeutsche
Kooperation“ gezeigt.

Unser Gesetzentwurf wird im Innen- und Rechts-
ausschuss beraten werden. Ich finde es wichtig,
dass sich auch die Enquetekommission damit be-
fasst.

(Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]: Ach!)

Dort haben wir viele Expertinnen und Experten ge-
hört, die wichtige gemeinsame Themenfelder und
Projekte, die in ein Kooperationskonzept hineinge-
hören, klar benannt haben. Deshalb halten wir es
für wichtig, die vorliegenden Anträge in allen Gre-
mien zu diskutieren und auch in unsere Ab-
schlussbewertungen einzubeziehen.

Mit einem gemeinsamen Ausschuss ersetzen wir
nicht die Aufgabe der Parlamente; wir schaffen le-
diglich ein parlamentarisches Arbeitsgremium, das
legitimiert ist, länderübergreifend konkrete Maß-
nahmen und Schritte für eine verstärkte Kooperati-
on zu entwickeln. Diese bilden die Grundlage für
die Entscheidungen, die nach wie vor im Parlament
und mit Beteiligung der Bevölkerung zu treffen
sind.

Die Zeit ist reif für eine gemeinsame norddeutsche
Zukunftsstrategie. Lassen Sie uns damit beginnen -
mit Konzepten und auf Augenhöhe.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Markus Matthießen das Wort.

Markus Matthießen [CDU]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Zur Aussprache stehen drei
umfangreiche Anträge. Allen gemein ist die Intenti-
on, enger mit unserem Nachbarn Hamburg bezie-
hungsweise den anderen Nachbarn im norddeut-
schen Raum zusammenzuarbeiten.

Das Thema der besseren Kooperation im Norden
liegt mir wie auch vielen anderen hier im Haus sehr
am Herzen. Es reizt natürlich sehr, zu den einzelnen

Punkten inhaltlich Stellung zu beziehen. Ich werde
mich jedoch auf einige wenige Punkte beschränken.
Ich möchte aber durchaus meine Enttäuschung dar-
über zum Ausdruck bringen, dass vor dem Vorlie-
gen des Abschlussberichts der Kommission nun
einzelne Punkte herausgegriffen werden. Ob das
Wahlkampftaktik ist oder nicht, sei dahingestellt.

SPD und Grüne lassen eine Enquetekommission
einsetzen, die Fragen der norddeutschen Zusam-
menarbeit aufarbeiten soll, und warten das Ergebnis
nicht ab, wobei wir nach dem Ende der Anhörung
mit der Arbeit am Abschlussbericht aus meiner
Sicht auf einem relativ guten Weg waren und es
hoffentlich immer noch sind und zwischen jenen,
die an dieser Arbeit teilnehmen, Einvernehmen dar-
über bestand, dass die Empfehlungen im Ab-
schlussbericht möglichst einvernehmlich getroffen
werden sollten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das, was Sie von SPD und Grünen jetzt machen,
kann man unter der Rubrik Wahlkampfmanöver ab-
heften.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD])

Die Erkenntnis, dass eine engere Verzahnung in
Norddeutschland erforderlich ist, hat sich durchge-
setzt, und die Menschen können zu Recht von uns
erwarten, dass wir an der Sache orientiert dauerhaft
ernsthaft und nicht nur in Wahlkampfzeiten arbei-
ten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Die CDU-Fraktion wird diesen konstruktiven Weg
in jedem Fall fortsetzen. Wenn die hier im Haus
vertretenen Fraktionen nach Vorlage des Ab-
schlussberichts zu unterschiedlichen Erkenntnissen
oder Handlungsempfehlungen kommen, dann ist
das selbstverständlich legitim. Zum jetzigen Zeit-
punkt ist das aus meiner Sicht jedoch völlig fehl am
Platz und der Sache wenig dienlich.

Wir reden hier auch nicht von einer Kleinigkeit,
wenn es um die Änderung unserer Landesverfas-
sung geht. Mein Eindruck aus den letzten zwei Jah-
ren war der, dass bei einer geplanten Änderung der
Landesverfassung im Vorwege zumindest der Ver-
such unternommen wird, diese gemeinsam auf den
Weg zu bringen. Stattdessen wird hier ein Antrag
auf den Tisch geklatscht. Die SPD stellt einen An-
trag auf einen gemeinsamen Ausschuss, ohne sich
über die verfassungsmäßigen Auswirkungen Ge-
danken zu machen. Die Grünen legen mit einem ge-
meinsamen Antrag zur Änderung der Verfassung
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nach, um den formalen, aber nicht unerheblichen
Fauxpas der SPD geradezubügeln. Bravo!

Ich bin zwar kein Jurist, aber ein gemeinsamer Aus-
schuss mit entsprechenden Kompetenzen wirft ver-
fassungsmäßig sehr viele Fragen auf, auf die ich
aus Zeitgründen an dieser Stelle nicht eingehen
kann. Frau Kollegin Strehlau hat aber schon einige
Punkte genannt.

Korruption macht nicht an Ländergrenzen halt.
Herr Kollege Eichstädt, das ist korrekt. Ihr Antrag
auf ein gemeinsames Korruptionsregister wurde
noch schnell nachgeschoben, um das Thema rund
zu machen. Das gelingt aber leider nicht, weil in Ih-
rer Argumentation eine gewisse Unwucht liegt.
Dass dieses Thema beileibe nicht neu ist, zeigt un-
ter anderem die Diskussion im Deutschen Bundes-
tag vom 20. März 2009. Die regierungstragenden
Fraktionen waren damals CDU und SPD. In diesem
Zusammenhang nenne ich ein kurzes Zitat aus der
Rede des SPD-Bundestagsabgeordneten Reinhard
Schultz. Ich zitiere:

„Wir, die Koalition, haben Ihnen erklärt, dass
wir es für falsch halten, ein eigenständiges
Register einzuführen.“

Korruption ist überwiegend im Zusammenhang mit
dem Außenhandel problematisch. In dem Korrupti-
onsindex von Transparency International belegte
Deutschland zum Zeitpunkt der Debatte Rang 13.
Immer dann, wenn es bei uns zu Korruptionsfällen
kommt, sind unsere Unternehmen mit Gepflogen-
heiten anderer Ländern in Kontakt gekommen, die
auf dem Rang 50 oder auf noch schlechteren Rän-
gen verzeichnet sind.

Ziel sollte es vielmehr sein, das Gewerberegister
so weiterzuentwickeln, dass dort rechtskräftig ver-
urteilte Fälle von Korruption auftauchen sollten.
Den Eintrag in ein Register aufgrund eines bloßen
Verdachts hin halten wir für eine überzogene
Brandmarkung von Unternehmen und deren Mitar-
beitern. Diese Diskussion hat aus meiner Sicht min-
destens eine bundesweite, wenn nicht sogar eine
europäische oder weltweite Dimension. Einen Zu-
sammenhang im Rahmen einer norddeutschen Ko-
operation herzustellen, halte ich in diesem speziel-
len Fall für erheblich zu kurz gegriffen. Die weite-
ren Einzelheiten werden wir ebenso wie die Verfah-
rensfragen im Innen- und Rechtsausschuss bespre-
chen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion hat Frau Abgeordnete Ingrid
Brand-Hückstädt das Wort.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

„Zur Vorbereitung von Entscheidungen über
umfangreiche und bedeutende Sachkomplexe
kann der Landtag eine Enquetekommission
einsetzen. Auf Antrag eines Viertels seiner
Mitglieder ist er dazu verpflichtet.“

So heißt es in § 12 Abs. 1 unserer Geschäftsord-
nung.

Eine Enquetekommission ist also eine überfraktio-
nelle Arbeitsgruppe, die langfristige Fragestellun-
gen lösen soll, in denen unterschiedliche juristi-
sche, ökonomische, soziale oder ethische Aspekte
abgewogen werden müssen. In der Enquetekom-
mission soll eine gemeinsame Position erarbeitet
werden. Ziel ist es, bei Problemen zu Lösungen zu
kommen, die von einer überwiegenden Mehrheit
der Bevölkerung, auch von denen, die sich von der
Mehrheitsfraktion nicht vertreten fühlen, mitgetra-
gen werden können. Sie soll Entscheidungen über
umfangreiche und bedeutsame Sachkomplexe vor-
bereiten, die das Parlament dann beschließen könn-
te, und zwar parteiübergreifend.

Offenbar hat die hiesige Opposition den Sinn und
Zweck von Enquetekommissionen aber gründlich
missverstanden, denn gemeinsame Positionen mit
CDU und FDP werden von SPD und Grünen offen-
sichtlich nicht gewünscht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Die Mitglieder und die Geschäftsführung des Aus-
schusses ein Jahr lang die Arbeit machen zu lassen,
um dann kurz vor Ende allein mit einer Idee vorzu-
preschen, die ein mögliches Ergebnis und damit ei-
ne gemeinsame Empfehlung aller Fraktionen hätte
sein können, ist schon ziemlich frech.

(Beifall bei FDP und CDU)

Das ist besonders frech von Leuten, die bei jeder
Gelegenheit auf sogenannte gute parlamentarische
Gepflogenheiten hinweisen

(Beifall bei FDP und CDU)

und es schon als einen Verstoß dagegen ansehen,
wenn die gewählte Mehrheit von CDU und FDP im
Ausschuss gegen ihre Anträge stimmt. Fakt ist, dass
die Opposition aus SPD und Grünen den Landtag

5500 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011

(Markus Matthießen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3068&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3068&format=WEBVOLLLANG


und die Fraktionen für ihre eigenen Zwecke
missbraucht hat, nämlich allein für ihre Wahl-
kampfzwecke.

(Beifall bei der FDP - Zuruf des Abgeordne-
ten Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Niedlich finde ich das nicht, Herr Stegner.

Auf Kosten des Bürgers und Steuerzahlers, des
Landtags und seiner Abgeordneten haben Sie den
Versuch gestartet, Ihr mageres Wahlprogramm mit
Inhalten aufzupeppen. Dass SPD und Grüne sogar
den Antrag zur Bildung eines gemeinsamen Aus-
schusses mit Hamburg und Schleswig-Holstein,
was meiner Ansicht nach die natürliche Folge des
ersten Antrags wäre, ohne eine Verfassungsände-
rung einbringen und ohne nur einmal mit den ande-
ren Fraktionen gesprochen zu haben, ist auch ein
bedenkenswerter Vorgang. Mit einem solchen Vor-
gehen werden wirklich alle bisherigen parlamenta-
rischen Gepflogenheiten auf dem Altar des Wahl-
kampfs geopfert.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Zurufe von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Als erheblichen Webfehler der Enquetekommission
hat die FDP von Anfang an den fehlenden inhaltli-
chen Austausch mit den anderen norddeutschen
Nachbarländern gesehen. Das Selbstgespräch, das
wir mit uns geführt und dabei die anderen ignoriert
haben, konnte und kann nicht zielführend sein.

(Beifall bei der FDP - Weitere Zurufe -
Glocke der Präsidentin)

Kurz vor Abschluss der Arbeit finden Sie das an-
scheinend auch, liebe Opposition. Das, was die En-
quetekommission hätte leisten können und aus un-
serer Sicht hätte leisten müssen, nämlich den Aus-
tausch mit den anderen Ländern und Hamburg, for-
mulieren Sie jetzt schnell einmal in einem Antrag
für den Landtag, in dem steht, dass es einen ge-
meinsamen Ausschuss geben soll. Sie müssten das
doch eigentlich selbst merkwürdig finden. Frau
Strehlau, dies gilt insbesondere, wenn Sie jetzt sa-
gen, wir sollen das in der Enquetekommission be-
handeln. In der Tat, das finde ich auch. Wir werden
das auch behandeln, und zwar sehr gern. Das sage
ich für die FDP deutlich.

(Beifall bei der FDP)

Auch der Antrag der SPD auf die Einführung eines
gemeinsamen Korruptionsregisters Hamburg-
Schleswig-Holstein scheint mir im Hinblick auf die
erklärten Ziele der Enquetekommission ziemlich

skurril. Da soll eine neue gemeinsame Dienststelle
Hamburg/Schleswig-Holstein geschaffen werden,
die es bisher weder in Schleswig-Holstein noch in
Hamburg gibt und in deren Zusammenhang Sie
selbst sagen, dass es eigentlich ein bundesweites
Register geben müsste. Letzteres ist natürlich rich-
tig. Können Sie mir erklären, wie Sie die angebli-
chen 100 Millionen € zusammenbringen wollen, die
Sie laut SPD-Papier zum Haushalt durch gemeinsa-
me Kooperationen einsparen wollen?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sensationell!)

Wollen Sie diese Summe zusammenkriegen, indem
Sie 2012 Stellen schaffen, um sie 2013 abzuschaf-
fen? - Das wäre eine Superhaushaltspolitik.

(Beifall bei FDP und CDU)

Etwas Wichtiges noch zum Schluss! Herr Haber-
saat, ich verwehre mich ausdrücklich dagegen, dass
ich irgendwelche Experten und Sachverständige
oder Verbände, die wir gehört haben, vor den Kopf
gestoßen hätte oder dass dies etwa meine Absicht
gewesen wäre.

(Zuruf des Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD])

- Das war Ihre Wahrnehmung, die sich in vielen
Fällen sehr deutlich von meiner unterscheidet.

(Weitere Zurufe von der SPD)

Allen Experten und Verbänden, die sich enorm viel
Arbeit für diese Kommission gemacht haben, gilt
mein ganz besonderer Dank.

(Beifall bei FDP, SSW und vereinzelt bei der
CDU)

Ihre Zeit und ihre Anstrengungen können wir mit
Geld gar nicht aufwiegen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE hat Herr Abgeordne-
ter Heinz-Werner Jezewski das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Kollegin Brand-Hückstädt, so sehr
ich in vielen Punkten mit Ihnen übereinstimme, so
muss ich Sie doch in einem Punkt korrigieren: Die
gewählte Mehrheit in diesem Haus sitzt auf den
Oppositionsbänken.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der
CDU)
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Es regiert die von der Landeswahlleiterin und dem
Landesverfassungsgericht bestätigte Mehrheit.

(Gerrit Koch [FDP]: Ja, und was nutzt es Ih-
nen?)

Ich will zum Thema kommen: Ein Gespenst geht in
Norddeutschland um, es ist das Gespenst des Nord-
staats. Auch wenn wir es nicht aussprechen, lassen
Sie es sich gesagt sein, Kolleginnen und Kollegen
von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Nie-
mand will diesen Nordstaat, und es braucht ihn
auch niemand -

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

außer Ihre Landtagsfraktionen, so scheint es mir.
Wir sind aber gern bereit, das Thema, auf das Sie
abzielen, zu beraten, zu besprechen und immer wie-
der einzubringen. Schließlich haben wir dafür sogar
die Enquetekommission eingerichtet. Auch DIE
LINKE hat dem zugestimmt.

Die Ergebnisse dieser Enquetekommission werden
wir hier bald diskutieren. Ich fürchte allerdings,
dass viele hochstrebenden Erwartungen böse ent-
täuscht werden. Vielleicht hängt das auch damit zu-
sammen, dass wir diese Anträge heute diskutieren.
Dass wir wenige Monate vor der geplanten Diskus-
sion über die Ergebnisse der Enquetekommission
genau über die Themen entscheiden sollen, die die
Kommission ausführlich durchleuchten und dem
Landtag vorlegen soll, empfinde ich als widersin-
nig.

(Beifall bei den LINKEN - Zuruf: Schon ein-
mal was von einer ersten Lesung gehört?)

Dass Sie sogar eine Verfassungsänderung anstre-
ben, ohne die Ergebnisse der Enquetekommission
abzuwarten, ist in meinen Augen absurd.

(Beifall bei den LINKEN und beim SSW)

Die LINKE hat aber kein Problem damit, die Anträ-
ge in den entsprechenden Ausschüssen zu diskutie-
ren. Wir können aber jetzt schon sagen, dass wir
nicht zu den Ergebnissen kommen werden, die den
Antragsstellern gefallen werden. Warum das so sein
wird, führe ich gleich noch näher aus.

Gemeinsame Ausschusssitzungen halten wir für
sehr sinnvoll. Sie regelmäßig stattfinden zu lassen,
ist längst überfällig. Gemeinsame Sitzungen sollten
nicht nur mit der Freien und Hansestadt Hamburg
stattfinden.

Die gesundheitsgefährdenden Asbesttransporte von
Niedersachsen nach Mecklenburg über schleswig-
holsteinisches Gebiet zeigen doch ganz deutlich,

dass es einen sehr großen Abstimmungsbedarf gibt.
Dieser findet in Ihren Anträgen allerdings keine Be-
rücksichtigung.

Einen gemeinsamen Ausschuss für die Zusammen-
arbeit der Länder Hamburg und Schleswig-Hol-
stein halten wir für eine bürokratische Missgeburt.
Was bitte soll denn in diesem Ausschuss bespro-
chen werden? Wollen Sie die Kompetenzen der zu-
ständigen Fachausschüssen der beiden Landesparla-
mente beschneiden, sobald ein Thema beide Länder
betrifft? Wie wollen Sie Entscheidungen fällen,
wenn die zuständigen Fachausschüsse in den Län-
dern anders entscheiden als der geplante gemeinsa-
me Ausschuss?

Eine willkürliche Festlegung der Besetzung dieses
Ausschusses ist wenig sinnvoll. Wir wissen doch
alle, dass die Zusammensetzung dieses Hauses in
einem halben Jahr ganz anders aussehen wird.

Ihr Antrag auf eine Verfassungsänderung wirft
mehr Fragen auf, als er Probleme lösen könnte. Wie
bitte soll denn der gemeinsame Ausschuss zusam-
mengesetzt sein? Sollen die hamburgischen Vertre-
ter gemessen an der absoluten Zahl etwas unterre-
präsentiert sein, oder soll die Hansestadt mit ihren
fast 1,8 Millionen Einwohnern genauso viele Ver-
treter in diesen Ausschuss entsenden wie Schles-
wig-Holstein mit mehr als 2,8 Millionen Einwoh-
nern?

Schauen Sie sich einmal die Verteilung an, die Sie
vorgeschlagen haben, und wenden Sie diese auf die
aktuellen Verhältnisse an. Glauben Sie etwa, dass
diese Seite des Hauses dem zustimmen wird? Es ist
doch ziemlich blauäugig, dass die SPD in Schles-
wig-Holstein mit 34 % und in Hamburg mit 47 %
in diesem Ausschuss 58 % der Mitglieder stellen
soll. Das finde ich zwar gut, und das ist auch nicht
schlimm. Glauben Sie aber denn im Ernst, dass Sie
dafür eine Zustimmung erreichen werden?

(Wolfgang Baasch [SPD]: Können wir den
Mittelteil noch einmal hören?)

- 26 % in Schleswig-Holstein.

Das wird nicht funktionieren. Die SPD hätte in ei-
nem solchen gemeinsamen Ausschuss die absolute
Mehrheit. Das wird einfach nicht klappen.

Glauben Sie allen Ernstes, dass die Hamburger Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier großes Inter-
esse daran haben, sich mit den Problemen Nord-
frieslands zu beschäftigen?

Ich kann mich nur wiederholen: Wir befürworten
gemeinsame Sitzungen mit den Ausschüssen der
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Parlamente aller angrenzenden Länder. Bei allem,
was weiter geht, haben wir ernsthafte Bedenken.

(Beifall bei den LINKEN und des Abgeord-
neten Lars Harms [SSW])

Wir haben aber keine Bedenken bei der effektiven
Bekämpfung der Korruption. Wir werden heute
Nachmittag noch darauf zu sprechen kommen,
wenn wir über Müllentsorgung diskutieren. Da liegt
Korruption auf der Hand.

(Unruhe)

Das war ein guter Aufschlag der SPD, für den wir
uns bedanken. Der Aufschlag zielt allerdings zu
kurz, wie uns der SSW-Änderungsantrag, für den
wir uns ebenfalls bedanken, gezeigt hat. Wir könn-
ten dem SSW-Antrag sofort zustimmen, halten al-
lerdings eine Beratung in den Ausschüssen für sinn-
voller.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Alles in allem plädiere ich für eine Zurückstellung
des Gesetzentwurfs, Drucksache 17/1979, sowie
des Antrags, Drucksache 17/1894, bis zur Entschei-
dung über die Ergebnisse der Enquetekommission
sowie für eine Ausschussüberweisung der Anträge,
Drucksache 17/1893 und Drucksache 17/1993.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW erteile ich der Frau Frak-
tionsvorsitzenden Anke Spoorendonk das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bei den vorliegenden SPD-Anträgen waren wir
schon vorgewarnt: Sie sind das Ergebnis einer ge-
meinsamen Sitzung der SPD-Landtagsfraktion und
der SPD-Bürgerschaftsfraktion, die Ende Septem-
ber stattfand. Völlig unklar ist in diesem Zusam-
menhang, was die Stoßrichtung dieser Initiative ist.

Mit keiner Silbe wird zum Beispiel erwähnt, dass
seit anderthalb Jahren eine von SPD und Grünen in-
itiierte Enquetekommission zum Thema Nordstaat
tagt, die derzeit ihren Abschlussbericht anfertigt.
Statt abzuwarten, bis mögliche Bereiche einer wei-
tergehenden Kooperation abgesteckt sind, fordert
die SPD schon heute die Einsetzung eines gemein-
samen Ausschusses für die Zusammenarbeit von
Schleswig-Holstein und Hamburg.

Dabei bleiben wesentliche Fragen nach der Stel-
lung des Ausschusses gegenüber anderen Gremien
und nach der Art der Kontrolle, die er ausüben soll,
völlig offen.

(Gerrit Koch [FDP]: Genau!)

Die Konklusion könnte daher lauten, dass die Ar-
beit der Enquetekommission bei der SPD-Frakti-
on keinen hohen Stellenwert zu haben scheint. Wer
zu Verschwörungstheorien neigt, könnte aber auch
der Meinung sein, dass wir es hier mit einem - zu-
gegebenermaßen recht unbeholfenen - Versuch zu
tun haben, die Hamburger für eine Idee zu begeis-
tern, an der sie ganz offensichtlich nicht interessiert
sind.

In diesem Zusammenhang mutet der gemeinsame
Ausschuss an wie ein trojanisches Pferd, das
schleswig-holsteinische Politikerinnen und Politiker
hinter die Linien Hamburgs bringen soll, damit sie
dort die Herzen für den Nordstaat entflammen kön-
nen.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei CDU
und FDP - Zuruf der Abgeordneten Birgit
Herdejürgen [SPD])

Aber auch ein gemeinsamer Ausschuss wird an der
mangelnden Begeisterungsfähigkeit der hamburgi-
schen Politik nichts ändern. Dort hat man nicht die
Interessen Schleswig-Holsteins im Blick, wie das
chauvinistische Vorgehen Hamburgs bei der HU-
SUM Wind gezeigt hat. Auch ist mir gesagt wor-
den, dass die Freie und Hansestadt Hamburg dabei
sei, ein eigenes Förderinstitut wie die Investitions-
bank Schleswig-Holstein aufzubauen. Trifft das zu,
dann wissen wir wirklich, woran wir sind.

Auch der vorliegende Antrag zum Korruptionsre-
gister ist ein Beleg dafür, dass eher reflexartig nach
Zusammenarbeit mit Hamburg gerufen wird. Wer
einen Moment nachdenkt, muss aber feststellen,
dass uns der Beitritt zum hamburgischen Register
nicht weiterbringt. Alle Anstrengungen in dieser
Sache müssen sich auf eine bundesweite Koordi-
nation der Länderdaten richten.

Deshalb haben wir zu diesem konkreten Antrag
einen Änderungsantrag eingebracht. Zum einen
müssen wir erst einmal unsere eigenen Hausaufga-
ben machen, weil wir bisher nur die Anti-Korrupti-
onsstelle beim Innenministerium haben. Zum ande-
ren kann Korruption aus Sicht des SSW nur wirk-
sam bekämpft werden, wenn die entsprechenden
Daten auf Bundesebene zusammengeführt werden.

(Beifall beim SSW)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, der vorliegende
Gesetzentwurf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD zur Änderung der Landesverfassung kam
ursprünglich von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ziel dieses Vorstoßes ist auch die Einrichtung ge-
meinsamer Ausschüsse. Auch dieser Antrag sagt
letztlich etwas darüber aus, wie die Arbeit der En-
quete eingeschätzt wird. Es geht um gemeinsame
Ausschüsse mit anderen Bundesländern zur besse-
ren Kontrolle ihrer länderübergreifenden Zusam-
menarbeit. Auch gemeinsame gesetzgeberische Ak-
tivitäten sollen in einem solchen Ausschuss vorbe-
reitet werden.

Der SSW bezweifelt nicht, dass derartige Aus-
schüsse an irgendeinem Punkt - wenn es um die
Kontrolle länderübergreifender Institutionen geht -
auch sinnvoll sein können. Wenn es aber darum
geht, länderübergreifende gesetzgeberische Ar-
beit zu leisten, dann bekommen wir mit solchen
Ausschüssen den Nordstaat ,,durch die kalte Kü-
che“, und das wollen wir nicht.

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten
Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE])

Ich fasse zusammen: Auch der SSW sieht viele Be-
reiche, in denen Schleswig-Holstein und Hamburg
enger kooperieren könnten und auch sollten. Genau
aus diesem Grund arbeiten wir konstruktiv in der
Enquetekommission mit, auch wenn wir sie ur-
sprünglich nicht wollten.

Dass wir mit unserer Skepsis richtig lagen, zeigen
die vorliegenden Anträge. Denn wichtiger, als diese
Arbeit zu Ende zu führen, scheint es für die beiden
antragstellenden Fraktionen zu sein, das berühmte
Spiel vom Hasen und vom Igel zu gewinnen.

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei FDP
und der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Thorsten Fürter von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Kubicki, ich glaube, in der Selbstdarstellung
stehe ich Ihnen ein bisschen nach.

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Im Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss haben wir das alles gehabt. Sie waren ein

Mal dabei, Herr Kubicki. Einige von uns waren
häufiger dabei.

Zeugen mussten zweimal vernommen werden, es
gab zwei Abschlussberichte, Sie mussten in zweifa-
cher Hinsicht erarbeitet werden. Die Aktenbestände
mussten zweimal vervielfältigt und vorgehalten
werden, und so weiter. Das ist kein sinnvolles Vor-
gehen, das wir da an den Tag gelegt haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen haben die Grünen relativ schnell gesagt:
Lasst uns doch versuchen, einen gemeinsamen Par-
lamentarischen Untersuchungsausschuss hinzube-
kommen, weil die Thematik eine gemeinsame ist. -
Damals haben Sie darauf hingewiesen und gesagt,
das sei eigentlich keine schlechte Idee, die rechtli-
chen Rahmenbedingungen seien aber nicht vor-
handen. Das stimmt. Jetzt liegt ein Vorschlag auf
dem Tisch, wie wir die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen schaffen können, dass es gemeinsame Aus-
schüsse und gemeinsame parlamentarische Unter-
suchungsausschüsse gibt. Denn es gibt nicht nur die
HSH Nordbank, wir haben Dataport und das Sta-
tistikamt Nord. Wir hatten auch dazu schon Aus-
schusssitzungen. Auch diese Sachen werden länder-
übergreifend gemacht. Es wird damit nicht aufhö-
ren. Ich glaube, dass es uns als Parlament gut an-
steht, wenn die Exekutive in einigen Bereichen die-
sen Weg geht und mit anderen Ländern zusammen-
arbeitet, zu sagen, dass wir auch die Strukturen
schaffen müssen, dass auch wir als Parlamente das
gemeinsam kontrollieren können und nicht völlig
hinter der Exekutive herhinken.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD])

Wir haben einen solchen Staatsvertrag vorgeschla-
gen, der übrigens alle Probleme, die Sie, Herr Je-
zewski, angesprochen haben, regeln kann. Mir fehlt
da etwas die Sympathie für Ihre Gedanken, dass al-
les ganz kompliziert sei. Das kriegen wir hin. Der
soll mit einer Zweidrittelmehrheit im Landtag be-
schlossen werden. Wir hatten vorgeschlagen, dass
auch die Rechte des SSW in einem solchen gemein-
samen Ausschuss berücksichtigt sind. Das garan-
tiert eine starke Rolle des Parlaments, weil durch
die Zweidrittelmehrheit gesichert ist, dass durch
den Staatsvertrag, der abgeschlossen wird, nicht
einseitig von Regierungsseite aus gehandelt werden
kann.

Frau Brand-Hückstädt, ich lese Ihre Kritik so, dass
Sie den Antrag gar nicht so schlecht finden und
vielleicht Mitantragsteller geworden wären. Dann
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müssen wir als Grüne uns vielleicht entschuldigen.
Wir haben das anders eingeschätzt. Wir dachten,
dass die Regierungsfraktionen daran kein Interesse
haben. Aber uns geht es um die Sache und darum,
ein modernes Parlament zu haben. Ich kann Ihnen
gern versprechen, wenn wir da im weiteren Verfah-
ren gemeinsam einbringen, dass ich im Wahlkampf
nicht rumlaufen und sagen werden, das sei ur-
sprünglich meine Idee - von Grünen und SPD - ge-
wesen.

(Katharina Loedige [FDP]: Das glauben wir!
Das Versprechen glauben wir auch!)

- Es steht ja im Protokoll, Frau Loedige, Sie werden
es mir sicherlich vorhalten, wenn ich dagegen ver-
stoße.

Ich sage aber auch: Diese Grundlinienverteidigung,
die hier manchmal an den Tag gelegt wird, alles ab-
zulehnen, was in Richtung Kooperation und ver-
stärkter Zusammenarbeit geht, wird den Interessen
der Menschen im Land nicht gerecht, und zwar we-
der im Süden noch im Norden des Landes.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Noch im Osten,
noch im Westen!)

- Noch im Osten, noch im Westen! Ich würde mir
auch wünschen - was Gesetzesvorhaben angeht -,
dass wir beispielsweise die nächsten Anhörungen
zum Rundfunkänderungsstaatsvertrag, sei es der
Siebzehnte, Achtzehnte oder Neunzehnte, nicht in
fünf Ländern durchführen, sondern vielleicht zu ei-
nem gemeinsamen norddeutschen Verbund zu kom-
men und solche spannenden Anhörungen in einem
gemeinsamen Ausschuss von norddeutschen
Bundesländern zu erörtern, um dann auch ein
bisschen zielgerichtet die Sachen zu diskutieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski das
Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! - Wissen Sie, wenn
man so eine Rede vorbereitet, denkt man sich ja et-
was. Ich habe mir gedacht: Thema HSH Nordbank
und die beiden Untersuchungsausschüsse sprichst
du lieber nicht an, du hoffst einfach darauf, dass je-
mand in das Fettnäpfchen tritt. - Vielen Dank, Kol-
lege Fürter, das war gut, eine nette Vorlage.

(Vereinzelter Beifall bei der FDP sowie Bei-
fall der Abgeordneten Markus Matthießen
[CDU] und Lars Harms [SSW])

Wir müssen uns noch einmal klarmachen, was wir
eigentlich in diesem HSH-Nordbank-Untersu-
chungsausschuss gemacht haben. Wir haben da
nicht beurteilt, was die HSH tut und wie die HSH
das tut, sondern wir haben Regierungshandeln bei
der Aufsicht dieser HSH Nordbank bewertet -
nichts anderes.

(Beifall bei der LINKEN, SSW sowie verein-
zelt bei CDU und FDP)

Kollege Fürter, es steht uns nicht an, dass hambur-
gische Regierungshandeln zu bewerten. Das macht
mein Kollege Joachim Bischoff da drüben, und ich
finde, er macht es gut. Mein Kollege Ulli Schippels
hat das schleswig-holsteinische Regierungshandeln
bewertet, und er hat es auch gut gemacht.

(Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Fürter?

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vom Kollegen Fürter immer gern.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Kollege Jezewski, wissen Sie
schon, dass es jetzt im Rahmen der HSH
Nordbank auch eine gemeinsame Anstalt öf-
fentlichen Rechts gibt, an der Anteile gehal-
ten werden, und dass das eine Anstalt ist, die
länderübergreifend eingerichtet wurde?

- Natürlich, aber Sie wissen auch, dass das Parla-
ment nicht diese Anstalt leitet, sondern dass die
Landesregierung die Entscheidung über diese An-
stalt trifft. Wir haben die Entscheidungen dieser
Landesregierung zu kontrollieren. Das ist einfach
so.

(Beifall der Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE], Wolfgang Kubicki [FDP] und
Lars Harms [SSW] - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Wozu Ihr mich treibt!)

- Wir können das natürlich ändern. Wir können eine
Verfassungsänderung machen und die Rechte des
Parlaments erweitern. Da bin ich jederzeit dabei.
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Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Koch?

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Gern.

Tobias Koch [CDU]: Herr Kollege Jezew-
ski, würden Sie mir zustimmen, dass die ge-
meinsame Anstalt, die der Kollege Fürter ge-
rade ansprach - der HSH Finanzfonds -, über-
haupt nicht Gegenstand des Untersuchungs-
auftrages war?

- Herr Koch, ich danke Ihnen für diese Frage, und
ich stimme Ihnen da voll umfänglich zu.

Ich habe meine Ausführungen beendet.

(Beifall bei der LINKEN und des Abgeord-
neten Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Fraktionsvorsitzenden des SSW, der Frau Ab-
geordneten Anke Spoorendonk, das Wort.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es geht mir nun wirklich nicht darum, jetzt schon
vorwegzunehmen, was wir diskutieren werden,
wenn der Abschlussbericht der Enquetekommission
vorliegt. Aber ich kann feststellen, dass das, was
wir in der Enquetekommission miteinander disku-
tiert haben, wozu wir Empfehlungen aussprechen,
anscheinend etwas ist, was nur bei uns stattfindet.
Wir haben die anderen norddeutschen Bundeslän-
der angeschrieben. Wir haben geschrieben: Schickt
doch einmal Beobachter, kommt doch einmal zu
unseren Sitzungen. Die Resonanz war so.

(Abgeordnete Spoorendonk symbolisiert mit
der Hand eine Null)

Das heißt, die Wirkung dessen, was wir diskutieren,
ist genau so, als würde man einen Sack irgendwo
hinstellen, der umfällt und nichts weiter passiert.

(Zurufe)

Das Bild war mir ein bisschen unklar im Kopf, aber
alle haben es verstanden.

(Heiterkeit und vereinzelter Beifall)

Das heißt, wir diskutieren etwas, was nur mit uns
zu tun hat. Aber Kooperation und Zusammenar-

beit verlangen mindestens zwei Partner. Das
Selbstbewusstsein der Hamburger ist so, dass man
im Moment den Eindruck hat, man könne dort alles
allein machen. Die Metropolregion Hamburg
scheint aus Hamburger Sicht alles zu umfassen.
Wir führen eine Diskussion nach dem Motto: Die
Kirschen in Nachbars Garten sind immer süßer als
unsere eigenen. - Unsere Interessen werden nicht
definiert. Unsere Interessen sind da natürlich vor-
handen. Wir haben die Metropolregion. Und für
diese konkrete Metropolregion müssen auch Lösun-
gen der Probleme gefunden werden. Dazu stehen
wir auch.

(Beifall des Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD] - Zuruf)

- Das ist klar, aber ich meine, die Metropolregion
ist nicht Rendsburg. Das ist dann eine ganz andere
Metropolregion, wenn man so will.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Ich bitte darum, dass man ein bisschen präziser in
der Argumentation wird und auch daran festhält,
was unsere Position ist. Es gibt Regionen des Lan-
des - nicht nur im Norden -, die nicht unter diesen
Rettungsschirm kommen können, die keine Vortei-
le haben. Darum verlangen wir natürlich, dass die
Regionalpolitik, dass die Wirtschaftspolitik, dass
die Strukturpolitik unseres Landes viel breiter ge-
dacht werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abgeord-
neten Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Lars Harms [SSW])

Die Metropolregionen umfassen aber auch die an-
deren Regionen. Wir können nicht so tun, als wür-
den wir alle Probleme lösen, indem wir jetzt sagen:
Wir machen das eben so allein. Ich bitte darum,
daran festzuhalten: Eine Kooperation verlangt Part-
ner, und die sehe ich im Moment nicht.

(Beifall bei SSW, der LINKEN und des Ab-
geordneten Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Dr. Christian von Boetticher
das Wort.

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte mich ganz kurz den Redebeiträgen der
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Kollegen Fürter und Spoorendonk widmen. Frau
Kollegin Spoorendonk, ich hoffe, dass Ihnen ir-
gendwann aufgehen wird, dass die Zusammenarbeit
mit Dänemark und die Zusammenarbeit mit Ham-
burg zwei Seiten einer Medaille sind.

(Anke Spoorendonk [SSW]: Lieber Kollege
von Boetticher, Sie brauchen mich nicht zu
belehren! - Das braucht er mir doch nicht zu
erzählen!)

Ich hoffe, Sie schaffen es irgendwann, Ihr kleines
Denken, das immer nur in Richtung Norden geht
und die Zusammenarbeit Richtung Süden verwei-
gert, aufzugeben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Martin Habersaat
[SPD] und Thomas Rother [SPD])

Das war der erste Punkt.

Zweiter Punkt: Herr Kollege Fürter, Sie sprachen
von vertiefter Kontrolle. Sie haben gesagt, es gebe
eine stärkere exekutive Zusammenarbeit, also
müsste das Parlament nachziehen. Ich fürchte, wir
machen gemeinsam ein wenig Augenwischerei,
denn das, was wir bisher geleistet haben, ist nur ei-
ne marginale Zusammenarbeit, ob wir uns die Me-
dienanstalt, das Statistische Landesamt oder Data-
port angucken. Was haben wir denn gemacht? - Wir
haben eine schleswig-holsteinische Seite an eine
Hamburger Seite gepackt und die beiden so belas-
sen, wie sie sind. Synergieeffekte haben sich kaum
eingestellt.

Nach außen klingt es immer gut: Wir machen das
gemeinsam. Aber am Ende ist es doch nicht wirk-
lich gemeinsam. Wir haben immer noch ein Ham-
burger Beamtenrecht auf der einen Seite und ein
schleswig-holsteinisches auf der anderen Seite. Wir
haben auf beiden Seiten Beamtenbesoldungsge-
setze, was es übrigens sehr viel schwieriger macht,
das zusammenzuführen. Wir haben auch in den ge-
meinsamen Anstalten nicht wirklich etwas Gemein-
sames geschaffen. Deshalb werbe ich seit Jahren
dafür, dass wir einen Schritt weiterkommen.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Bei der Landesplanung, bei der Wirtschaftsförde-
rung, bei vielen einzelnen Fragen brauchen wir in
der Tat mehr Zusammenarbeit.

Aber eines kann ich Ihnen sagen - glauben Sie mir
das aus meiner jahrelangen Arbeit in der Metropol-
region -: All die Metropolregionsräte und Veran-
staltungen zwischen Parlamentariern, auch auf der

kommunalen Ebene, von denen wir uns unglaub-
lich viel versprochen haben, haben am Ende in die-
ser Region keine positiven Entwicklungen ge-
bracht. Man kann als Parlamentarier, sei es auf
kommunaler Ebene oder hier, so viel wollen wie
man will, wenn die Regierungen nicht mitspielen
und der Wille nicht da ist, in der Parteiprogramma-
tik oder in der Umsetzung, dann können Sie so viel
tagen, wie Sie wollen. Darum muss man doch ehr-
lich sein. Wir brauchen ein detailliertes Programm.
Ich glaube, wenn Sie sich das durchlesen, stellen
Sie fest, es ist engagiert, aber Sie brauchen zwei
Partner dazu.

Darum bitte ich Sie ganz herzlich: Werben Sie in
Ihren Parteien, vor allen Dingen im Augenblick auf
der Hamburger Seite - ich habe ja das Gefühl, hier
besteht der Wille - dafür, dass dort gerade die Re-
gierung ein Stück aus den Puschen kommt. Wenn
wir uns dann daranmachen, diese Programmpunkte,
die ich gerade genannt habe, umzusetzen, dann
wird am Ende vielleicht tatsächlich das notwendig,
was der Kollege Fürter gesagt hat, und man muss
auch zu viel stärkerer parlamentarischer Zusam-
menarbeit kommen. Aber das steht nicht am An-
fang des Prozesses. Da haben wir noch eine ganze
Menge zu tun und eine ganze Menge umzusetzen.
Ich wehre mich ja grundsätzlich nicht gegen diese
Idee, aber jetzt ist der falsche Zeitpunkt.

Wir haben eine Enquetekommission. Lassen Sie
uns die Arbeit der Enquetekommission gemeinsam
bewerten. Am Ende haben wir dann ein Resümee.
Ich finde, dann kann man sich zu gegebener Zeit
über vieles unterhalten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Robert Ha-
beck für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ehr-
lich gesagt, ich bin fast schon ein bisschen verzwei-
felt über den Verlauf der Debatte, und zwar nicht
nur dieser Debatte, sondern über den Verlauf der
Debatte über eine norddeutsche Kooperation, die
wir seit zwei Jahren führen oder eben nicht führen.
Es ist doch nicht so, dass wir zu viel Zusammenar-
beit in Norddeutschland haben, sondern wir haben
viel zu wenig. Es ist auch nicht so, dass wir zu viele
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Ideen haben, wie wir zu dieser Zusammenarbeit
kommen, sondern wir haben zu wenige Ideen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nun liegen mal ein, zwei Ideen auf dem Tisch, und
was passiert? - Wieder nur - Frau Kollegin Spoo-
rendonk, Sie haben es gesagt - der Kleingärtner-
blick. Das machen wir hier in diesem Parlament seit
einer Stunde. Wir gucken nur nach unten, und die
FDP geriert sich als beleidigte Leberwurst, weil sie
nicht gefragt wurde.

Es geht doch darum, in die Gänge zu kommen und
tatsächlich einmal eine Idee zu bekommen, wie sich
der Norden in einer komplizierter werdenden Welt,
in einem gemeinsamen Europa aufstellt. Das geht
nur gemeinsam, und diese Gemeinsamkeit muss
doch irgendwie hergestellt werden. Wenn es einmal
konkrete Vorschläge gibt, sollten wir über diese
Vorschläge reden, und wir sollten uns hier nicht in
formalen Dingen verhaken.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Guten Morgen,
lieber Herr Kollege Dr. Habeck.

- Guten Morgen, Herr Kubicki.

Haben Sie für sich selbst eine Antwort auf
die Frage gefunden, warum bei den drängen-
den Problemen, die Sie, wie ich finde, zutref-
fend beschreiben, auf Hamburger Seite nichts
Vergleichbares geschieht, warum es dort kei-
ne Enquetekommission zur norddeutschen
Zusammenarbeit gegeben hat, warum es dort
keine Vorschläge zur Verfassungsänderung
gibt, warum es dort keine Bemühungen gibt,
zu einer intensiveren Zusammenarbeit zu
kommen? Haben Sie auf diese Frage eine
Antwort gefunden?

- Ja, ich persönlich habe da zwei Antworten. Die
möchte ich aber nicht wiederholen, weil mein Ver-
hältnis zu Olaf Scholz schon ein bisschen gelitten
hat.

(Heiterkeit und Beifall)

Aber Herr Kubicki, das Problem ist nicht, was ich
über Hamburg denke, sondern das Problem ist, wie
wir uns gegenüber Hamburg aufstellen. Da ist Mut
und Nachvornegehen notwendig. Das Treiben von
Hamburg ist besser als zu sagen, die wollen sowie-
so nicht, man denkt sich Schimpfwörter aus und
legt die Hände zusammen. Das kann es auch nicht
sein. Also Mut zur Debatte!

Frau Kollegin Brand-Hückstädt, es würde mich
freuen, wenn Sie mutig bei der Enquete mitarbeiten
würden. Die Enquetekommission - das muss man
einfach sagen - hat darunter gelitten - ich war drei,
vier oder fünf Mal dabei -, dass wir nicht über eine
Zusammenarbeit geredet haben, sondern teilweise
über die Blockade der Zusammenarbeit. Es gibt
keine gemeinsame Zielvorstellung für Schleswig-
Holstein, wie wir in einer komplizierteren Welt
vorankommen wollen. Über die Wege kann man
sich streiten. Darüber, ob es einen Nordstaat geben
soll, kann man streiten. Aber für mich ist unstreitig,
dass wir enger zusammenarbeiten müssen, dass es
keinen Sinn macht, auf Schleswig-Holstein zu
gucken und auf Hamburg zu gucken und dann die
Probleme gegeneinander auszuspielen. Das müsste
doch objektiv möglich sein. Reden Sie doch einmal
mit Ihren gefühlten Verbündeten der Wirtschaft!
Die schlagen die Hände über die Haltung zusam-
men, die hier von den regierungstragenden Fraktio-
nen seit einem Jahr an den Tag gelegt wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Es ist längst nicht mehr so, dass Sie da irgendein
Verständnis oder eine Solidarität finden. Das ist
schon alles vorbei. Reden Sie mal mit den Leuten
im Hamburger Umland!

Liebe Anke Spoorendonk, rede doch auch einmal
mit den Leuten im Norden darüber, dass die Ge-
meinsamkeit entstehen muss! Das ist doch eine nor-
mative Vorgabe. Nicht diese Verzagtheit, die wir
hier haben: Es ist alles schwierig, also lassen wir es
bleiben.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
der Frau Abgeordneten Brand-Hückstädt zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Gern.

Ingrid Brand-Hückstädt [FDP]: Herr Ha-
beck, würden Sie zur Kenntnis nehmen, dass
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die FDP in jeder Sitzung der Enquetekom-
mission mit zwei Personen anwesend war?

- Das nehme ich zur Kenntnis.

Würden Sie auch zur Kenntnis nehmen, dass
wir uns dort auch zu Wort gemeldet und mit-
gearbeitet haben?

- Auch das nehme ich zur Kenntnis.

Würden Sie weiter zur Kenntnis nehmen,
dass man, wenn man Gemeinsamkeiten mit
anderen haben will, zunächst einmal Ge-
meinsamkeiten mit den Leuten im Parlament
versuchen sollte?

- Ich nehme das alles zur Kenntnis, Frau Brand-
Hückstädt. Aber das entbindet Sie nicht von der
Antwort auf die Frage: Was will eigentlich die
FDP, was will sie in der Sache?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine weitere Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Spoorendonk
zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Mit großem Vergnügen.

Anke Spoorendonk [SSW]: Herr Kollege
Habeck, ich habe eine konkrete Frage. Ich
will aber vorweg sagen: Diesen Schuh mit
der Verzagtheit ziehe ich mir nicht an. Das
will ich deutlich sagen.

(Beifall beim SSW)

Das können wir in einer Pause weiterdisku-
tieren.

Ich habe eine Frage: Wenn es zutrifft, was
ich gehört habe, dass man in Hamburg dabei
ist, ein Förderinstitut wie die I-Bank aufzu-
bauen, obwohl in der Enquetekommission
auch diskutiert worden ist, wie gut unsere I-
Bank aufgestellt ist, wäre es dann nicht ei-
gentlich eine logische Folge, dass man in
Hamburg sagt: Wir wollen gemeinsam mit
eurer I-Bank etwas Gemeinsames aufbauen.
Können Sie sich erklären, warum das über-
haupt kein Thema ist?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: In Hamburg!)

- Ich halte es für falsch, was Hamburg macht. Das
Aufbauen paralleler Institute halte ich für falsch.
Ich halte das Vorgehen bei der HUSUM Wind für
falsch. Ich halte für falsch, dass wir nicht über ge-
meinsame unabhängige Datenschutzämter reden.
Für einen gemeinsamen Rechnungshof hätte ich
viele Sympathien. Ich halte ganz viel für falsch,
was nicht passiert.

Aber ich sage, dass der Weg zu dieser Gemeinsam-
keit beschritten werden muss durch ein Einstehen
für die Gemeinsamkeit. Ich glaube - das unter-
scheidet uns, liebe Anke Spoorendonk -, dass der
Norden - ich wohne ja wie Sie in Flensburg - von
einer Kooperation mit Hamburg profitieren würde.
Das ist für mich unstrittig. Ich glaube, dass wir die
Debatte über HUSUM Wind niemals gehabt hätten,
wenn es eine gemeinsame Wirtschafts- oder Messe-
planung gegeben hätte und Schleswig-Holsteiner
und Hamburger gemeinsam darüber entschieden
hätten. Das würde dann nicht passieren. Das unter-
scheidet uns.

Darüber, wie das Ganze endet, können wir streiten,
da bin ich überhaupt nicht festgelegt. Aber dass es
diese Zusammenarbeit geben muss, dass sie herge-
stellt werden muss und dass es dafür parlamentari-
sche Grundlagen braucht, ist für mich unstrittig. Ich
bin, so habe ich angefangen, enttäuscht über die
Verzagtheit darüber, dass wir uns nicht einmal dar-
auf einigen können.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zusatzfrage der
Frau Abgeordneten Spoorendonk zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Gern.

Anke Spoorendonk [SSW]: Ich kann dem ja
viel abgewinnen, mein Problem ist nur, wie-
so wir in Schleswig-Holstein jetzt davon
überzeugt sein sollen, wenn wir für unsere
Position überhaupt keine Partner finden. Was
können wir da machen?

- Liebe Anke Spoorendonk, obwohl die FDP in
Schleswig-Holstein gegen Atomkraft war und erst
einmal keine Partner hatte, hat sie dies doch nicht
für eine falsche Position gehalten. Man muss doch
entlang der Erkenntnis versuchen, politische Kon-
zepte aufzustellen, und darf nicht sagen, weil wir
möglicherweise damit nicht durchdringen, lassen
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wir es bleiben. Das halte ich für kleinkariertes Den-
ken, und davon werde ich auch heute an diesem
Pult nicht abrücken.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine weitere Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Wolfgang Ku-
bicki zu?

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Habeck, ich habe mich, als Sie HUSUM
Wind und die Probleme mit Hamburg er-
wähnt haben, zur Wort gemeldet. Sie haben
gesagt, wir hätten möglicherweise bei einer
gemeinsamen Messeplanung die Probleme
mit HUSUM Wind und Hamburg nicht ge-
habt.

Glauben Sie ernsthaft, dass, wenn wir vorab
eine mit Hamburg gemeinsame Messepla-
nung gehabt hätten, es jemals zur HUSUM
Wind gekommen wäre?

(Beifall bei FDP, CDU und SSW)

- In der Tat, das glaube ich, und das hoffe ich.

(Lachen bei CDU und FDP)

- Okay. Warum gibt es in Flensburg eine Universi-
tät? Hätte es diese Universität in Flensburg gege-
ben, wenn der Landesteil Schleswig als souveräner
Staat agiert hätte? - Nein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Na logisch!)

Ein Lübecker SPD-Ministerpräsident hat dafür ge-
sorgt, dass es in Flensburg eine Universität gibt.
War das jetzt Kleinstaaterei oder eine Regierung
oder eine Mehrheit im Parlament?

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Baasch
[SPD] und Peter Eichstädt [SPD])

Das Bild, das Sie zeichnen, ist, wenn es wahr ist, so
zum Verzweifeln, dass wir alle nach Hause gehen
könnten, weil wir dann nur noch für unsere eigenen
Dörfer und Kommunen zuständig wären. Ich will
nicht daran glauben, dass es unmöglich ist, über
seinen eigenen Tellerrand zu schauen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD)

Die HUSUM Wind im Konkreten ist überhaupt
nicht staatlich entstanden, sondern sie ist entstanden

durch ein Engagement in der Region. Windmüller
und Tüftler, sozusagen eine Bewegung aus Nord-
friesland heraus, haben sich zusammengetan und
gesagt: Wir machen einmal eine Messe. Das wurde
politisch nicht verhindert. Das war dabei vielleicht
die größte Leistung.

(Beifall des Abgeordneten Peter Eichstädt
[SPD])

Die HUSUM Wind ist das beste Beispiel dafür,
dass es Initiative von unten her geben kann. Ich will
nicht akzeptieren, dass es dann eine Politik gibt, die
sagt: Weil es dort ist und nicht da, machen wir das
Ding platt. Das kann nicht sein. Weil es nicht sein
kann, müssen wir Grundlagen herstellen, dass das,
was möglich sein könnte, auch möglich wird.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Fraktionsvorsitzenden der SPD-Fraktion,
Herrn Abgeordneten Dr. Ralf Stegner, das Wort.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Keine
Feier ohne Meier!)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte zunächst einmal der Behauptung wider-
sprechen, man habe für eine norddeutsche Koopera-
tion keine Partner. Es kann doch nicht allen Ernstes
- wie von Herrn Carstensen vor kurzer Zeit - gesagt
werden: „Wir ziehen bald zusammen, das ist eine
WG“, und kaum regiert jemand anders, sind das nur
noch Pfeffersäcke.

(Zurufe von CDU und FDP)

Das ist eine sehr verkürzte Betrachtungsweise. Ich
wende mich da an alle Kollegen, die so etwas sa-
gen. Ich glaube, das Thema norddeutsche Zusam-
menarbeit muss diskutiert werden - egal, wer in
Hamburg oder hier regiert. Es ist unser Interesse,
dass wir das gemeinsam tun. Dann arbeitet und
spricht man miteinander. Ich hatte in den letzten
Wochen gelegentlich den Eindruck, als sei Olaf
Scholz - so, wie er beschimpft worden ist - Kandi-
dat für die SPD in Schleswig-Holstein, obwohl wir
Landtagswahlkampf hier in Schleswig-Holstein ha-
ben.

Herr Kollege von Boetticher, einer der Gründe,
warum es sinnvoll ist, dass die Parlamente mitma-
chen, ist, dass es in beiderseitigem Interesse ist.
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Schauen Sie, wir legen Behörden zusammen. Das
funktioniert bei den Stellen oft nach dem Motto: 1
plus 1 gleich 2,5. Unser Ziel muss aber sein, dass
Parlamente darauf achten, dass 1 plus 1 gleich 1,5
oder 1,7 ergibt. Das ist der Teil, den wir erreichen
müssen, dass dabei Einsparungen herauskommen.
Das ist einer der großen Vorteile, wenn man zusam-
menarbeitet. Deswegen auch das Parlament!

Lassen Sie mich ein Zweites sagen. Man kann doch
nicht ernsthaft argumentieren, am besten sei ein
bundesweites Korruptionsregister, aber wir fan-
gen erst einmal gar nicht damit an. Lieber gar
nichts tun, als einen kleinen Schritt in die richtige
Richtung, lieber gar nichts tun, sondern warten, bis
man einen großen Schritt tun kann. Was ist das für
eine Politik? - Das ist doch falsch. Man muss das
gemeinsam tun, was man gemeinsam tun kann.

Bei den Dingen, über die wir hier reden, geht es
doch um konkrete Sachen. Man sieht doch, dass der
Süden relativ gut zusammenarbeitet. Warum wollen
wir das im Norden nicht tun?

Frau Kollegin Spoorendonk, ich will Ihnen Folgen-
des sagen: Natürlich haben wir Interessen im
nördlichen Landesteil, die nicht automatisch von
anderen gesehen werden. Aber glauben Sie allen
Ernstes, dass es , wenn wir nicht gemeinsam nord-
deutsch handeln, für den Norden des Landes besser
wird, wenn das unkontrolliert erfolgt? - Ganz im
Gegenteil. Dann wird man im Grunde genommen
doch überrollt. Deswegen ist es viel besser, wenn
wir gemeinsam Lösungen suchen, die die Men-
schen übrigens wollen. Die Schleswig-Holsteiner
im Hamburger Umland schütteln doch den Kopf,
wenn sie das Argumentieren gegeneinander hören
und sagen: Wir erwarten von unseren Regierungen
und Parlamenten, dass sie norddeutsche Lösungen
gemeinsam entwickeln, bei denen jeder zu seinem
Recht kommt. Das muss doch das Ziel sein. Daran
arbeiten wir.

Frau Kollegin Brand-Hückstädt, ich fand Ihren Bei-
trag zumindest eigenwillig. Schauen Sie: Wir rich-
ten hier auf Antrag der Grünen und der SPD eine
Enquetekommission ein. Dann wird ernsthaft mit-
gearbeitet. Sie fordern sehr lange, dass die Arbeit
der Kommission endlich beendet wird, dabei kom-
me ja eh nichts heraus. Dann sollten Sie nicht kom-
men und uns erzählen, wir sollten mehr mit Ihnen
reden, bevor wir zu Lösungen kommen. Das ist kei-
ne vernünftige Form der Kooperation. Wir wollen
eine wirklich breite Unterstützung für die Arbeit in
Norddeutschland zum Entwickeln gemeinsamer
Lösungen - übrigens nur am Anfang allein mit
Hamburg; der Norden ist noch sehr viel größer,

und wir müssen auch mit den anderen sehr viel bes-
ser zusammenarbeiten.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mecklenburg-Vorpommern wird sich beispiels-
weise bald entscheiden müssen, ob es lieber Ost-
land oder Nordland sein will - dann nämlich, wenn
das mit dem West-Ost-Transfer zu Ende geht. Das
wird ja bald der Fall sein. Dann wird man auch dort
sagen: Es ist gut, wenn wir in Norddeutschland bes-
ser zusammenarbeiten. Das tun die Bayern und Ba-
den-Württemberger auch.

Der Norden ist nicht nur beim Verkehr im Hinter-
treffen, wenn wir das nicht gemeinsam besser orga-
nisieren. Es ist gut für die Menschen, es ist gut für
die Parlamente und hat überhaupt nichts mit Partei-
politik oder sonst etwas zu tun. Das ist schlichtweg
Interesse der Bürger in unserem Land.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Vorsitzenden der CDU-Fraktion, Herrn Abge-
ordneten Johannes Callsen, das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!
Schleswig-Holstein und Hamburg sind ein gemein-
samer Wirtschaftsraum mit vielen Verflechtun-
gen im wirtschaftlichen Bereich, aber auch zwi-
schen den Menschen. Deshalb war und ist es rich-
tig, die Kooperation auszubauen und zu vertiefen.
Wir haben genau vor diesem Hintergrund der Ein-
richtung der Enquetekommission zugestimmt. Un-
sere Überzeugung ist - das hat der Kollege Matthie-
ßen auch gesagt -, dass wir für diese Kooperation
eine breite Basis zunächst einmal in diesem Haus
brauchen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Wir brauchen aber auch eine breite Basis im Ge-
spräch mit Hamburg; das sind unsere Gesprächs-
partner. Und wir brauchen eine breite Basis auch
mit allen Landesteilen in Schleswig-Holstein.

Ich will ein bisschen der Sorge der Kollegin Spoo-
rendonk widersprechen. Ich glaube nicht, dass wir
eine Teilung des Landes mit dieser Diskussion her-
beireden sollten. Ich sehe schon, dass der Landes-
teil Schleswig eigene Interessenlagen hat, die sich
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aufgrund seiner Strukturschwäche ergeben. Aber
ich bin der festen Überzeugung, dass alle Landes-
teile am Ende von einer stärkeren Zusammenarbeit
zwischen Hamburg und Schleswig-Holstein profi-
tieren können. Weil wir diese breite Basis brau-
chen, kann es doch nur richtig sein, den Bericht der
Enquetekommission abzuwarten.

Lieber Herr Kollege Dr. Habeck, Sie haben von
Gemeinsamkeiten gesprochen. Wer diese Gemein-
samkeiten will, der sollte den Bericht abwarten, die
Diskussion hier im Parlament auf breiter Basis füh-
ren und sich dann auf Augenhöhe mit den Hambur-
ger Kolleginnen und Kollegen zusammensetzen.
Dann geht das los, was der Kollege Stegner an-
sprach. Dann geht es darum, Partner zu finden. Da-
für brauchen wir hier im Haus eine breite Basis.
Dann geht es in der Tat um das Gespräch mit Ham-
burg. Dazu gehört aber auch, dass wir Punkte, die
hier schon zur laufenden Kooperation angesprochen
worden sind, nämlich HUSUM Wind, die I-Bank,
auch das Verhältnis zum CCS-Gesetz, mit Ham-
burg besprechen sollten. Das spielt in dieser Dis-
kussion schon eine Rolle.

Insofern habe ich den Eindruck, dass der SPD-An-
trag, der uns vorgelegt worden ist, ein Stück dazu
beitragen soll, die im Wesentlichen von der Ham-
burger SPD verursachten aktuellen Probleme in der
Kooperation zu überkleistern. Ich bitte uns alle,
sehr sachlich in der Enquetekommission zu Ende zu
arbeiten und in großer Gemeinsamkeit den Ab-
schlussbericht abzuwarten und umzusetzen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Tobias Koch von der CDU-
Fraktion das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Das hätte gerade ein schönes Schlusswort
sein können.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Ich habe mich auch nicht wegen des Redebeitrags
meines Fraktionsvorsitzenden zu Wort gemeldet,
sondern wegen einiger vorangegangener Redebei-
träge, die diese Debatte in ein schiefes Licht ge-
rückt haben. Wenn heute hier der Eindruck entstün-
de, dass aufgrund der von verschiedenen Rednern
vorgetragenen Skepsis zu den beiden vorliegenden

Anträgen keine Bereitschaft unsererseits gegeben
sei, konstruktiv mit Hamburg zusammenzuarbeiten,
wie es der Kollege Habeck andeutete,

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: So ist es!)

so wäre dieser Eindruck absolut falsch.

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Dann korrigieren Sie ihn!)

Wir unterbreiten unverdrossen ein Angebot nach
dem anderen - bei der Forstverwaltung, beim Ma-
nagement von EU-Förderprogrammen, bei der In-
vestitionsbank, beim Personalmanagement, bei
Verkehrsprojekten. Nur, weil die Hamburger mit
dem jetzt allein regierenden SPD-Senat mit einer
gewissen Überheblichkeit - das Stichwort der Pfef-
fersäcke haben Sie geprägt, Herr Habeck - eines
nach dem anderen ablehnen, wird es uns nicht da-
von abhalten, unverdrossen weitere Angebote zu
unterbreiten. Wir wollen diese Zusammenarbeit
mit Hamburg.

(Beifall bei CDU, FDP, SPD und des Abge-
ordneten Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Deshalb wäre es falsch, wenn Sie das daraus
schlössen. Wenn diese beiden Alibi-Anträge, die
hier vorgelegt worden sind, die eher einem Feigen-
blatt gleichkommen, keine Zustimmung finden, hat
das überhaupt nichts damit zu tun, dass wir diese
Zusammenarbeit mit Hamburg nicht intensiv fort-
führen wollen und weiter intensiv daran arbeiten
werden.

(Beifall bei CDU, FDP und SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung.

Es ist beantragt worden, den Gesetzentwurf Druck-
sache 17/1979 und die Anträge Drucksachen 17/
1893, 17/1894 und den Änderungsantrag Drucksa-
che 17/1993 dem Innen- und Rechtsausschuss zu
überweisen sowie die Anträge Drucksachen 17/
1893 und 17/1993 zum Thema Korruptionsregister
zusätzlich auch an den Wirtschaftsausschuss. Wer
dem zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Dann ist
das einstimmig so beschlossen.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufru-
fe, begrüßen Sie bitte mit mir Schülerinnen und
Schüler der Gemeinschaftsschule am Brook aus
Kiel-Gaarden und der Regionalschule Plön mit ih-
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ren Lehrkräften. - Seien Sie uns herzlich willkom-
men im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 25 auf:

Auswirkungen der bankenaufsichtlichen Rege-
lungen Basel III auf die schleswig-holsteinischen
Sparkassen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/1903 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, das ist nicht der Fall. Mit dem Antrag
wird ein Bericht in dieser Tagung erbeten. Ich lasse
zunächst darüber abstimmen, ob der Bericht in die-
ser Tagung gegeben werden soll, und bitte um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? -
Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Ich frage die Landesregierung, wer den Bericht hal-
ten wird, und sehe, dass für den Innenminister Herr
Finanzminister Rainer Wiegard den Bericht für die
Landesregierung halten wird.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kolle-
gen! Zu den voraussichtlichen neuen Eigenkapital-
vorschriften von Basel III hat der Schleswig-Hol-
steinische Sparkassen- und Giroverband Probebe-
rechnungen durchgeführt. Bei den derzeitigen Bi-
lanzstrukturen der schleswig-holsteinischen Spar-
kassen würden demnach drei der 14 Sparkassen die
künftigen Eigenkapitalanforderungen, Kernkapi-
talquote und Gesamtkapitalquote, noch nicht erfül-
len. Drei von 14. Diese Institute müssen also -
ebenso wie manche anderen Kreditinstitute - An-
passungsmaßnahmen vornehmen.

Unabhängig davon sinkt künftig die regulatorische
Anerkennung bestimmter Kapitalbestandteile, unter
anderem eben der stillen Einlagen. Aus diesem
Grund besteht bei sechs Sparkassen Handlungsbe-
darf. Diese sechs Institute müssen - so der Sparkas-
sen- und Giroverband - jährlich einen wesentlichen
Teil des Jahresergebnisses den Rücklagen zufüh-
ren oder andere geschäftspolitische Maßnahmen er-
greifen, um den Status quo zu erreichen und die Be-
dingungen zu erfüllen. Die Restriktionen durch die
Rücklagenzuführung werden danach geschäftspoli-
tisch wohl die bedeutendste Rolle in den nächsten
Jahren spielen.

Als weitere Kennzahl soll durch Basel III eine Ver-
schuldungsquote eingeführt werden. Dazu führt

der Sparkassen- und Giroverband aus, dass diese
Kennzahlen durch die schleswig-holsteinischen
Sparkassen gut erfüllt werden können. Lediglich ei-
ne Sparkasse sei relativ dicht an der geforderten
Grenze und werde daher geschäftspolitische Maß-
nahmen einleiten müssen.

Zu beachten ist, dass künftig Kommunalkredite in
voller Höhe in die Verschuldungsquote einzurech-
nen sind. Dieses ebenso sparkassentypische wie
margenarme Geschäftsfeld wird damit für alle Ban-
ken und Sparkassen nicht gerade attraktiver wer-
den.

Schließlich geht der Verband auch auf die neuen
Liquiditätsanforderungen unter Basel III ein. Die
Liquiditätskennziffern würden derzeit von elf Spar-
kassen nicht erfüllt. Um dies langfristig ändern
können, würden die Sparkassen zusätzlich unter
Ertragsdruck gesetzt. Davon könnte die Fristen-
transformation betroffen sein, also die Deckung
mittel- bis langfristiger Kredite durch kurzfristige
Einlagen. Die Sparkassen werden voraussichtlich
diese Fristentransformation einschränken und Um-
schichtungen im Anlagebestand vornehmen müs-
sen.

Das ist die reale Welt nach Basel III, so wie sie der-
zeit vom Sparkassen- und Giroverband auf der
Grundlage der derzeitigen Geschäftssituation der
Sparkassen eingeschätzt wird.

In der zweiten Frage will der Antragsteller wissen,
ob die Landesregierung die Bedenken des Spar-
kassen- und Giroverbandes teile. Dazu können wir
kurz und knapp sagen: Die Landesregierung geht
selbstverständlich davon aus, dass der Sparkassen-
und Giroverband eine sachgerechte Prognose nach
dem heutigen Kenntnisstand für die Mitgliedsspar-
kassen abgegeben hat. Insofern teilen wir auch
manche Sorge, die hier zum Ausdruck kommt, in
Bezug darauf, einige dieser Bedingungen in Zu-
kunft erfüllen zu können.

Frage drei: Wird sich die Landesregierung im Sinne
der Sparkassen für eine Nachbesserung und Kon-
kretisierung einsetzen? - Die ist ebenfalls klar zu
beantworten. Wie bisher ist die Landesregierung
davon überzeugt, dass das deutsche Drei-Säulen-
System in der Kreditwirtschaft sich bewährt hat.
Die drei Säulen aus Sparkassen, Genossenschafts-
banken und privaten Geschäftsbanken zeichnet sich
in Bezug auf Größe, Geschäftsmodelle und Risiko-
potenzial durch sehr heterogene Kreditinstitute aus.

Es wäre außerordentlich wünschenswert, wenn Ba-
sel III per Richtlinie ins europäische und letztlich
nationale Recht umgesetzt würde und eben nicht
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durch EU-Verordnung, wie das derzeit die Kom-
mission anstrebt.

(Vereinzelter Beifall bei CDU, SPD und
FDP)

Deshalb hat sich die Landesregierung bereits auch
wiederholt für Änderungen bei der Umsetzung des
derzeitigen Entwicklungsstands von Basel III aus-
gesprochen, zum Beispiel in Länderarbeitskreisen,
zum Beispiel gegenüber der Bundesregierung, zum
Beispiel durch Wirtschaftsminister Jost de Jager als
Vorsitzenden der Wirtschaftsministerkonferenz,
und zum Beispiel im September durch den Be-
schluss eines umfangreichen Änderungsantrags im
Bundesrat.

Die Landesregierung weiß um die Bedeutung der
Sparkassen auch oder insbesondere als Finanzierer
des Mittelstands und der privaten Haushalte.
Deshalb sind wir hier auch bereits in der Vergan-
genheit aktiv geworden, und deshalb haben wir die-
ses Thema fest im Blick. Um auch das sehr deutlich
zu sagen, damit das nicht aus den Augen verloren
wird, dass wir auch eine andere Sicht der Dinge auf
diese Fragen fokussieren müssen: Eine stärkere und
zielsichere Regulierung des Bankensektors ist
zweifellos notwendig. Das haben beide Finanz-
marktkrisen der letzten Jahre deutlich gezeigt. Die
Regulierung muss dabei aber so erfolgen, dass wir
auf die tatsächlichen, die reale Wirtschaft beein-
trächtigenden Risiken der Finanzmärkte, angemes-
sen reagieren und dabei genau und vor allem die re-
alwirtschaftlichen Bezüge berücksichtigen - nicht
nur, aber auch durch Basel III.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei CDU und SPD)

Lassen Sie mich abschließend noch kurz zur ergän-
zenden Frage zu den Presseberichten Stellung neh-
men, nach denen das Bundeskartellamt mögli-
cherweise eine Beteiligung der HASPA Finanz-
holding am Stammkapital der Kreissparkasse
Herzogtum Lauenburg nicht genehmigen wird.
Der Sparkassen- und Giroverband hat in einer ers-
ten Stellungnahme bereits eine solche Möglichkeit
und vor allen Dingen deren Konsequenzen bedau-
ert. - Das ist auch eine wichtige Nachricht in dem
Zusammenhang, die man vor geraumer Zeit so
noch nicht erwartet hätte.

(Vereinzelter Beifall bei CDU und FDP)

Zurzeit liegt einzig der Entwurf einer Stellungnah-
me der Vierten Beschlussabteilung des Kartellamts
vor, zu dem auch die Landesregierung zu einer
Stellungnahme aufgefordert worden ist. Das Spar-

kassengesetz ist bekanntlich kein Einzelfallgesetz,
es regelt also nicht die Kapitalmaßnahme für die
Sparkasse Herzogtum Lauenburg und die HASPA,
sondern es regelt das für alle öffentlich-rechtli-
chen Institute in Schleswig-Holstein. Ohne auf
einzelne Sparkassen einzugehen, kann ich sagen:
Sie haben gehört, wie viele Institute möglicherwei-
se durch Basel III bei ihrer Eigenmittelausstattung
dem Verband zufolge noch Bedarf haben, hier und
da durch geeignete Maßnahmen nachzusteuern. Das
Sparkassengesetz bietet hierfür eine ausgezeichnete
Grundlage.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es wäre schlicht unvernünftig, wenn diese generelle
Option - selbst wenn sie in bestimmten Einzelfällen
aus ganz anderen Gründen nicht anwendbar wäre,
beispielsweise weil sich die privaten Geschäftsban-
ken aus diesen Regionen völlig zurückgezogen ha-
ben; was die Grundlage und Ursache dafür ist - in
einem solchen Einzelfall auch kritisch gewürdigt
würde. Eine gute Eigenkapitalausstattung ist für
alle Kreditinstitute essenziell, erst recht durch Basel
III. Kluge Optionen werden dabei helfen, und das
neue Sparkassengesetz ist auch nach Auffassung
des Sparkassen- und Giroverbandes eine kluge Op-
tion.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich der Frau Abgeordneten Monika Heinold
das Wort. - Die Landesregierung hat ihre Redezeit
um gut 3 Minuten überzogen; die stehen jetzt auch
allen Fraktionen zur Verfügung.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Herr Minister, vielen Dank für den Bericht.
Herr Minister de Jager, vielen Dank auch für Ihre
Pressemitteilung gestern, die an Klarheit nicht zu
überbieten war.

Die grüne Fraktion begrüßt eine stärkere Regulie-
rung der Banken und Finanzmärkte. Die Politik
muss dem G-20-Grundsatz „kein Finanzplatz, kein
Finanzmarktakteur und kein Finanzprodukt ohne
Regulierung“ Rechnung tragen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD)
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Eine Situation, in der Großbanken spekulieren und
Gewinne einheimsen, während die Steuerzahler die
Rechnung tragen, ist unerträglich.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Robert Ha-
beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Andreas Beran [SPD])

Deshalb ist es richtig, dass die Banken zukünftig
ihre Eigenkapitalquote erhöhen müssen, um ver-
stärkt Risiken selbst aufzufangen. Falsch wäre es
aber - und darüber reden wir heute -, dabei unbe-
darft Altbewährtes plattzumachen. Deshalb haben
wir das Thema „Basel III und Sparkassen“ heute
auf die Tagesordnung gesetzt.

Sparkassen und Genossenschaftsbanken sind ei-
ne wichtige Säule im deutschen Bankensystem. Ihr
Schwerpunkt liegt in der Versorgung der Region
mit Krediten und örtlichen Anlaufstellen. Sie sind
der Garant dafür, dass kleine und mittelständische
Betriebe einigermaßen glimpflich durch die Krise
gekommen sind. Ein Blick in die USA zeigt, dass
dort in der Debatte um das Trennbankensystem
neidvoll auf unser Sparkassensystem geschaut wird
und dass es dort Debatten darüber gibt, ob man
Ähnliches einrichten kann.

Basel III berücksichtigt genau diese Besonderheit
des deutschen Drei-Säulen-Modells nicht. Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken müssen ihr Ei-
genkapital auf 10,5 % erhöhen, genauso wie inter-
national tätige Investmentbanken. Dass die Spar-
kassen damit erhebliche Probleme haben, weil Kre-
dite für die Realwirtschaft teurer werden können,
und dass die Sparkassen auch damit Probleme ha-
ben, dass Finanzpapiere wie beispielsweise Staats-
anleihen nicht abgesichert werden müssen, wäh-
rend die Kredite an die Realwirtschaft höher abge-
sichert werden müssen, dafür haben wir Verständ-
nis. Gemeinsam mit der Handwerkskammer be-
fürchten die Sparkassen, dass die Kreditvergabe
vor Ort erschwert wird und dass die höheren Kos-
ten an die Kunden weitergegeben werden.

Ein negativer Effekt auf die Realwirtschaft ist aber
das Letzte, was unser Land in der Wirtschafts- und
Finanzmarktkrise braucht. Es ist ärgerlich, dass es
der schwarz-gelben Bundesregierung nicht gelun-
gen ist oder dass sie es versäumt hat, sich während
der Verhandlungen um Basel III für unsere Spar-
kassen und die Genossenschaftsbanken einzusetzen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt sind die Verhandlungen abgeschlossen, und es
wird schwer werden nachzubessern. Der Vorschlag
Ihrer Regierung, Richtlinie statt Verordnung, ist aus

unserer Sicht richtig, weil es dann mehr Handlungs-
spielraum gäbe. Ob das gelingen kann - ich bin mir
da sehr unsicher.

(Christopher Vogt [FDP]: Mit Ihrer Unter-
stützung klappt das!)

Es ist richtig, dass sich die Landesregierung ge-
meinsam mit Bayern in Berlin für die Sparkassen
eingesetzt hat und einsetzen will.

Aus grüner Sicht wäre es sinnvoll und notwendig
gewesen, die Art des Geschäfts, die Größe der
Bank und das Risikopotenzial bei der Festsetzung
der Höhe der Eigenkapitalquote zu berücksichti-
gen. Wenn es die systemrelevanten Banken sind,
die uns die größten Probleme bereiten, dann müss-
ten es doch diese Banken sein, welche härtere Auf-
lagen erhalten als kleine Regionalbanken. Wir dür-
fen es doch nicht zulassen, dass die Sparkassen die
Leidtragenden des skrupellosen Zockertums von
Großbanken werden.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Meine Damen und Herren, um den Sparkassen eine
Möglichkeit zu geben, ihr Eigenkapital zu verbes-
sern, haben CDU und FDP im letzen Jahr gegen er-
heblichen Widerstand der HASPA die Möglichkeit
eingeräumt, sich an den schleswig-holsteinischen
Sparkassen zu beteiligen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehr richtig!)

Herr Kubicki, nun stellt sich heraus: Eine derartige
Konzentration der Marktmacht im Hamburger
Rand wird das Kartellamt eventuell gar nicht ge-
nehmigen.

(Christopher Vogt [FDP]: Eventuell!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und
FDP, Sie haben die Backen dick aufgeblasen.
Rechtlich einwandfrei haben Sie Ihren Gesetzent-
wurf scheinbar nicht geprüft.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie vereinzelt bei SPD und SSW - Zuruf
des Abgeordneten Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Kubicki, es ist Ihrer Partei und Fraktion nicht
ganz fremd, dass es so etwas wie Marktkonzentrati-
on geben kann,

(Zurufe)

dass es sein kann, dass das Kartellamt einschreitet.
Sollte das Kartellamt sagen, dass das nicht zuläs-
sig ist, haben Sie schlecht gearbeitet. Da können
Sie darum herumreden wie Sie wollen.
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Widerspruch bei CDU und
FDP)

- Herr Kubicki, mein produktiver Vorschlag ist,
dass es besser gewesen wäre, die von der Bevölke-
rung gewählte Mehrheit hätte sich im Parlament
gleich ordentlich widerspiegelt. Dann hätten wir Ihr
Sparkassengesetz nicht gehabt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Meine Damen und Herren, für die gut aufgestellte
Lauenburger Sparkasse dürfte ein Verbot des
Einstiegs der HASPA relativ unproblematisch sein,
für die Sparkasse Südholstein würde der bisherige
Zustand fortgeschrieben, 50 Millionen Nachrang-
darlehen statt Beteiligung.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ist gar nicht zu-
lässig!)

- Das machen sie doch zurzeit.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich hätte mich gewundert, wenn er keine stellt. Ja.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Frau Kollegin
Heinold, ist Ihnen erstens bekannt, dass der
Sparkassen- und Giroverband zwischenzeit-
lich das schleswig-holsteinische Sparkassen-
gesetz als fortschrittlich und unabdingbar
lobt? Ist Ihnen zweitens bekannt, dass eine
Beteiligung der HASPA an einer Sparkasse
im Norden des Landes wegen mangelnder
Überlappung des Gebiets keine wettbewerbs-
rechtlichen Bedenken auslösen würde?

- Mir ist bekannt, was Sie sagen. Dennoch muss ich
nicht alles teilen. Ich bin nicht der Sparkassen- und
Giroverband und werde nicht eins zu eins sagen:
Der hat immer recht. Was ist denn das für eine Ar-
gumentation!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Christopher Vogt [FDP]: Sie sind die Mehr-
heit der Bevölkerung! Ziemlich kleine Be-
völkerung!)

- Herr Vogt, ich kann verstehen, dass Sie darunter
leiden, dass Ihre Prozente sinken.

(Zurufe von der FDP)

- Wir leiden nicht darunter.

Meine Damen und Herren, die nächsten Wochen
werden zeigen, wie sich das Kartellamt entscheidet.
Jetzt ist es erst einmal unabhängig davon Aufgabe
der Sparkassen, sich auf die neue Situation einzu-
stellen. Erst einmal müssen sie sich auf die Gege-
benheiten von Basel III einstellen, weil die Bedin-
gungen auch für die Sparkassen gelten. Ob es der
Landesregierung gelingen kann, hier noch ein
bisschen was für die Sparkassen zu verbessern - ich
würde mich darüber freuen. Denn Schleswig-Hol-
stein ist darauf angewiesen, dass wir die Sparkassen
als starke Partner der Wirtschaft in unseren Regio-
nen haben.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter Tobi-
as Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Schön, dass nach dem Brief des Sparkas-
senpräsidenten auch die Grünen das Thema Ba-
sel III entdeckt haben. Für uns ist es nicht das erste
Mal, dass wir uns über die Auswirkungen von Ba-
sel III auf die schleswig-holsteinischen Sparkassen
Gedanken machen.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wäre auch erschreckend!)

- Bei Ihnen ist es offensichtlich so. Ich habe bereits
in meiner Rede im Juni 2010 darauf hingewiesen,
dass im Rahmen von Basel III verschärfte Eigenka-
pitalanforderungen für alle Banken und damit
auch für die schleswig-holsteinischen Sparkassen
zu erwarten seien. Unsere konkrete Antwort darauf
war die Änderung des Sparkassengesetzes. Mit
dem neu geschaffenen Instrument von Minder-
heitsbeteiligungen ermöglichen wir es gerade kapi-
talschwachen Sparkassen, ihr Eigenkapital zu stär-
ken und damit die Anforderungen von Basel III zu
erfüllen. Wir haben damit in unserem eigenen Zu-
ständigkeitsbereich bereits für Lösungen gesorgt,
als die Opposition noch nicht einmal das Problem
erkannt hatte.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf des Abge-
ordneten Dr. Ralf Stegner [SPD])
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Wie die Pressenmitteilungen aus dieser Woche zei-
gen, hat sich daran bei der Opposition offensicht-
lich nichts geändert.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Weil das Gesetz
nichts taugt!)

Die eventuelle Untersagung der Beteiligung der
HASPA Finanzholding an der Kreissparkasse Her-
zogtum Lauenburg durch das Bundeskartellamt
wird von der Opposition zum Anlass genommen -
wir haben es soeben gehört -, das Sparkassenge-
setz insgesamt für gescheitert zu erklären. Frau
Kollegin Heinold ist sich nicht zu schade dafür,
aufgrund dieser möglichen Einzelfallentscheidung
infrage zu stellen, dass das Gesetz insgesamt recht-
lich einwandfrei sei.

(Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war doch der Zweck!)

Herr Kollege Eichstädt entpuppt sich als multiple
Persönlichkeit: im Landtag dagegen, im Kreistag
dafür, in der Pressemitteilung wieder dagegen.

(Beifall bei CDU, FDP und der LINKEN)

Pech nur, dass die Opposition auf dem falschen Fuß
erwischt wurde:

„Wir würden es bedauern, wenn das Kartell-
amt gegen die Beteiligung der HASPA Fi-
nanzholding an der Kreissparkasse Herzog-
tum Lauenburg entscheiden würde.“

Das war kein Zitat von mir. So äußerte sich der
Sprecher des Sparkassen- und Giroverbandes in
dieser Woche. „Wir würden es bedauern“ - das sagt
der Sparkassen- und Giroverband.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Spar-
kassengesetz ist nicht gescheitert. Mehrere Sparkas-
sen in Schleswig-Holstein möchten von den neuen
gesetzlichen Möglichkeiten Gebrauch machen. Sie
werden darin mittlerweile auch vom Sparkassen-
und Giroverband unterstützt. Die Anforderungen
von Basel III machen eine Eigenkapitalverstär-
kung der Sparkassen dringend erforderlich. Nur
die Opposition hat den Schuss noch nicht gehört.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das vorausschauende Handeln der Regierungsfrak-
tionen bei der Änderung des Sparkassengesetzes
ändert allerdings nichts daran, dass die Regelungen
von Basel III einige Ungereimtheiten aufweisen.
Aus heutiger Sicht ist es absolut unverständlich,
dass die Eigenkapitalanforderungen für das Kredit-
geschäft heraufgesetzt werden, Staatsanleihen hin-
gegen - als vermeintlich sichere Anlagen - davon

ausgenommen bleiben. Daran merkt man, dass die
Empfehlungen des Baseler Ausschusses zwar die
Lehren aus der Finanzmarktkrise ziehen, die Regu-
lierungsbehörden aber der aktuellen Staatsverschul-
dungskrise erneut hinterherhinken. Die Sparkassen
kritisieren deshalb völlig zu Recht, dass mit Ba-
sel III Kreditrisiken gegenüber Marktrisiken aus
dem Wertpapiergeschäft benachteiligt werden.

Anzumerken ist allerdings, dass auch eine Eigenka-
pitalunterlegung von Staatsanleihen nicht dazu füh-
ren würde, dass die Eigenkapitalanforderungen für
das Kreditgeschäft sinken. Eine Gleichbehandlung
von Kredit- und Wertpapiergeschäft würde somit
die befürchtete Verteuerung von Mittelstandskredi-
ten nicht verändern können.

An dieser Stelle setzt der Vorschlag an, differen-
zierte Eigenkapitalanforderungen in Abhängigkeit
von der Institutsgröße vorzugeben. Für kleine In-
stitute - wie Sparkassen, Volks- und Raiffeisenban-
ken - würden demnach geringere Eigenkapitalan-
forderungen gelten als für Großbanken.

Damit überhaupt die Möglichkeit dazu besteht, Än-
derungen an Basel III vorzunehmen, kommt es ent-
scheidend darauf an, ob vonseiten der EU-Kommis-
sion eine verbindliche Verordnung erlassen wird
oder ob von den Mitgliedstaaten mittels einer
Richtlinie die Umsetzung in nationales Recht gefor-
dert wird. Im Rahmen einer nationalen Regelung
könnte den Besonderheiten des deutschen Banken-
systems mit seinem Drei-Säulen-Modell Rechnung
getragen werden. Allerdings - das muss man fairer-
weise hinzufügen - besteht die Gefahr, dass eine
solche Richtlinie in anderen EU-Mitgliedsstaaten
nicht oder nur schleppend umgesetzt wird. Es könn-
te dann die paradoxe Situation entstehen, dass für
Großbanken in anderen Ländern nach wie vor die
alten - niedrigen - Eigenkapitalanforderungen exi-
stieren, während in Deutschland zwar nach Insti-
tutsgröße differenzierte, aber insgesamt deutlich
höhere Eigenkapitalanforderungen bereits beschlos-
sen sind und somit ein Wettbewerbsnachteil für
alle deutschen Banken und Sparkassen im Ver-
gleich mit dem europäischen Ausland entsteht.

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Das Thema
ist komplex. Vor diesem Hintergrund bedanke ich
mich ganz herzlich bei der Landesregierung für den
heutigen Bericht, in dem ihre Sichtweise aufgezeigt
wird und Hinweise für das künftige Handeln gege-
ben werden. Die gemeinsame Initiative von Wirt-
schaftsminister Jost de Jager und seines bayeri-
schen Amtskollegen hat bereits deutlich gemacht,
dass sich unsere Landesregierung des Themas an-
nimmt. Um das nachzuweisen, hätte es nicht des
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Berichtsantrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN bedurft.

(Beifall bei CDU und FDP - Monika Heinold
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben
sich doch gerade für den Bericht bedankt!
Den hätte es doch gar nicht gegeben, wenn
wir ihn nicht beantragt hätten!)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Thomas Rother das Wort.

Thomas Rother [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Wiegard, ich bedanke mich im
Namen meiner Fraktion ganz herzlich für diesen
Bericht, auch deshalb, weil wir ihn inhaltlich zu
zwei Dritteln unterstützen können.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Es ist nicht alles schlecht, was gemacht wird.

Die bislang bekannt gewordenen Überlegungen zu
den bankenaufsichtlichen Regelungen im Zusam-
menhang mit Basel III lassen in der Tat befürchten,
dass auch die Sparkassen und die Genossenschafts-
banken in vollem Umfang von diesen Regelungen
betroffen sein werden. Dabei ist grundlegend gar
nichts gegen eine strengere Regulierung der Fi-
nanzmärkte einzuwenden, um die Stabilität dieser
Märkte zu erhöhen und die Kunden besser zu schüt-
zen. Ganz im Gegenteil, aus unserer Sicht sollten
da sogar noch ein paar Schippen draufgelegt wer-
den.

Natürlich gibt es auch Volksbanken und Sparkas-
sen, die sich unabhängig von ihrer Größe als Global
Player betätigen wollten - ich glaube, manche ma-
chen das immer noch -, dabei aber auf die Nase ge-
fallen sind oder sich ohne sorgfältige Prüfung mit
den falschen Geschäftspartnern eingelassen haben.
Das ist für manche sogar existenziell geworden. Sie
wissen: Um Beispiele zu finden, braucht man unser
Bundesland nicht einmal zu verlassen.

Dennoch darf eine Regulierung nicht pauschal er-
folgen, sondern muss die grundlegenden Unter-
schiede der verschiedenen Kreditinstitute hinsicht-
lich Größe, Regionalität, Geschäftsmodell und Sys-
temrelevanz berücksichtigen. Es ist absurd, eine
kleine Regionalsparkasse mit Instituten, die bei
Problemen tatsächlich finanzmarktsystemrelevant
werden könnten, auf eine Stufe zu stellen. Es ist
gut, wenn die Landesregierung dies gegenüber der

Bundesregierung nachdrücklich verdeutlicht, um ei-
ne nachteilige europarechtliche Regelung doch
noch zu verhindern.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diese kann nun einmal nur so aussehen - Herr
Koch, das ist so -, dass statt einer Verordnung eine
Richtlinie erlassen wird, die durch nationales
Recht auszufüllen ist - mit all den Nachteilen, die
Sie schon geschildert haben.

Herr Carstensen, wie wir der Presse entnehmen
konnten, kennen Sie Herrn Oettinger recht gut. Er
hat sich mit dieser Frage befasst und ist auch ge-
genüber der Bundesrepublik schon tätig geworden.
Vielleicht reden Sie, wenn Sie sich treffen, auch
einmal über die Arbeit - vielleicht sogar über Poli-
tik - und können auf diesem Weg im Interesse des
Landes etwas erreichen, wenn die Bundesregierung
- Herr Wiegard hat es dargestellt - leider völlig ver-
sagt.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Konsequenzen dieses Versagens wären tatsäch-
lich tragisch: Durch eine Erhöhung der Liquidi-
tätsanforderungen käme es zu einer Umschich-
tung des Anlagekapitals zu eher kurzfristigen Anla-
gen statt zu lang- und kurzfristigen Kreditvergaben.
Der Kapitalmarkt würde gestärkt. Mittel- und lang-
fristige Unternehmenskredite würden teurer, weil
sie knapper und durch kürzere Laufzeiten und kür-
zere Zinsbindungen abgelöst würden.

Die erhöhten Eigenkapitalanforderungen könnten
weitere Konzentrationsbewegungen auslösen und
das Regionalprinzip weiter aushöhlen. Das ist tat-
sächlich eine Lösung, auch wenn die schon heute
zu beobachtende „Fusionitis“ tragisch genug ist. Sie
ist das weitaus kleinere Übel im Vergleich zu einer
Lösung auf der Grundlage der Beteiligungsmög-
lichkeiten des Sparkassengesetzes. Angesichts der
Notlage, die Herr Wiegard geschildert hat, überle-
gen sich die Sparkassen tatsächlich, sich auf die Be-
teiligungsmöglichkeiten nach dem jüngst geänder-
ten Sparkassengesetz einzulassen. Dass das so ein-
fach nicht ist - und wenn, dann zunächst nur in ei-
ner Region -, beweist die Auffassung des Kartell-
amts zur beabsichtigten Beteiligung der HASPA an
der Kreissparkatze Ratzeburg. - Entschuldigung, an
der Kreissparkasse Ratzeburg. Trotz des Bedauerns
des Verbandes, dass diese Bedenken vorgetragen
werden, ist es so, dass weitere öffentlich-rechtliche
Anleger - oder die, die sich dafür halten - nicht
Schlange vor den Sparkassentüren stehen. Private
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Eigentümer wollte weder der Sparkassen- und Gi-
roverband noch die CDU; das war ein Ansinnen der
FDP, wenn ich es richtig verstanden habe. Ein Lö-
sung kann das jedoch nicht sein.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Das europarechtliche Risiko besteht trotz der
Rückfallklausel, die im Gesetz steht, immer noch.
Rechtssicherheit, liebe Kolleginnen und Kollegen,
sieht nun einmal ganz anders aus.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diesen Murks könnten wir in diesem Haus durch
eine Gesetzesänderung immerhin noch selbst verän-
dern. An dieser Stelle appelliere ich an die CDU:
Sie haben sich in der Energiefrage und in der Frage
der Festlegung einer Lohnuntergrenze schon be-
wegt.

(Tobias Koch [CDU]: Jetzt seid ihr mal
dran!)

Nur an dieser Stelle scheint keine Bewegung mög-
lich zu sein; Herr Koch hat das leider so vorgetra-
gen. Aber ich gehe davon aus, dass die Zeit uns
recht geben wird. Wenn wir diese Regelung - Ba-
sel III - verhindern, haben wir hier alle Möglichkei-
ten, eine vernünftige Regelung im Interesse der öf-
fentlich-rechtlichen Sparkassen auf den Weg zu
bringen.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Ba-
sel III können wir gar nicht verhindern! Po-
pulismus!)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die FDP-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Katharina Loedige das Wort.

Katharina Loedige [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die deutschen Sparkassen und die
deutschen Genossenschaftsbanken sind mit ihrer In-
stitutssicherung recht gut durch die Krise gekom-
men. Diesem System der gegenseitigen Hilfe, das
sich über die Jahre bewährt hat, will EU-Binnen-
marktskommissar Barnier mit Neuregelungen zum
Finanzsektor Rechnung tragen und hat ihnen die
Beibehaltung ihrer Besonderheiten zugesichert. Die
EU plant das Regelwerk Basel III mittels einer
Verordnung und einer Richtlinie umzusetzen. Da-

bei fallen die größten und wichtigsten Veränderun-
gen in den Regelungsbereich der Verordnung.

Nun ist die nationale Einflussmöglichkeit auf eine
EU-Verordnung gering. Nationale Besonderheiten
können nicht durch den Gesetzgeber im jeweiligen
Mitgliedsland berücksichtigt werden, sondern ihnen
muss schon auf EU-Ebene Rechnung getragen wer-
den. Die Struktur des Bankensystems in Europa
ist so unterschiedlich, dass fraglich ist, ob hier eine
einheitliche Regelung mithilfe einer Verordnung,
die allen nationalen Besonderheiten Rechnung trägt
und tragen kann, der richtige Weg ist. Eine Richtli-
nie wie bei Basel II mit einer angemessenen natio-
nalen parlamentarischen Beteiligung wäre aus unse-
rer Sicht besser gewesen.

Dabei ist Basel III ein wichtiger Beitrag zu einem
sicheren Finanzsystem. Basel III zwingt die Banken
dazu, mehr Eigenkapital vorzuhalten. Die Min-
destkapitalanforderungen für „hartes“ Eigenkapital
werden auf 4,5 % erhöht. Das bedeutet mehr Si-
cherheit für die Kunden. Es werden internationale
Standards installiert, die ein Minimum definieren
sollen. Bei der Umsetzung von Basel III ist ein be-
sonderes Augenmerk darauf zu richten, dass das
Versprechen, der besonderen Bedeutung von Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken Rechnung zu
tragen, auch erfüllt wird.

Im Zuge der Umsetzung von Basel III sollte es zu-
gunsten der Kredite für Mittelstand und Handwerk
in Schleswig-Holstein nicht zu einer Verteuerung
kommen. Das bleibt noch abzuwarten.

Ich möchte hier aber auch noch einmal auf die An-
frage der Grünen bezüglich der Kartellrechtsgeneh-
migung zu sprechen kommen. Gerade nicht die
Grünen, aber auch nicht die SPD, auch nicht der an-
gebliche Fachsprecher für Sparkassen, Herr Eich-
städt, sind auf das Problem Basel III und Sparkas-
sen gekommen, sondern die Handwerker. Das müs-
sen wir einmal ganz ehrlich sagen, Frau Heinold.
Die Handwerker haben uns alle einen Brief ge-
schrieben, und da sind die Grünen auf einmal auf
die Idee gekommen, das Thema hier groß aufzuzie-
hen. Wären Sie schon viel früher auf Basel III und
die Probleme für die Sparkassen gestoßen, dann
hätten Sie, Frau Heinold, unserer Änderung des
Sparkassengesetzes schon im letzten Jahr zuge-
stimmt.

(Beifall bei FDP und CDU)
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Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
der Frau Abgeordneten Heinold zu?

Katharina Loedige [FDP]:

Ja.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Frau Abgeordnete Loedige, sind Sie
der Auffassung, dass es gutes Handeln von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wä-
re, Post zu ignorieren?

- Nein, natürlich nicht. Ich habe auch geantwortet.
Ich weiß nicht, was Sie mit der Post der Handwer-
ker gemacht haben.

(Heiterkeit bei der FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Frau Abgeordnete Loedige, gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage?

Katharina Loedige [FDP]:

Ja, gern.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Teilen Sie meine Auffassung, dass es
sinnvoll sein kann, wenn man von verschie-
denen Institutionen oder Bürgerinnen und
Bürgern angeschrieben und auf ein Problem
aufmerksam gemacht wird, dies zum Anlass
zu nehmen, um auch parlamentarische Initia-
tiven zu starten?

- Selbstverständlich. Deswegen haben wir das
schon vor einem Jahr gemacht, Frau Heinold, und
brauchen das jetzt nicht noch einmal zu machen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage?

Katharina Loedige [FDP]:

Nein. Ich möchte fortfahren.

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schade! - Christopher Vogt [FDP]:
„Nein“ war die Antwort!)

Bereits mit dem Sparkassengesetz wurde die
Grundlage für die Hereinnahme eines Partners ge-
schaffen. Damit wird dem Wunsch einiger Sparkas-
sen entsprochen, sich durch einen Partner zusätzli-

ches Know-how zu beschaffen und den Kunden ein
breiteres Produktspektrum anzubieten. Zusätzlich
ist damit die Möglichkeit geschaffen worden, den
durch Basel II und Basel III erhöhten Anforderun-
gen an das Eigenkapital entsprechen zu können. Es
ist damit zu rechnen, dass sich im Zuge der Umset-
zung von Basel III weitere Sparkassen nach einem
starken Partner umsehen und von der Möglichkeit
einer Beteiligung Gebrauch machen werden. Herr
Eichstädt, von einer Fusion, von der Sie in Ihrer
Pressemitteilung gesprochen haben, ist nie die Rede
gewesen.

Mit dem Sparkassengesetz hat die FDP Weitsicht
gezeigt, sodass eine erneute Anpassung aufgrund
von Basel III heute nicht notwendig ist.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: So ist
es !)

Das aktuell in der Presse diskutierte Überprüfungs-
verfahren des Bundeskartellamts zur Beteiligung
der HASPA Finanzholding an der Kreissparkasse
Herzogtum Lauenburg hat mit der Wirksamkeit und
Anwendbarkeit des schleswig-holsteinischen Spar-
kassengesetzes

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Überhaupt nichts zu
tun!)

gar nichts zu tun. - Herr Stegner, mir ist neu, dass
Sie davon Ahnung haben, welche Auswirkungen
dieses Sparkassengesetz hat.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU] - Zuruf des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

Es handelt sich hier eben nicht um eine Fusion,
Herr Eichstädt, sondern um eine Minderheitsbetei-
ligung.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: So ist
es!)

Die Opposition hat keine Lösungsvorschläge für ei-
ne bessere Eigenkapitalausstattung der Sparkassen
im Land Schleswig-Holstein machen können.

(Beifall bei FDP und CDU)

Das kartellrechtliche Verfahren ist noch nicht abge-
schlossen, und alle Aussagen, die zu diesem Thema
durchs Land geistern, fußen auf Vermutung und
vom Hörensagen. Warten wir doch erst einmal das
Ergebnis ab, Frau Heinold! Mit Ihren Behauptun-
gen verunsichern Sie die Kunden der Sparkassen,
so wie der Kollege Eichstädt mit den Äußerungen
in seinen Pressemitteilungen.
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(Beifall des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU] - Widerspruch bei der
SPD)

Sie spielen mit den Ängsten der Leute.

Ziel muss es sein und ist es für diese Regierung
auch, die Bedeutung der Sparkassen vor Ort als
wichtiger Partner für Handwerksbetriebe und lokale
Unternehmen aufrechtzuerhalten und zu stärken.
Dies darf aber nicht zulasten einer unzureichenden
Ausstattung mit Eigenkapital geschehen. Sicherheit
benötigt eine solide Ausstattung mit Eigenkapital.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Ulrich Schippels das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Loedige, nicht Herr Eichstädt verbreitet Schrecken
mit seinen Presseerklärungen, sondern Sie mit Ihren
Reden hier.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Der Präsident des Deutschen Sparkassen- und Giro-
verbandes, Heinrich Haasis, hat vor einiger Zeit ge-
sagt - ich zitiere mit Erlaubnis der Frau Präsiden-
tin -:

„Kein Unternehmen, kein Wettbewerber in
der deutschen Finanzwirtschaft zahlt so viele
Steuern wie die Sparkassen, beschäftigt so
viele Menschen wie die Sparkassen, ist in al-
len Regionen so präsent und engagiert wie
die Sparkassen, gibt so viel vom Geschäftser-
gebnis für gemeinnützige Zwecke ab wie die
Sparkassen und ist in diesem Maße durch
örtlich gewählte Repräsentanten demokra-
tisch kontrolliert wie die Sparkassen.“

(Beifall des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

So weit das Zitat.

Wie Sie wissen, Herr Kubicki, finden wir das gut.
Wie Sie wissen, hoffen wir, dass das auch so bleibt.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie Sie wissen, haben wir deshalb auch mit den
Sparkassen die Politik der Privatisierung der HSH
Nordbank, die anteilig auch den Sparkassen gehört,
abgelehnt. Diese Ihre Politik der Privatisierung -
die Politik von Ihnen allen übrigens - hat dazu ge-

führt, dass die Sparkassen des Landes allein zwi-
schen 2007 und 2009 einen Wertverlust auf ihre
Beteiligung an der HSH Nordbank in Höhe von sa-
ge und schreibe 860 Millionen € haben hinnehmen
müssen. Und, meine Damen und Herren, nach Ih-
rem „rasenden“ Erfolg bei der Privatisierung der
HSH Nordbank liegt der Landesanteil nun nicht
mehr, wie vor der Privatisierung, unter 20 %, son-
dern bei 42 %.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was schauen Sie
mich dabei so an? - Heiterkeit)

Ich finde, man sollte einen anderen Weg einschla-
gen.

Wir haben gestern gehört, dass Moody’s die Lan-
desbanken herabgestuft hat.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] - Heiterkeit)

Die Häuser können sich, so sagt Moody’s, nicht
mehr wie bisher auf den finanziellen Rückhalt von
Ländern und Sparkassen verlassen. Staatssekretärin
Zieschang hat dazu gesagt - ich zitiere -, die Neube-
wertung spiegele wider, dass sich die Landesregie-
rung perspektivisch von ihren Anteilen an der Bank
trennen wolle. Genau das ist es, und wir haben
schon früher gesagt, dass das genau dazu führen
wird.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Sie sollten Ihre Privatisierungsphantasien bei der
HSH Nordbank endlich beerdigen und hinter der
Bank stehen. Ihre Politik der Privatisierung hat da-
zu geführt, dass während der Finanzkrise ausge-
rechnet öffentliche Banken in die Schlagzeilen ge-
raten sind.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Noch einmal den
Satz!)

Das nehmen Sie bis heute als Argument dafür, dass
es die Öffentlichen nicht können. Dabei hätte es ei-
ne Verstrickung der öffentlich-rechtlichen Institute
in die Finanzmarktkrise ohne Ihre Privatisierungs-
politik nie geben können.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: WestLB!)

Das war doch der Kern des Streits:

(Weitere Zurufe des Abg. Wolfgang Kubicki
[FDP])

Soll es eine öffentlich-rechtliche Finanzierungs-
struktur neben der privaten geben oder aber einen
Totalitarismus des Privaten, Herr Kubicki?
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Es ist hier am Platz noch einmal zu betonen, dass es
der damalige Finanzminister Steinbrück war, der
Anfang 2001 die Position des öffentlich-rechtlichen
Lagers und damit auch die Gewährträgerhaft und
die Anstaltslast in Brüssel geopfert hat. Gesprächs-
partner war damals übrigens ein Herr namens Mon-
ti, der EU-Kommissar, der jetzt andere Aufgaben
übernommen hat.

Wenn Sie, Frau Heinold, beklagen, dass jetzt die
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler die Zeche der
Bankenpleiten zahlen müssen, so sei Ihnen auch ge-
sagt: Ihre Politik der Deregulierung des Finanz-
marktsektors, damals gemeinsam mit Herrn Stein-
brück in Berlin, hat wesentlich zu dieser Krise bei-
getragen.

(Zurufe von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zurück zu den Sparkassen! Es gibt jetzt zwei sehr
unangenehme Tendenzen in der Sparkassenland-
schaft. Die erste ist, dass der Wegfall der Garantien
zu einer rasch wachsenden Entfremdung der Spar-
kassen von ihren kommunalen Trägern führt. Die
Sparkassen müssen politische Beeinflussungen zu-
rückweisen, wenn die einflussnehmende Stelle für
ihre politischen Entscheidungen nicht mehr haftet.
Dadurch wird aber leider die Privatisierungstendenz
weiter gestärkt, denn so verlieren auch die Kom-
munen das Interesse an ihren Sparkassen und den-
ken in der Folge über Privatisierungen nach. Das
wird durch die finanzielle Notlage vieler Kommu-
nen noch einmal befeuert, die sich durch Verkäufe
vorübergehende Haushaltsentlastungen versprechen
könnten. Ich sage Ihnen: Das sind nur vorüberge-
hende Entlastungen.

Zweitens haben wir bereits in der Debatte über das
Sparkassengesetz argumentiert, dass weitere euro-
päische Eingriffe drohen. Das im Sparkassenge-
setz ausgewiesene Trägerkapital ist ein Einfallstor
für eine über die europäische Ebene erzwungene
Privatisierung von Sparkassen, da ein Verkaufsver-
bot nun gegen die Kapitalverkehrsfreiheit in der EU
verstößt beziehungsweise verstoßen könnte, Herr
Kubicki.

Drittens sehen wir das Problem der Eigenkapital-
vorschriften nach Basel III, denn das Problem, das
in den ersten beiden Tendenzen schon jetzt sichtbar
geworden ist, ist das folgende: Das Geschäftsmo-
dell der Sparkassen steht nun vor weiteren großen
Herausforderungen. Basel III, das gerade in Europa,
in Brüssel, diskutiert wird, bringt viele Probleme
mit sich, denn Europa ist immer noch der Meinung,
dass Basel III auch eins zu eins auf die Sparkassen

angewendet werden muss. Das bringt Eigenkapital-
probleme für die Sparkassen.

Das, was dort getan wird, ist für uns offensichtlich.
Die öffentliche Finanzierung und damit die Spar-
kassen werden den Finanzmärkten zum Aus-
schlachten freigegeben, jenen Finanzmärkten, auf
denen sich die Leute tummeln, die von den Banken-
rettungen profitiert haben. Das sind jene Leute, de-
ren Geschäftsmodell darauf beruht, dass der Staat
ihre Risiken auf Kosten explodierender Staatsschul-
den vollständig übernimmt. Damit ist Europa drauf
und dran, ein sehr gut funktionierendes kollektives
Haftungssystem der Sparkassen durch ein System
der organisierten Unverantwortlichkeit zu ersetzen.
Das ist letztlich das Ergebnis Ihrer Politik, der wir
uns entgegenstellen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die Fraktion des SSW hat Herr Abgeordneter
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich denke, wir sind uns alle darin einig,
dass die Wirtschafts- und Finanzkrise zu spürbaren
Veränderungen in der Finanzmarktregulierung füh-
ren muss. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre
lehren, dass wir hier genauer hinschauen müssen.
Eine logische Folge daraus ist, dass Banken und Fi-
nanzgeschäfte künftig schärfer kontrolliert und be-
aufsichtigt werden müssen. Basel III soll dabei hel-
fen, die Finanzwelt zu stabilisieren und die Banken
krisenfester zu machen. Auch der SSW ist vor dem
Hintergrund der vergangenen Krise der Auffassung,
dass Maßnahmen mit einer solchen Zielsetzung ab-
solut sinnvoll sind. Dabei ist es aber wichtig, dass
unterschiedliche Strukturen auch unterschiedlich
behandelt werden. Die Frage der Kollegin Heinold
nach den Auswirkungen des Reformpakets Ba-
sel III auf die schleswig-holsteinischen Sparkassen
ist daher voll und ganz berechtigt.

Die Empfehlungen zur Absicherung des Kreditaus-
fallrisikos aus Basel II konnten die massiven
Schwierigkeiten vieler Kreditinstitute offensichtlich
nicht verhindern. Durch Basel III werden Banken
nun angehalten, ihr sogenanntes Kernkapital zu er-
höhen, um das Verhältnis zwischen ihrem Eigenka-
pital und den risikoorientierten Geschäften, also
zum Beispiel den vergebenen Krediten, zu verbes-
sern. Dieser höhere Anteil an Kernkapital soll die
Verluste in Krisenzeiten abfangen können. Dane-
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ben werden auch die Anforderungen an die Liqui-
ditätsausstattung der Banken erhöht. So weit, so
gut.

Aus Sicht des SSW muss dabei aber sichergestellt
werden, dass man bei all diesen Bemühungen nicht
die unterschiedlichen Geschäftsmodelle der Kre-
ditwirtschaft aus den Augen verliert. Wir halten
eine differenzierte Regulierung für wichtig. Sie
muss je nach Größe, nach Geschäftsmodell und vor
allem je nach Risikopotenzial variieren. Es ist nun
einmal ein Riesenunterschied, ob man es mit einer
global agierenden Großbank oder mit einer kleinen
Sparkasse von nebenan zu tun hat.

Wir alle kennen die Bedenken der Genossen-
schaftsbanken, der Sparkassen und des Handwerks
im Land, die genau in diese Richtung gehen: Da-
durch, dass nach derzeitigem Stand mehr oder we-
niger alle Banken über einen Kamm geschoren wer-
den, drohen Fehlsteuerungen. Die geplanten höhe-
ren Kapitalanforderungen werden im Fall der welt-
größten und systemrelevanten Banken mit hoher
Wahrscheinlichkeit für Sicherheit und zusätzliche
Wachstumsimpulse in den großen Volkswirt-
schaften sorgen. Schaut man sich aber die Auswir-
kungen auf die Realwirtschaft an, so sieht es weit
weniger rosig aus. Manche Wissenschaftlicher
rechnen mit einer Reduzierung der Kreditverga-
be um bis zu 20 %.

Damit ist durchaus zu befürchten, dass kleine und
mittlere Unternehmen und private Kreditnehmer die
Leittragenden dieser Reform sein werden. So ein
Effekt wäre mehr als kontraproduktiv und soll mit
Basel III mit Sicherheit nicht erzielt werden. Aus
Sicht des SSW müssen sich die Regulierungsan-
sätze infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise nach
dem Verursacherprinzip richten und selbstver-
ständlich dort ansetzen, wo das größte Risiko
besteht. Dass dies nicht gerade in erster Linie von
öffentlich-rechtlichen Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken ausgeht, dürfte unstrittig sein. Fest
steht: Wenn sich die Befürchtungen dieser Banken
bewahrheiten, dann muss schleunigst ein Konzept
zu ihrer Entlastung her, denn in erster Linie sind sie
es, die den Mittelstand finanzieren und zur wirt-
schaftlichen Stabilität beitragen.

Die Basel-III-Empfehlungen sollen bekanntlich
bis zum Jahr 2012 in europäische Richtlinien ge-
gossen werden und schrittweise in den Mitglied-
staaten in Kraft gesetzt werden. Noch gibt es also
die Möglichkeit, einen eventuellen Handlungsbe-
darf zu identifizieren und Einfluss auf das Regel-
werk der EU zu nehmen. Wir geben den Grünen
recht, dass man dies hier diskutieren muss. Voraus-

setzung dafür ist, dass die Betroffenen ausführlich
angehört und die vorgebrachten Bedenken ernst ge-
nommen werden. Dabei wird nicht zuletzt auch dar-
auf zu achten sein, dass die Situation der Förderin-
stitute genau beleuchtet wird, denn auch sie dürften
durch Basel III in der heutigen Form erheblich be-
einträchtigt werden.

Natürlich dürfen wir uns nichts vormachen und er-
warten, dass wir hier als einzelnes Bundesland viel
erreichen können. Trotzdem sollte von uns der An-
stoß ausgehen, um die Basel-III-Regelungen zugun-
sten des Mittelstands und der privaten Kreditneh-
mer zu verändern. Hier ist aber insbesondere die
Bundesregierung in einer besonderen Verpflich-
tung, auf EU-Ebene für eine entsprechende Öff-
nung der Regelungen zu sorgen.

Das ist möglich. Es gibt die Wahl: Kommt es von
der EU, dann müssen wir nehmen, was von dort
kommt. Es gibt aber auch die Möglichkeit, etwas
von dieser Stelle aus in die Regelungen einzubauen,
das besagt: Wir öffnen die Regelungen für regiona-
le - zum Beispiel auch nationalstaatliche - Lösun-
gen in bestimmten Bereichen. Das würde uns in der
Sondersituation mit den öffentlich-rechtlichen
Sparkassen unheimlich helfen. Deshalb meinen
wir, dass wir die Sparkassen nur unterstützen kön-
nen, indem wir auf die Bundesregierung einwirken,
auf Ebene der EU alles in ihrer Macht stehende zu
tun, damit wir in der Lage sind, hier in der Bundes-
republik Deutschland für die Sparkassen besondere
Regelungen zu erlassen. Dann haben wir mögli-
cherweise die Chance, den Sparkassen weiterzuhel-
fen.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Thorsten Fürter für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Koch, wenn Sie seit über einem Jahr
wussten, dass die Eigenkapitalanforderungen, die
an die Sparkassen gestellt werden, zu einem Pro-
blem führen können, dann frage ich Sie: Warum ha-
ben Sie Ihren Einfluss, den Sie auf EU-Ebene ha-
ben, nicht geltend gemacht, um diese Belastung von
den Sparkassen abzuwenden? - Das wäre Ihre Auf-
gabe gewesen.

(Widerspruch bei der CDU)
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Dann würde der Salat, den wir jetzt aufessen müs-
sen, nicht so bitter schmecken. Ihre Antwort ist das
Sparkassengesetz. Das ist der zweite Grund dafür,
warum ich mich zu Wort gemeldet habe.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist unglaub-
lich!)

Sie tun jetzt so, als hätte das Sparkassengesetz, das
Sie verabschiedet haben und über den grünenKlee
loben, nichts, aber auch gar nichts mit einem Ein-
stieg der HASPA zu tun. Sie müssen sich fragen, ob
das so richtig ist.

Ich habe Akteneinsicht genommen. Ich will das
nicht im Einzelnen ausplaudern, aber Sie können
hier doch nicht ernsthaft behaupten, dass die HAS-
PA im Regierungsverfahren nicht massiv Lobbyar-
beit betrieben hat, um diesen Gesetzgebungsprozess
anzuschieben. Sie können außerdem nicht in Abre-
de stellen, dass es ein Gesetzgebungsverfahren war,
das zunächst auf Regierungsebene angeschoben
wurde und in letzter Minute den Regierungsfraktio-
nen aufs Auge gedrückt wurde, weil es der Regie-
rung zu heiß war, für diesen Gesetzentwurf eigene
Verantwortung zu übernehmen.

Ich frage mich auch, was für ein Bild des Parlamen-
tarismus dies eigentlich ist, das Sie hier an den Tag
gelegt haben, indem Sie sich für dieses Schauspiel
zur Verfügung gestellt haben.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter Fürter, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Koch zu?

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Nein. Ich bin kurz vor dem Schluss und möchte das
jetzt zu Ende ausführen.

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Koch
[CDU])

- Ich habe Akteneinsicht genommen. Das können
Sie auch einmal machen. Ich glaube, Herr Kollege
Rother hat auch Akteneinsicht genommen. Ich bin
gespannt, was Sie dann für Behauptungen aufstel-
len.

Es ist eine gelbe Linie, die sich durch die Rechtspo-
litik der Regierung zieht - sei es beim Flüchtlings-
beauftragten, sei es beim Glücksspielgesetz, sei es
beim Sparkassengesetz -, die zeigt, dass diese Re-
gierung immer wieder daran krankt, dass immer
dann, wenn sie in der Rechtspolitik von der FDP
angeschoben wird, Gesetze dabei herauskommen,
die Murks sind. Das ist eine gelbe Linie, die diese

Regierung relativ schnell hinter sich lassen sollte,
damit wir wieder zu einer vernünftigen Rechtspoli-
tik in Schleswig-Holstein kommen.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Schippels, auf Ihren Redebeitrag ein-
zugehen, lohnt sich eigentlich gar nicht, weil Ihre
Behauptung, dass Herr Steinbrück im Jahr 2001 als
Finanzminister in Brüssel die Gewährträgerhaftung
geopfert habe, schon deshalb falsch ist, weil er
2001 gar kein Finanzminister war. Zur Sache selbst
haben Sie so viel Unsinn erzählt, dass es sich nicht
lohnt, darauf einzugehen.

Herr Kollege Dr. Stegner, jemand, der wie Sie im
Untersuchungsausschuss unter Achtung der Wahr-
heitspflicht zu Protokoll gibt, dass er keine Ahnung
von dieser Materie habe, sollte hier etwas leiser
auftreten, als Sie es getan haben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Herr Fürter, bei aller Liebe, die FDP denunzieren
zu wollen: Dass Sie nicht den Unterschied zwi-
schen marktbeherrschender Stellung und Gesetz be-
greifen, tut mir wirklich leid. Die marktbeherr-
schende Stellung der HASPA hat nämlich über-
haupt nichts mit dem Sparkassengesetz zu tun. Wir
haben in Deutschland relativ häufig - deshalb haben
wir das Kartellrecht - Untersagungsverfügungen
des Kartellamts bei Verkäufen und bei Zusam-
menschlüssen. Deshalb kommen Sie doch nicht auf
die Idee, dass deshalb die gesetzliche Grundlage
falsch sei.

(Beifall bei FDP und CDU)

Das hat einfach damit etwas zu tun, dass eine
marktbeherrschende Stellung entsteht. Ich habe ver-
sucht, Frau Kollegin Heinold darauf hinzuweisen,
dass eine marktbeherrschende Stellung, wenn die
HASPA sich beispielsweise an der NOSPA beteili-
gen würde, schon deshalb nicht gegeben ist, weil es
keine überlappenden gebietsmäßigen Geschäftsfel-
der gibt.

Frau Heinold, wenn Sie sagen, wir sollten nicht im-
mer auf das hören, was der Sparkassen- und Giro-
verband sagt, frage ich mich, was Sie vor einem

5524 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011

(Thorsten Fürter)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3078&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3078&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2941&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2921&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2921&format=WEBVOLLLANG


Jahr gemacht haben. Da haben Sie uns angegriffen,
weil der damalige Präsident des Sparkassen- und
Giroverbandes verkannt hat, was kommen wird.
Die Sparkassen haben immer geglaubt, mit der öf-
fentlichen Hand im Rücken könnten sie sich durch-
setzen. Darauf haben Sie sich bezogen und behaup-
tet, wir würden etwas falsch machen und gegen die
Interessen der Sparkassen handeln. Sie müssen aber
doch zur Kenntnis nehmen, dass die Sparkassen
heute jedenfalls sagen, dass das ihrer Interessenlage
entspricht, was wir geschaffen haben.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vielleicht sollte man einmal darauf hinweisen, dass
Basel III da ist und dass Basel III mit der Europäi-
schen Union überhaupt nichts zu tun hat. Der Base-
ler Ausschuss hat mit der Europäischen Union
überhaupt nichts zu tun. Es geht nur um die Frage
der Vereinbarungen, die im Baseler Ausschuss zwi-
schen Europa und den USA getroffen werden.

Herr Fürter, inwiefern Sie einen maßgeblichen Ein-
fluss auf Herrn Obama haben, ist mir bisher nicht
klar geworden. Die Vereinbarungen des Baseler
Ausschusses müssen in nationales Recht umgesetzt
werden.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

- Herr Stegner, seien Sie doch einfach einmal ruhig,
und machen Sie sich doch einmal sachkundig!
Wenn dies in Ihrer Fraktion nicht möglich ist, stel-
len wir Ihnen gern Sachverstand aus anderen Frak-
tionen zur Verfügung.

Wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass die Umset-
zung auf jeden Fall kommen wird. Es steht aber
noch eine spannende Frage im Raum. Sie können
nicht eine stärkere Regulierung durch eine ver-
mehrte Hinterlegung mit Eigenkapital fordern und
gleichzeitig Ausnahmesegmente festlegen wollen.
Es wird auch eine stärkere Eigenkapitalhinterle-
gung bei Sparkassen geben müssen. Die Frage ist
nur, in welchen Bereichen dies geschehen wird und
wie diese Eigenkapitalhinterlegung dargestellt wer-
den kann. Es ist aber selbstverständlich, dass sie
mehr Eigenkapital benötigen, wenn sie ihr Kredit-
vergabevolumen aufrechterhalten wollen. Deshalb
lautet die spannende Frage: Wie können wir ge-
währleisten, dass sie mehr Eigenkapital bekom-
men? Ansonsten können sie ihren Verpflichtungen
in der Fläche definitiv nicht mehr nachkommen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Da nützen keine hehren Bekenntnisse zum Sparkas-
senwesen, sondern dann muss man konkrete Vor-

schläge erarbeiten und unterbreiten. Dabei sind wir
gemeinsam mit den Sparkassen auf einem besseren
Weg als Sie mit Ihren dauernden Angriffen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Peter Eichstädt das Wort.

Peter Eichstädt [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eingangs
möchte ich auf besonderen Wunsch meines Lauen-
burger Kollegen Herbst richtigstellen, dass es sich
bei der Kreissparkasse Herzogtum Lauenburg nicht
um die „Kreissparkatze Ratzeburg“ handelt, wie
sich mein Kollege versprochen hatte, sondern die
korrekte Bezeichnung lautet „Kreissparkasse Her-
zogtum Lauenburg“.

(Heiterkeit)

Wenn wir beabsichtigen, in das Tierreich überzuge-
hen, so schlagen wir beide vor, dass man höchstens
von einem Sparschwein reden sollte.

(Heiterkeit)

Die Sorge des Kollegen Koch hat mich sehr beru-
higt und erfreut. Multiple Persönlichkeiten sind
komplizierte Persönlichkeiten. Ich finde, ich bin
nicht eine solche Persönlichkeit, zumindest nicht in
dem Zusammenhang, in dem Sie das dargestellt ha-
ben.

Ich finde es überhaupt nicht multipel, wenn ein
Kreistagsabgeordneter ein Gesetz, das vom Schles-
wig-Holsteinischen Landtag verabschiedet worden
ist, gemeinsam mit seiner Fraktion bewertet und zu
der Anwendung dieses Gesetzes kommt. Das pas-
siert durchaus auch mit anderen Gesetzen, die man
möglicherweise auch nicht gut findet. Wir müssen
vor Ort mit Schulgesetzen umgehen, die Sie auf
dem Weg gebracht haben und die wir nicht in Ord-
nung finden. Mit vielen anderen Dingen müssen
wir auch umgehen. Wenn meine Fraktion im Kreis-
tag Herzogtum Lauenburg die Auffassung hat, dass
es eine Chance ist, die Eigenkapitalausstattung der
Sparkasse zu stärken, dann mache ich dabei mit.

(Demonstrativer Beifall bei CDU und FDP)

- Wie albern. - Deshalb kann die Kritik am Gesetz
doch berechtigt sein.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])
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An dieser Kritik, die ich zusammen mit meiner
Fraktion vorgebracht habe und mit der wir den Ge-
setzgebungsprozess begleitet haben, halte ich fest.
Offensichtlich liegen wir damit nicht so ganz
falsch.

(Beifall der Abgeordneten Andreas Beran
[SPD] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Frau Loedige, man wird nicht gern an seine Presse-
erklärungen erinnert. Ich möchte nun aber daran er-
innern, wie Sie in Ihrer Presseerklärung vom
20. Juni 2011 zur bevorstehenden Beteiligung der
HASPA an der Kreissparkasse Herzogtum Lau-
enburg gejubelt haben. Darin erklärt die finanzpo-
litische Sprecherin und stellvertretende Vorsitzende
der FDP-Fraktion:

„Das Sparkassengesetz hat den Praxistest be-
standen!“

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Zuruf von der CDU: Oi,
oi!)

Ich bitte Sie, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen: Was ist denn jetzt der Umkehrschluss? Was ist
der Umkehrschluss der Probleme, die wir hier ha-
ben? Viele von uns können nicht das sagen, was sie
wissen.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Kollege Kubicki, Sie wissen doch genauso
gut wie ich, dass nicht nur das Kartellamt Beden-
ken gegen diesen Vertrag gehabt hat, sondern unter
anderem auch die Bankenaufsicht.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Nein. Gegen den Vertrag und natürlich gegen die
dem Vertrag zugrunde liegenden gesetzlichen Be-
stimmungen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Quatsch!)

Das werden wir zunächst einmal abwarten. Wenn
im Ergebnis dabei herauskommt, dass dieser Praxi-
stest nicht bestanden worden ist, dann ist das das
entsprechende Urteil über Ihr Gesetz.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN - Zuruf des Abgeordneten
Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter Eichstädt, Sie lassen offenbar
keine Zwischenfrage mehr zu.

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Ulrich Schippels von der
Fraktion DIE LINKE das Wort.

Ulrich Schippels [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
brauche keine drei Minuten.

Selbstverständlich war Herr Steinbrück damals Fi-
nanzminister, und zwar Finanzminister von Nord-
rhein-Westfalen. Er war Mitglied einer Kommissi-
on, die am 17. Juni 2001 die Brüsseler Konkordanz
mit EU-Kommissar Monti ausgehandelt hat. Nichts
anderes habe ich gesagt. Nichts anderes ist richtig.
Im Übrigen können wir natürlich gern weiter über
die Biografie von Peer Steinbrück diskutieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Zu einem weiteren Beitrag hat sich die Landesre-
gierung gemeldet. Das Wort hat Herr Finanzminis-
ter Rainer Wiegard.

Rainer Wiegard, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich hatte schon immer sehr großen Respekt
vor der Kommunalpolitik und den Kommunalpoli-
tikern. Insofern glaube ich, dass die Entscheidung,
die der Kreistagsabgeordneter Eichstädt richtiger-
weise und gut getroffen hat, sich qualitativ deutlich
von dem abhebt, was der Landtagsabgeordnete
Eichstädt hierzu gesagt hat.

(Beifall bei CDU und FDP)

Man ist ohnehin manchmal einigermaßen über-
rascht wenn man feststellt, was aus einem guten
Bericht gemacht werden kann. Herr Fürter redet
über Basel, ohne zu wissen, wo das liegt und was
das ist.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP)

Herr Rother, Ihr letzter Satz hat mich ein bisschen
vom Hocker gehauen. Sie sprachen davon, Basel III
zu verhindern. Mit Verlaub, ich kann mich daran
erinnern, dass wir hier ein paar Jahre lang darüber
diskutiert haben, dass Basel II die Ankündigung des
Weltuntergangs für die deutsche Wirtschaft und
insbesondere für die schleswig-holsteinische Wirt-
schaft sei. Ich kann nur sagen, dass wir froh sein
können, dass wir Basel II in Deutschland und in
Europa nicht abgewendet haben. Was wäre in den
letzten beiden Finanzkrisen wohl passiert, wenn wir
Basel II nicht gehabt hätten?
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(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich glaube, das, was ich in dem Bericht, der von
Klaus Schlie erarbeitet worden ist, als Positions-
und Problembeschreibung des Sparkassen- und Gi-
roverbandes von Schleswig-Holstein dargelegt ha-
be, hat sehr deutlich gemacht, dass die Regelungen,
wenn sie so in Kraft treten, wie sie derzeit disku-
tiert werden, sich sehr wohl differenziert auf die
schleswig-holsteinischen Sparkassen auswirken.
Deshalb geht es auch nicht darum, Basel III zu ver-
hindern, sondern im Gegenteil. Es geht nur darum,
den Versuch zu machen, logisch zu differenzieren,
beispielsweise zu differenzieren, ob nun alle Regeln
gleichermaßen gelten - sowohl für die Deutsche
Bank in Frankfurt als auch für die Sparkasse in Ho-
henwestedt, deren Geschäftsstelle wahrscheinlich
von der Größe und Ausdehnung her in das Büro des
Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bank passen
wird. Die Frage ist, ob das Regelwerk für beide
gleich sein muss oder ob man hier nicht differenzie-
ren muss.

(Beifall der Abgeordneten Hans Hinrich Ne-
ve [CDU] und Lars Harms [SSW])

Zweitens ist eigentlich keine Frage, ob man diffe-
renzieren muss, sondern man muss differenzieren
zwischen solchen Finanzgeschäften, die keinen
Bezug zu realwirtschaftlichen Gegenwerten ha-
ben und solchen Geschäften, die eben einen solchen
Bezug zu realwirtschaftlichen Gegenwerten haben,
die dann ihrerseits mit Finanzgeschäften belegt
sind. Das sind die Fragen, über die wir mit großer
Sorgfalt diskutieren müssen, nicht darüber, ob wir
Basel II oder Basel III verhindern.

(Beifall bei CDU, FDP, SSW und des Abge-
ordneten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Die Landesregierung hat es durch diesen Beitrag er-
möglicht, dass für die Fraktionen jeweils wiederum
drei Minuten zur Verfügung stehen. - Ich erteile für
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Frau
Abgeordneten Monika Heinold das Wort.

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Finanzminister, ich verstehe die Debatte nur be-
grenzt.

(Zurufe)

Das Erste: Basel III ist als Grundlage richtig, not-
wendig und überfällig. Wir müssen die Großban-
ken stärker regulieren als bisher, und die müssen
mehr Eigenkapital zur Verfügung stellen. Ich hoffe,
das ist unstrittig.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt bei der SPD sowie Beifall des
Abgeordneten Lars Harms [SSW])

Beim zweiten Punkt mag es einen Unterschied ge-
ben - DIE LINKE lasse ich einmal außen vor, denn
das war alles etwas diffus - zwischen der FDP und
dem Rest des Hauses. Ich habe bei allen, außer bei
der FDP, herausgehört, dass es notwendig ist und
sich lohnt, so schwierig es auch sein mag, noch ein-
mal den Versuch zu wagen, in Berlin zu erreichen,
dass die Bundesregierung versucht, eine Differen-
zierung zu ermöglichen - eine Differenzierung bei
der Anforderung für das Eigenkapital, damit unse-
re Sparkassen und Genossenschaftsbanken, unsere
kleinen Regionalbanken nicht die gleichen harten
Auflagen erfüllen müssen, wie sie die Großbanken,
die Spekulationsbanken, weltweit erhalten.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und des Abgeordneten Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Wenn wir darüber eine Einigkeit hätten - das ist
auch das, was das Handwerk anmahnt und weshalb
der Sparkassen- und Giroverband auf uns zugekom-
men ist -, wäre ich sehr froh. Herr Finanzminister,
ich lese Ihre Rede noch einmal nach. Ich habe jetzt
vernommen, dass Sie vom Ob zum Wie gekommen
sind. Ich beziehe mich, wenn ich die Landesregie-
rung in ihrer Positionierung unterstütze, erst einmal
auf das, was ich schriftlich habe. Das ist die Presse-
mitteilung des Wirtschaftsministers von gestern, die
an Klarheit nicht zu überbieten ist. In diesem Sinne
sage ich: „Go“ für die Landesregierung.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Birgit Herdejürgen
[SPD] und Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung
und stelle fest, dass der Berichtsantrag Drucksache
17/1903 (neu) durch die Berichterstattung der Lan-
desregierung seine Erledigung gefunden hat. Damit
ist auch dieser Tagesordnungspunkt erledigt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 27 und 44 auf:

Gemeinsame Beratung
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a) Die AKN wird S-Bahn von Kaltenkirchen bis
HH-Eidelstedt

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
Drucksache 17/1920

b) Elektrifizierung der Strecke zwischen Kalten-
kirchen und HH-Eidelstedt

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/1976

AKN zukunftssicher aufstellen

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD und
SSW
Drucksache 17/2002

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Ich
stelle fest, dass das nicht der Fall ist. Ich eröffne die
Aussprache. Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hat Herr Abgeordneter Dr. An-
dreas Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der AKN-Antrag, den wir heute in den Schleswig-
Holsteinischen Landtag einbringen, wird in leicht
abgewandelter Form von meinem Kollegen Till
Steffen von der GAL-Fraktion parallel in der Ham-
burger Bürgerschaft gestellt - mit dem Ziel: AKN
wird S-Bahn.

Wir haben es heute Morgen bereits gehört: Ham-
burg und Schleswig-Holstein leben von einer guten
Nachbarschaft. Wir reden über Kooperation. Gera-
de die Verkehrspolitik bietet hier die Möglichkeit,
mit gutem Beispiel voranzugehen. Der Verkehrs-
raum von Schleswig-Holstein und Hamburg ist
ein wichtiges gemeinsames Handlungsfeld.

Gemeinsame Projekte stärken den Zusammenhalt
beider Länder. Die von uns geforderte S-Bahn von
Kaltenkirchen nach Hamburg-Eidelstedt auf der
AKN-Strecke - der Linie 1 - ist beispielgebend,
weil das eine Win-Win-Situation ist. Beide Bundes-
länder profitieren.

Jeder Berufs- oder Freizeitpendler, der statt Pkw ei-
ne attraktive S-Bahn benutzt, schont die Umwelt
und entlastet das Straßensystem. Moderne, schnelle
Schienenfahrzeuge, die zum/vom Hamburger

Hauptbahnhof durchfahren, können viele Nutzer
und Pendler auf die Schiene bringen. Mit unserem
Antrag stärken wir erstens den Schienenverkehr,
und zweitens setzen wir ein Zeichen der fruchtba-
ren Kooperation.

(Beifall der Abgeordneten Dr. Robert Ha-
beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Gerade nach den Zwistigkeiten und Streitigkeiten
um den Windmessestandort sind verbindende Pro-
jekte gefragt. Dafür setzen wir Grünen uns beider-
seits der Landesgrenze ein. Ein wichtiger Anlass
für unseren Antrag ist auch die Notwendigkeit für
die AKN, neue Fahrzeuge zu beschaffen. Der In-
vestitionsstau gerade bei den Fahrzeugen muss
dringend aufgelöst werden.

Wer die Waggons der AKN kennt, kann den Hand-
lungsbedarf sicherlich nachvollziehen. Wenn neue
Fahrzeuge beschafft werden, die dann mindestens
30 Jahre ihren Dienst verrichten, müssen die Anfor-
derungen an diese Fahrzeuge klar sein. Wird es ein
elektrischer Antrieb für eine S-Bahn, oder bleibt es
beim Dieselmotor? - Das muss entschieden werden.
So entstand das S-21-Projekt auf der AKN-
Strecke. Der Aufsichtsrat der AKN, deren Anteils-
eigner Hamburg und Schleswig-Holstein zu jeweils
50 % sind, hat 150.000 € für ein Wirtschaftlich-
keitsgutachten bereitgestellt. Die mit dem Gutach-
ten beauftragte LVS sollte Nutzen und Kosten einer
Elektrifizierung gegenüberstellen. Die Gesamtkos-
ten werden auf circa 50 Millionen € geschätzt. Das
ist natürlich kein Pappenstil. Aber die Finanzie-
rung aus den Bundesmitteln ist nur über das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz möglich. Dar-
aus werden ÖPNV-Maßnahmen - im Übrigen mit
Kosten von über 50 Millionen € - gefördert.

In einer Pressemitteilung der FDP konnte ich lesen,
dass die Grünen bitte schön einen detaillierten Fi-
nanzierungsplan vorlegen sollten. Wenn Sie unse-
ren Antrag gelesen hätten, dann wüssten Sie, dass
die Landesregierung in Abstimmung mit dem Ham-
burger Senat eine Kostenübersicht für die erforder-
liche Investition vorlegen soll. Das fußt im Übrigen
auf Untersuchungen der LVS. Mit dem Kostenrah-
men kann der Förderantrag beim Bund gestellt
werden. Anders geht das nicht.

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?
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Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, ich möchte das jetzt im Zusammenhang dar-
stellen.

Auch den zweiten Vorwurf kann ich gut kontern.
Warum haben die Grünen die AKN-Elektrifizie-
rung nicht schon in Zeiten ihrer Regierungsbeteili-
gung bis 2005 durchgesetzt? - Das war Ihr konkre-
ter Vorwurf. Eine ganz einfache Antwort: Eine
Ausschreibung des Betriebes der Hamburger S-
Bahn ab 2018 steht an. Es geht eben gerade um die
Beschaffung neuer Schienenfahrzeuge für die
AKN. Also kann man das jetzt nutzen.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Alles hat eben seine Zeit und sein Zeitfenster. Des-
halb muss man diese Strategie jetzt auf diese Neu-
anschaffung ausrichten.

Auch Hamburg hat im Übrigen großes Interesse an
einer S-Bahn-Verbindung auf der jetzigen AKN-
Strecke über Schnelsen nach Kaltenkirchen. Damit
können wir die Erfolgsgeschichte der Verlängerung
der S 3 nach Stade wiederholen. Es profitieren im
Übrigen nicht nur Pendler auf unserer Landesseite,
sondern auch Pendler aus Eidelstedt und Schnelsen.

Gerade im Nordwesten von Hamburg gibt es ein
großes Potenzial für den Umstieg vom Pkw auf die
Bahn. Straßen und Umwelt werden entlastet. Der
ökologische Fußabdruck stimmt. Zum Vergleich:
Auf der Strecke Elmshorn-Hamburg ist der Anteil
der Bahnpendler dreimal höher als auf der jetzigen
AKN-Strecke.

Ein richtiges Projekt braucht die Unterstützung
gleichermaßen aus Hamburg wie aus Schleswig-
Holstein. Das ist das Ziel unseres Antrags. Das Si-
gnal sollten wir heute geben: Hamburg und Schles-
wig-Holstein gemeinsam erfolgreich auf der
Schiene!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in der
Debatte fortfahren, begrüßen Sie bitte mit mir Mit-
glieder der AG „55plus“ und der ver.di-Senioren
aus Flensburg sowie Mitglieder des Kreisverbandes
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus dem Kreis
Schleswig-Flensburg auf unserer Tribüne. - Seien
Sie uns herzlich willkommen! Ich wünsche Ihnen
einen interessanten Vormittag hier bei uns im Land-
tag.

(Beifall)

Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Peter Lehnert das Wort.

Peter Lehnert [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir diskutieren heute über eines der wichtigsten
Infrastrukturprojekte im Bereich des Nahver-
kehrs in der Metropolregion Hamburg. Deshalb
sollten wir auch die heutige Debatte nutzen, um ein
klares Signal der Geschlossenheit des Schleswig-
Holsteinischen Landtages an die anderen Beteilig-
ten an diesem Projekt zu senden. Dies sind zum ei-
nem die Hansestadt Hamburg und zum anderen der
Bund.

Die Elektrifizierung der AKN-Strecke zwischen
Kaltenkirchen und Hamburg-Eidelstedt wird da-
bei dankenswerterweise auch durch unsere Landes-
regierung nachhaltig unterstützt.

An dieser Stelle möchte ich mich ausdrücklich bei
unserem Wirtschafts- und Verkehrsminister Jost de
Jager für sein persönliches Engagement in dieser
Frage bedanken.

(Beifall bei CDU und FDP)

Es ist es durch seinen Einsatz in den vergangenen
Jahren bereits gelungen, mit erheblichem Investiti-
onsaufwand die Strecke zweigleisig auszubauen,
Bahnhöfe zu modernisieren oder gänzlich neu zu
bauen. Damit haben wir eine hervorragende Grund-
lage und eine gute Ausgangsposition für die weite-
ren Schritte, die wir nun konkret planen.

Die entlang der Strecke liegenden Kreise Pinne-
berg und Segeberg sind nicht nur die einwohner-
stärksten in unserem Land, sondern haben vielmehr
in den letzten Jahren bereits eine Verdopplung des
Fahrgastaufkommens auf dieser Strecke erreicht.
Allerdings sind die Zahlen der Berufspendler auf
dieser Strecke immer noch deutlich niedriger als in
anderen Bereichen der Metropolregion, die direkt
an das Hamburger S-Bahn-Netz angeschlossen
sind. Deshalb erwarten wir noch ein erhebliches
Zuwachspotenzial. Dies wird allein durch die Ent-
wicklung der Zahlen der Pendlerströme nach Ham-
burg hinein, aber auch heraus deutlich. Wenn man
bei den Pendlern die Zahlen der Betroffenen Kreise
Pinneberg und Segeberg einerseits und Hamburgs
andererseits betrachtet, stellen wir fest, dass derzeit
ca. 75.000 Menschen aus diesen Kreisen nach
Hamburg einpendeln, aber auch mehr als 25.000
mit deutlich steigender Tendenz aus Hamburg her-
aus in diese Kreise pendeln.
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Inzwischen ist es für viele Firmen, die sich entlang
der A 7 angesiedelt haben, auch von großer Bedeu-
tung, dass qualifizierte Mitarbeiter nicht nur aus
Schleswig-Holstein, sondern auch aus Hamburg ih-
re Arbeitsplätze dort mithilfe des ÖPNV erreichen
können. Deshalb hat diese Baumaßnahme auch
einen wichtigen arbeitsmarktpolitischen Aspekt.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle, mich ausdrück-
lich für das Engagement der kommunalen Vertre-
tungen vor Ort zu bedanken, die im Bereich der
AKN-Strecke mit großem Nachdruck und Engage-
ment für den Ausbau eintreten.

(Beifall bei CDU und FDP)

In diesen Dank möchte ich ausdrücklich auch die
Kollegen Wilfried Wengler und Volker Dornquast
einbeziehen, die dieses Projekt nachhaltig unterstüt-
zen.

Wir begrüßen ausdrücklich den Beschluss des Auf-
sichtsrats, der auf Initiative Schleswig-Holsteins
erst kürzlich 150.000 € freigegeben hat, um eine
Machbarkeitsstudie für eine entsprechende Kos-
ten-Nutzen-Bewertung durchzuführen. Sie bildet
die entscheidende Grundlage für den weiteren Fort-
schritt des Projektes S 21.

Da die derzeitigen Dieseltriebwagen ab 2017 er-
setzt werden müssen, macht es Sinn, rechtzeitig die
notwendigen Entscheidungen zu treffen. Dies ist
übrigens auch wichtig für die weiterführende
Strecke der AKN von Kaltenkirchen über Bad
Bramstedt nach Neumünster, weil der ÖPNV ein
entscheidender Faktor für die Erschließung dieser
Region ist. Wir brauchen deshalb in absehbarer Zeit
auch eine Taktverbesserung von Kaltenkirchen
Richtung Norden. Dafür ist die Entscheidung für
eine Elektrifizierung natürlich eine ganz entschei-
dende Grundlage. Sie ist sowohl verkehrspolitisch
notwendig als auch ökologisch geboten und wirt-
schaftspolitisch sinnvoll.

Deshalb würde ich es sehr begrüßen, wenn der
Landtag heute mit breiter Mehrheit unsere Initiative
unterstützen würde.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Herlich Marie Todsen-Reese:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Bernd
Schröder das Wort.

Bernd Schröder [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Kollege Arp stöhnt. Ich hatte gedacht, dass der
Verkehrsexperte dazu etwas sagt. Aber nun gut.

Bereits in der Pressemitteilung zur Sitzung des
Landtags am 7. Mai 2009 habe ich gesagt:

„Die Gleise der AKN könnten für die neue S-
Bahn-Linie genutzt werden. Sie müssten nur
mit einer Stromoberleitung oder einer zusätz-
lichen Stromschiene versehen werden, wie
dies bei der S 1 nach Wedel und der S 3 nach
Pinneberg bereits der Fall ist. Die AKN hat
bereits ihr Interesse erklärt, eine elektrisch
betriebene Bahnverbindung aus den Kreisen
Segeberg und Pinneberg zum Hamburger
Hauptbahnhof zu betreiben und wird sich zu
gegebener Zeit an einer entsprechenden Aus-
schreibung für diese Linie beteiligen. Die im-
mer stärker werdende Entwicklung des Indi-
vidualverkehrs erfordert aus ökonomischen
und ökologischen Gründen ein nachhaltiges
Umdenken zugunsten des ÖPNV. Als Alter-
native für Berufspendler kommt nur eine at-
traktive und ganztägige Verbindung ohne
Umsteigevorgänge in die Hamburger Innen-
stadt in Betracht.“

Daran sieht man, dass sich an der Aktualität dieser
Diskussion seit der Rede in diesem Haus nichts ver-
ändert hat. Das sind für mich zwei Jahre, in denen
man ein Zukunftsprojekt ein ganzes Stück weiter
hätte voranbringen können, und zwar mit einer Lö-
sung, die jetzt nicht zu diesem Konflikt geführt hät-
te.

(Beifall bei SPD und SSW)

Wir sind jetzt in einer Situation, in der wir es nicht
akzeptieren können, dass es zusammen mit Ham-
burg eventuell darum geht: erste Priorität hat die
S 4 Ahrensburg Richtung Bad Oldesloe. Das wäre
eine Kontrasituation zu einer Attraktivitätssteige-
rung und zu den Ausbaumöglichkeiten der AKN.
Das kann es nicht sein. Es muss einen Vorrang für
diese beiden Strecken geben, und es muss ein Zu-
kunftskonzept für die AKN geben, damit dieser
Umstieg auch möglich ist.

(Beifall bei SPD und FDP)

Es ist doch einfach so: 9 % Pendler in diesen Berei-
chen auf dieser Strecke geben wieder, dass es keine
attraktive Verbindung von Kaltenkirchen nach
Hamburg gibt. 70 Minuten dauert die Fahrt auf die-
ser Strecke. Es ist die große Verantwortung von uns
allen, ein Zukunftskonzept auf den Weg zu bringen,
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damit der Anteil der Pendlerströme wesentlich
größer wird. Das geht nur mit einer Elektrifizie-
rung. Das geht nur mit einem System, das die
Grundlage in der ganzen Metropolregion ist. Dann
ist endlich auch diese Diskussion, die eine reine
Showdiskussion der letzten Wahlkämpfe war, vor-
bei, die AKN-Züge müssten ganztägig zum Ham-
burger Hauptbahnhof durchfahren. Wer sich mit
dieser Thematik mal ernsthaft beschäftigt hat und
mit den Fachleuten gesprochen hat, weiß: Es gibt
gar keine Möglichkeit mehr, mit diesem System in
den Hamburg Hauptbahnhof einzufahren. Es geht
einfach nicht mehr. Es geht auch technisch nicht,
sondern es geht nur mit der Elektrifizierung.

Ich sage ganz deutlich: Wir haben keine Zeit mehr
zu verlieren. Wir müssen jetzt mit den beiden Ge-
sellschaftern endlich weiterkommen. Einige der
Kolleginnen und Kollegen hier im Haus haben die
ganzen Diskussionen ohne Ende mit dem Vor-
standsvorsitzenden und mit Fachleuten mitbekom-
men. Was ist dabei herausgekommen? - Wir warten
heute noch auf die Ergebnisse der Fachkonferenzen
und die Ergebnisse der Papiere, und wir warten
heute noch auf die Konzepte, die daraus resultieren
sollten. Das hätte alles schon ein ganzes Stück wei-
ter sein können. Deshalb ist es nicht fünf vor zwölf,
sondern schon etwas später.

Wenn wir jetzt die Elektrifizierung auf den Weg
bringen, dann müssen als Erstes die Bahnsteige
umgebaut werden. In der Vergangenheit sind mit
viel Geld neue Bahnsteige im Bereich der AKN ge-
baut worden. Ich habe großen Zweifel daran, ob das
eine Grundlage für ein Zukunftskonzept gewesen
ist. Das kann es einfach nicht sein.

(Beifall bei SPD und SSW)

Grundlage für dieses Zukunftskonzept ist die Elek-
trifizierung. Aber es gehören auch andere Dinge
mit hinein: Ausbau der Trassen und Stationen, um-
steigefreie Verbindung nach Hamburg hinein und
auch die Fahrzeugentscheidung. Es wäre doch ein
Aberwitz der Geschichte, jetzt aus Zeitgründen
Dieselfahrzeuge zu bestellen, weil die konzeptio-
nelle Entscheidung nicht getroffen werden kann
oder weil das zeitlich nicht hinhaut. Das wäre eine
Blockade für 30 Jahre. Dann könnten wir diesen
Laden zumachen. Dann ist diese Chance für einen
attraktiven ÖPNV vorbei.

Der Landtag und die Bürgerschaft haben gemein-
sam darüber diskutiert und beschlossen: Wir wollen
die S 4. Dafür stehen wir auch alle ein. Aber ich sa-
ge für den Landtag in Schleswig-Holstein: Wir wol-
len die S 4 nicht zu dem Preis, dass es die AKN zu-

kunftsfähig nicht gibt oder die Gelder dafür nicht
bereitgestellt werden. Das kann es nicht sein. Des-
halb müssen beide Gesellschafter - das richte ich
auch an die Regierung - mit großer Ernsthaftigkeit
dieses Zukunftskonzept verfolgen und auf den
Weg bringen. Wie viele Gespräche hat es gegeben,
wie viele Konferenzen hat es gegeben? Was ist da-
bei herausgekommen, völlig wurscht, wer wo an
der Regierung war? Das letzte Papier hat in den zu-
ständigen Ressorts gelegen, und dann war Ende mit
Schwarz-Grün. Dann ist das ganze Papier wieder
eingestampft worden. Jetzt fangen wir wieder bei
null an. Es darf nicht der Fall sein, dass man, wenn
am 5. Juni 2012 die neuen Abgeordneten kommen,
erneut mit einem Prüfauftrag beginnt, um dieses
Konzept auf den Weg zu bringen.

Deshalb ist meine große Bitte: Wir sind durchaus
auf einer Grundlinie, was die Elektrifizierung an-
geht. Dann muss es bei dem von mir geschilderten
Sachverhalt heute keinen Schnellschuss geben, son-
dern wir sollten, damit die Wirkung auch so ist, die
drei vorliegenden Anträge in den Fachausschuss
geben.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Bernd Schröder [SPD]:

Vielleicht gelingt es ja tatsächlich - ich komme zu
Schluss -, das bei dieser wichtigen Frage gemein-
sam nach außen zu vertreten.

(Beifall bei SPD, SSW sowie der Abgeord-
neten Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Dr. Andreas Tietze [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Christopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch
die FDP-Fraktion befürwortet das Projekt der Elek-
trifizierung auf der rund 30 km langen AKN-
Strecke zwischen Kaltenkirchen und Hamburg-
Eidelstedt. Wir freuen uns, dass sowohl die Grünen
in Schleswig-Holstein als auch die GAL in Ham-
burg dies verfolgen. Die GAL hat, wenn ich das
richtig verfolgt habe, für die Bürgerschaftssitzung
in der nächsten Woche einen gleichlautenden An-
trag eingereicht. Ich freue mich, dass diese beiden
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Landesverbände die Aktivitäten der Landesregie-
rungen mit ihren entsprechenden Anträgen unter-
stützen.

Das Projekt ist im sogenannten Achsenkonzept der
Landesregierungen für Schienenprojekte in der Me-
tropolregion enthalten. Es wird im Koalitionsver-
trag von CDU und FDP befürwortet, es ist auch Be-
standteil des Landesweiten Nahverkehrsplans. An
dieser Stelle möchte ich mir den bemühten Witz im
Zusammenhang mit der S 21 und den Grünen
„klemmen“. Die Strecke hat erhebliches Potenzial.
Bei einer Elektrifizierung und einem möglichen
Anschluss an das Hamburger S-Bahn-Netz könnte
es genutzt werden. Auf das bisherige Umsteigen
der Fahrgäste in Hamburg-Eidelstedt könnte dann
verzichtet werden. Im Zusammenspiel mit einer
besseren Taktung würde die Strecke vor allem für
Pendler mit 20 Minuten deutlich an Attraktivität ge-
winnen. Mehr Pendler in den Zügen bedeutet weni-
ger Autos, die tagtäglich nach Hamburg hineinfah-
ren. Insofern müsste es auch von großem Interesse
Hamburgs sein.

(Beifall bei der FDP)

Es wäre eine Stärkung für die gesamte Region, vor
allen Dingen für die Kreise Pinneberg und Sege-
berg, und es wäre eine bessere Anbindung an die
Hamburger Innenstadt. Die Probleme, die der Kol-
lege Schröder beschrieben hat, sind auch uns be-
kannt. Es ist erfreulich, dass es eine große Unter-
stützung für das Projekt in der Region gibt. Sie alle
haben wahrscheinlich Schreiben - vor einigen Ta-
gen beispielsweise vom Amt Kaltenkirchen - be-
kommen.

So schön das alles wäre - wir müssen zunächst ein-
mal einige offene Fragen klären. Die politische Un-
terstützung hier im Landtag scheint recht groß zu
sein. Beim Hamburger Senat ist da noch ein
bisschen Luft nach oben. Herr Kollege Schröder,
Sie haben vor Kurzem eine gemeinsame Fraktions-
sitzung mit den Hamburger SPD-Kollegen durchge-
führt. Ich bitte Sie, mit Ihren Hamburger Kollegen
zu sprechen, dass die Priorität auch in Hamburg
gesehen wird. Die Chancen sind auch deshalb ge-
stiegen, weil die Grünen in Hamburg vor einiger
Zeit abgewählt wurden. Die haben ein anderes Pro-
jekt, das bezüglich der Mittel in Konkurrenz ge-
standen hätte, verfolgt, nämlich das StadtBahn-
Projekt. Das ist mit den Grünen aus der Regierung
sozusagen herausgeflogen.

(Beifall der Abgeordneten Hans-Jörn Arp
[CDU] und Tobias Koch [CDU]

Insofern sind die Chancen auch hier gestiegen.

Jetzt möchte die GAL das Hamburger Umland bes-
ser anbinden. Wir halten das für sehr vernünftig.
Das größte Fragezeichen des Ausbaus ist die Fi-
nanzierung der rund 50 Millionen €, die der Aus-
bau kosten würde. Schaut man sich dann noch die
Anschaffungskosten für die entsprechenden Fahr-
zeuge an, kommt man auf über 100 Millionen €.
Wie man der Presse entnehmen kann, bevorzugt der
zuständige Hamburger Senator Frank Horch aus
Kostengründen bisher andere Projekte, Herr Kolle-
ge Schröder. Das ist natürlich die S 4 nach Ahrens-
burg, die wir auch unterstützen; wir halten das Pro-
jekt durchaus für vernünftig. Allerdings hält er die
Verlängerung der U 4 zu den Elbbrücken, die Bus-
netzoptimierung in Hamburg und den barrierefreien
Ausbau von Haltestellen für wichtiger. Das ist alles
in Ordnung. Allerdings muss man sehen: Wenn es
zeitnah kommen soll, muss Hamburg seine Priori-
täten anders setzen. Sonst wird das alles nichts.

Dennoch bereitet die Landesregierung zurzeit mit
Hamburg eine sogenannte standardisierte Bewer-
tung vor, die Voraussetzung für eine eventuelle
Förderung des Ausbaus durch den Bund ist. Sollte
der Bund das tatsächlich fördern wollen, würde er
rund 60 % der 50 Millionen € reinen Ausbaukosten
übernehmen. Dann blieben für Hamburg und
Schleswig-Holstein rund 20 Millionen €. Weil ein
Großteil der Strecke in Schleswig-Holstein liegt,
würden wir ungefähr 15 Millionen €, Hamburg nur
5 Millionen € tragen müssen. Aber die Schienen-
fahrzeuge würden mit über 50 Millionen € zu Bu-
che schlagen. Da müsste Hamburg als 50-prozenti-
ger Anteilseigner bei der AKN natürlich etwas
mehr Geld aufbringen. Aber, wie gesagt, bei der
AKN müssen sowieso neue Fahrzeuge angeschafft
werden.

Es gibt also noch viel vorzubereiten, sowohl fach-
lich als auch politisch. Das Alter der AKN-
Schienenfahrzeuge ist teilweise schon sehr hoch.
Da muss in den nächsten Jahren etwas passieren.
Insofern halte ich den Zeitpunkt für richtig, das par-
lamentarisch voranzubringen. Ich freue mich, dass
wir das im Großen und Ganzen gemeinsam beantra-
gen.

Ich möchte noch eine Bemerkung zur AKN-Ver-
kehrsgesellschaft machen. Es laufen immer noch
Gespräche zwischen den Landesregierungen in
Hamburg und in Schleswig-Holstein. Wie man
hört, sollen sie ganz gut vorangehen. Ich hoffe, dass
wir von der Landesregierung zeitnah einen Bericht
dazu bekommen, was daraus geworden ist.

Wir wollten eigentlich Abstimmung in der Sache
beantragen, weil wir ein Signal senden wollten,

5532 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011

(Christopher Vogt)



weil die Hamburger das Thema nächste Woche
auch auf der Agenda haben. Ich habe allerdings den
Ausführungen des Kollegen Schröder gut zugehört
und würde deshalb auch einer Ausschussüberwei-
sung zustimmen.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
schon viel über Pendlerströme, die Geschichte der
AKN und anderes gesagt worden. Deshalb schenke
ich mir das jetzt. Aber ich möchte dennoch ein paar
Worte sagen.

Die AKN hat vor allem für Pendlerinnen und Pend-
ler nach und aus Hamburg einen großen Wert.
Auch wir würden es sehr begrüßen, wenn die AKN
zur S-Bahn ausgebaut würde. Die Elektrifizierung
der Strecke ist in jeder Hinsicht sinnvoll. Alte Die-
selloks entsprechen in keinster Weise dem Stand
der Technik und sind auch ökologisch nicht zu ver-
antworten. Auch den Umbau der Bahnhöfe würden
wir unterstützen, sodass diese für S-Bahnen geeig-
net sind.

Ich möchte aber auch noch Folgendes sagen: Das
Land Schleswig-Holstein darf sich nicht nur um die
Infrastruktur kümmern. Es muss auch durchsetzen,
dass die Beschäftigten gut bezahlt werden. Dass
bei einer Bahn in öffentlicher Hand mit Ausnahme
der NOB am meisten Streiktage zusammenkom-
men, weil schlecht bezahlt wird, ist ein Armuts-
zeugnis für die Landesregierung. Die AKN muss
den Forderungen der GDL nachgeben und die Lok-
führerinnen und Lokführer in den Flächentarifver-
trag der DB aufnehmen.

Noch eine kleine Anmerkung! Im Zusammenhang
mit der AKN taucht immer wieder das Gespenst
der Privatisierung auf. DIE LINKE will eine star-
ke, zukunftsfähige AKN in öffentlicher Hand. Da-
für können heute durch die Unterstützung der Elek-
trifizierung und die Umwandlung der AKN in eine
S-Bahn die Weichen gestellt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Ausbau des AKN-Korridors Kaltenkir-
chen-Hamburg ist eine der wichtigsten SPNV-
Maßnahmen des Landes, um den Individualver-
kehr der Metropolregion zu minimieren. Die Not-
wendigkeit, dass hier etwas passieren muss, ist hin-
länglich bekannt. Die A 7 ist verstopft, und die Ka-
pazitäten des ÖPNV reichen nicht aus, um die Stra-
ßen zu entlasten. Die weiteren Prognosen für das
Hamburger Umland deuten auf weiteres Bevölke-
rungswachstum hin.

Die Forderungen aus den Umlandgemeinden an
die Politik sprechen eine deutliche Sprache. So hat
die Arbeitsgemeinschaft der Umlandgemeinden
,,AKN -Linie 1“ mittlerweile einen umfangreichen
Katalog erarbeitet, der Forderungen von der Ver-
vollständigung des zweigleisigen Ausbaus, der Ver-
dichtung des Fahrplantaktes über die Ausdehnung
der Tarifzonen bis hin zur Schaffung einer S-Bahn-
Linie in die Hamburger Innenstadt vorsieht. Das
sind alles Punkte, die wir voll unterstützen können.
Auch wir sehen die Notwendigkeit, entsprechende
Maßnahmen voranzubringen. Auch wir wollen
mehr Pendler von der Straße auf die Bahn bringen.
Das ist es auch, was die Pendler wollen. Aber dafür
müssen wir die Voraussetzungen schaffen. Das ist
der Knackpunkt. Wer soll es bezahlen? Denn das
Ganze ist nämlich nicht zum Nulltarif zu bekom-
men.

Ich möchte auch auf eine andere Problematik im
Zusammenhang mit dem ÖPNV im Bereich der
Metropolregion hinweisen. Das Land Schleswig-
Holstein hat bereits in weiten Teilen seine Hausauf-
gaben gemacht. Bereits seit 15 Jahren erstellt das
Land einen Landesweiten Nahverkehrsplan, der
alle fünf Jahre erneuert wird. Hamburg hat nichts
dergleichen. Aus diesem Grund wäre eine aufeinan-
der abgestimmte Nahverkehrsplanung - zumindest
für die Metropolregion - durchaus sinnvoll. Dies
würde insbesondere auf Hamburger Seite die Not-
wendigkeit verdeutlichen, dass dort etwas gesche-
hen muss. Wenn solche Planungen nicht machbar
oder gewollt sind, dann sollte zumindest eine besse-
re Ressortabstimmung angestrebt werden.

Wir werden unseren Landesweiten Nahverkehrs-
plan bis Ende 2012 fertig haben. Bis dahin muss
dann aber auch eine Abstimmung mit den Hambur-
gern stattgefunden haben. Das ist allemal wichtiger
als einen gemeinsamen Ausschuss für was auch im-
mer einzusetzen und ihn auch noch verfassungsmä-
ßig abzusichern. Ich finde, das ist wieder ein typi-
sches Beispiel dafür, was man mit einer konkreten
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Zusammenarbeit zwischen Hamburg und Schles-
wig-Holstein machen kann. Das ist besser, als ir-
gendwelche Anträge zu stellen, die im Parlament
höchstwahrscheinlich sowieso keine Mehrheit fin-
den werden.

Um nochmals auf die kommunale Ebene zurückzu-
kommen: Dort hat man bereits die Hausaufgaben
gemacht, um den ÖPNV attraktiver zu machen. Ich
nenne nur Park-and-Ride-, oder Fahrradparkplätze.
Mit weiterer Unterstützung von der kommunalen
Ebene ist zu rechnen. Doch im Gegenzug erwarten
die Gemeinden entsprechende Signale, dass sich
endlich etwas bewegt. Das heißt, dass sich das
Land Schleswig-Holstein schon bewegt hat und
auch die anliegenden Kommunen schon ihre Arbeit
gemacht haben, ist richtig. Es fehlen aber noch der
Hamburger Senat und die AKN.

Die AKN glänzte in der Vergangenheit immer mal
wieder mit einzelnen Projekten, insbesondere dann,
wenn es um den Ausbau von Bahnhöfen ging. Jetzt
haben wir ausgebaute Bahnhöfe, die auf das vor-
handene Wagenmaterial ausgerichtet sind. Würden
solche Wagen wieder bestellt werden, hätten wir
hier kein Problem. Da aber die Forderung im Raum
steht, auf S-Bahn-Verkehre umzusteigen und die
Strecken zu elektrifizieren, brauchen wir unter Um-
ständen völlig andere Strukturen. Denn eine elektri-
fizierte S-Bahn-Linie ist keine Regionalbahnlinie.
Es wären große Umbaumaßnahmen notwendig, und
neues Wagenmaterial wäre dann auch angesagt.

Bevor man sich aber über diese Schritte und deren
Finanzierung unterhält, wäre es endlich einmal an
der Zeit, einen Gesamtplan seitens der AKN auf-
zustellen, wie die AKN in die Linien der Metro-
polregion und in den Hamburger Verkehrs-Ver-
bund integriert werden kann. Dieses Konzept fehlt
völlig. Und dabei ist es dann schon verwunderlich,
dass die Bezuschussung seitens des Landes Schles-
wig-Holstein fast 16 Millionen € jährlich ausmacht
und die Landesregierung anscheinend keinen Fin-
ger rührt, um endlich ein solches Gesamtkonzept
einzufordern. Solange das nicht geschieht, wird es
immer nur Ad-hoc-Lösungen wie in der Vergan-
genheit geben. Das heißt, es gibt hier und da ein
kleines Ausbauprojekt, und wenn dann doch noch
Kosten entstehen, sind ja unsere Bürgerinnen und
Bürger da, die das über den Landeshaushalt finan-
zieren.

Das ist keine nachhaltige Politik. Wir müssen erst
die Strukturen planen, und dann kann man gegebe-
nenfalls auch einmal den großen Wurf landen. Aber
eine solche Flickschusterei wie bisher darf es nicht
mehr geben. Deshalb muss die Landesregierung

hier endlich einmal die Zügel in die Hand nehmen,
damit wir endlich ein Gesamtkonzept bekommen,
das auch mit den Hamburgern abgestimmt ist.

(Beifall beim SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn
Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit
den Anträgen, „AKN zur S-Bahn ausbauen!“, ren-
nen Sie bei mir offene Türen ein.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sie unterstützen genau das, was wir als Landesre-
gierung schon lange wollen und machen. Denn un-
ter dem zugegebenermaßen etwas sperrig klingen-
den Begriff „Achsenkonzept für den Ausbau des
Schienenverkehrs in der Metropolregion Hamburg“
hat sich die Landesregierung die Weiterentwick-
lung der heute unter ihren eindeutigen Möglichkei-
ten bleibenden Bahnverbindung von Hamburg nach
Kaltenkirchen auf die Fahnen geschrieben. Weil da-
mit - wie immer bei großen Infrastrukturprojekten -
ein bisweilen mühsamer und steiniger Weg be-
schritten werden muss, ist jede Unterstützung die-
ses Hauses willkommen.

Wenn diese Gesamtkonzepte jetzt eingefordert wer-
den, muss man schon darauf hinweisen, dass wir
hier nicht über kleine kosmetische Maßnahmen re-
den, sondern wir reden über ausgesprochen große
Investitionen. Das kann man an dem Beispiel der
S 4 deutlich machen. Einige von Ihnen waren bei
der Präsentationsfahrt, die ich zusammen mit dem
Hamburger Wirtschaftssenator Horch gemacht ha-
be, mit dabei. Für die völlig neu zu bauende S-
Bahn-Strecke zwischen Hamburg und Bargte-
heide veranschlagen wir 350 Millionen €. Hierzu
lassen wir gerade mit Hamburg eine detaillierte
Vorentwurfsplanung erstellen, mit der wir dann den
Bund überzeugen können, seinen Teil zur Finanzie-
rung beizutragen. So nah an einer Realisierung wie
jetzt sind wir bei der S 4 zuvor noch nicht gewesen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das ist auch dem Umstand zu verdanken, dass die
Parlamente - zumindest, was die S 4 anbelangt,
beide Parlamente; zur S 21 komme ich gleich noch
- geschlossen dahinterstehen. Das ist wichtig, weil
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wir bei der S 4 über ein Projekt reden, das zu 80 %
auf Hamburger Gebiet stattfindet. Insofern geht es
nicht um einseitige Würfe, sondern es geht darum,
die Dinge abzustimmen.

Bei dem AKN-Ausbau verhält es sich so: Um die
hier wirklich noch nicht attraktive Schiene auf der
Strecke Hamburg-Kaltenkirchen zu einer ver-
nünftigen Alternative zum Auto auszubauen, sieht
das Achsenkonzept hier ebenfalls die Errichtung
einer S-Bahn vor. Es hat auch vor zwei Jahren
einen Vororttermin dort in Hasloh gegeben.

Ziel ist, regelmäßig und umsteigefrei zwischen dem
Umland und der Hamburger Innenstadt zu verkeh-
ren. Dafür muss der bereits begonnene Ausbau der
AKN-Stammstrecke - in den letzten Jahren im-
merhin mit 250 Millionen € finanziert - weiter aus-
gebaut werden. Hierzu läuft aktuell das Verfahren
für eine standardisierte Bewertung an - das ist
schon gesagt worden -, die hoffentlich das von uns
erwartete positive Ergebnis bringen wird. Liegt die-
ses hoffentlich zu erwartende positive Ergebnis
dann vor, das sollte im Jahr 2012 sein, werden wir
auch auf dieser Strecke Hamburg mit im Boot ha-
ben. Wir werden dann gemeinsam die Finanzie-
rung einwerben. Das ist wichtig, weil Hamburg im-
merhin 50 % der Anteile der AKN hält. Nach unse-
ren Vorstellungen soll das ja sogar noch mehr wer-
den.

Bei der AKN reden wir über ein Investitionsvolu-
men in Höhe von 50 Millionen € für die Elektrifi-
zierung und für neue Züge, die dafür angeschafft
werden sollen. Zum Achsenkonzept gehört bei der
AKN aber auch die Frage, was mit dem nicht zu
elektrifizierenden Restnetz, also der Strecke Nor-
derstedt-Neumünster und der Strecke Elmshorn-
Barmstedt-Ulzburg, geschehen soll. Ich meine, dass
ein Teil der Strecke erst einmal mit modernen Die-
selzügen ausgestattet werden sollte, die auch zu-
künftig für das AKN-Dieselnetz benötigt werden.
Die anderen AKN-Züge - viele sind heute gerade
einmal 18 Jahre alt, was für Eisenbahnzüge noch
nicht alt ist - können wahrscheinlich noch im Ein-
satz bleiben, bis die Pläne zur S-Bahn Kaltenkir-
chen tatsächlich umgesetzt worden sind.

Insofern glaube ich, dass wir gut sortiert und vorbe-
reitet sind für das, was dort ansteht. Es ist ein müh-
seliger Prozess, zum einen deshalb, weil wir eine
Bundesfinanzierung einwerben müssen, aber zum
anderen auch deshalb, weil wir hier über ein Grenz-
gebiet zwischen der Freien und Hansestadt Ham-
burg und Schleswig-Holstein reden. Deshalb sind
diese Dinge schwierig. Aber wir haben sie auf dem
Radarschirm.

(Heiterkeit)

Weil ich nur noch 19 Sekunden Redezeit übrig ha-
be, will ich die Wahlkampfgemeinheiten, die in
meiner Rede auch stehen, nicht vortragen.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank, Herr Minister. - Für die CDU-Frakti-
on erteile ich Herrn Abgeordneten Peter Lehnert
das Wort. Es steht der Fraktion noch eine Restrede-
zeit zur Verfügung.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt kommen die Wahlkampfgemein-
heiten! - Zuruf von der CDU: Abwarten!)

Peter Lehnert [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Jetzt zeigt es sich einmal wieder, dass es gut ist,
sparsam mit seinen Ressourcen umzugehen - auch
an dieser Stelle.

Ich wollte mich ausdrücklich bei den anderen Frak-
tionen für die konstruktive Debatte bedanken. Wir
hatten ursprünglich vor, in der Sache abzustimmen.
In Anbetracht der Debatte halte ich es aber jetzt für
sinnvoller und zielführender, dass wir alle Anträge
an den Fachausschuss überweisen, um zu versu-
chen, dort einen gemeinsamen Antrag zu formulie-
ren, um gegenüber Hamburg und dem Bund unsere
Geschlossenheit deutlich zu machen. Deshalb bean-
tragen wir Ausschussüberweisung.

(Beifall im ganzen Haus)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank. - Ich erteile Herrn Abgeordneten Det-
lef Matthiessen von der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN das Wort.

(Zurufe)

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Keine Angst,

(Heiterkeit)

ich will diese Sternstunde der Harmonie des Hohen
Hauses nicht stören, sondern einige Ausblicke indu-
strie- und technologiepolitischer Art machen.
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Herr Minister, es ist zu überlegen, ob man wirklich
Dieselfahrzeuge anschaffen soll. Zweifellos ist es
das Billigste, wenn ich mit einem Lkw-Motor von
der Stange in einem Triebwagen fahre. Es ist rich-
tig, was der SPD-Kollege und die anderen Fraktio-
nen gesagt haben, dass die Zukunft der Antriebs-
technologie im Schienenverkehr stromgebunden
sein muss. Da wir - wie Sie schon sagten - das
Schienennetz in Schleswig-Holstein nur sehr
lückenhaft elektrifiziert haben, plädiere ich dafür,
im Bereich der dieselelektrischen Antriebe, die spä-
ter mit Fahrdraht oder bei der S-Bahn mit dem Ab-
nahmepunkt an der Schiene für die Elektrizität ver-
bunden werden, Dieselelektrik mit dem Ausblick
auf Akkus nachzurüsten und gleichzeitig Fahrdraht-
ströme für diese Technik zu nutzen.

Diese Überlegung ist hier im Hohen Haus ein
bisschen neu; darum war es mir ein Bedürfnis, das
einmal vorzutragen. Ich darf darauf aufmerksam
machen, dass es, wenn sich Hamburg als Wind-
Hauptstadt bezeichnet und wir uns als die Region
der regenerativen Energien verstehen, natürlich gut
ist, wenn wir mit Strategien der Verstetigung der
fluktuierenden Energieerzeugung aus dem Rege-
nerativbereich solche Technologien im Verkehrs-
system verbinden, die als gezielte Lastsenkung ein-
setzbar sind.

Ich möchte auch darauf aufmerksam machen, dass
wir in Schleswig-Holstein keineswegs arm an
Kompetenzen in der Industrie sind. Wir haben die
Firma Voith in Kiel, wir haben die Firma Vossloh,
die Antriebstechnologie machen, die Hersteller von
Triebwagen und Lokomotiven sind. Wir haben die
Firma Dispatch in Itzehoe, und wir haben die Firma
o.m.t. in Lübeck, die mit Akkutechnik Weltspitze
sind. Wir haben die Firma Weier, die Generatoren
und Motoren herstellt und bereit ist, sich an einem
solchen FuE-Verbund zu beteiligen.

An der Frage AKN-Elektrifizierung hängt eine
ganze Menge an technologiepolitischen und indu-
striepolitischen Aufgaben. Ich wollte mit diesem
ersten Aufschlag darauf aufmerksam machen, dass
sich das Hohe Haus auch in dieser Richtung tech-
nologiepolitisch engagiert.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, die
Anträge Drucksachen 17/1920 und 17/1976 sowie
den Änderungsantrag Drucksache 17/2002 dem
Wirtschaftsausschuss zu überweisen. Wer so be-

schließen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig
so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 30 und 62 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Personenbeförderungsgesetz nachhaltig ge-
stalten

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 17/1949

Personenbeförderungsgesetz nachhaltig ge-
stalten - Sozial-ökonomisches Nahverkehrs-
konzept für Schleswig-Holstein entwickeln

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/2010

Personenbeförderungsgesetz unterstützen

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/2011

b) Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/1925

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann erteile ich zunächst dem
Minister für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr,
Herrn Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ohne
den öffentlichen Personennahverkehr funktio-
niert unsere Gesellschaft nicht. Der öffentliche Per-
sonennahverkehr ist ein System, das gut funktionie-
ren und - es ist ja Zweck dieser Debatte, darauf hin-
zuweisen - für alle da sein muss - auch für die Men-
schen mit Behinderung oder Menschen, die sonst-
wie in ihrer Mobilität eingeschränkt sind. Ich danke
den Antragstellern, dass sie dieses wichtige Thema
zur Sprache bringen, und möchte zunächst auf den
dem Bericht der Landesregierung zugrundeliegen-
den Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gehen. Unser Bericht zur Barrierefreiheit liegt Ih-
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nen vor, sodass ich mich auf wenige Bemerkungen
beschränken kann.

Es geht darum, dass Menschen mit Behinderung
selbstständig und selbstbestimmt mit dem ÖPNV
von A nach B fahren können. Das bedeutet: Sie sol-
len an die Informationen über den Fahrplan und den
Betrieb kommen, sie sollen dorthin gelangen, wo
das Fahrzeug tatsächlich abfährt, sie sollen in das
Fahrzeug hineinkommen, und sie sollen sich im
Fahrzeug vernünftig aufhalten können. Das bedeu-
tet konkret: Die Fahrscheinautomaten müssen vom
Rollstuhl aus zu bedienen sein, man braucht Ram-
pen und Fahrstühle, die Bahnsteige müssen hoch
genug und die Fahrzeugeinstiege niedrig genug
sein, und die Fahrzeuge müssen Platz für Rollstühle
bieten.

Das ist eine riesige Aufgabe, die nicht von heute
auf morgen zu 100 % zu erfüllen ist. Deshalb geht
der Gesetzgeber von einer Daueraufgabe aus, zumal
die Standards und Normen immer weiter steigen.
Die Eisenbahnbau und -betriebsordnung sowie das
Personenbeförderungsgesetz schreiben vor, dass ei-
ne möglichst weitreichende barrierefreie Nutzung
angestrebt werden muss. Die Landesregierung ar-
beitet nach Kräften daran. Wenn wir im Bereich des
Schienenpersonennahverkehrs Aufträge ausschrei-
ben oder vergeben, oder wenn wir eine Konzession
erteilen, verlangen wir Barrierefreiheit. Dadurch ist
schon viel erreicht worden. In Schleswig-Holstein
können sich Reisende an der Hälfte aller der rund
170 Bahnstationen ohne Hilfe bewegen; bis Ende
2014 kommen weitere zehn Stationen hinzu.

Auch in den Jahren danach müssen die Anstrengun-
gen weitergehen, bis die flächendeckende Barrie-
refreiheit in Schleswig-Holstein erreicht sein wird.
Das gilt auch für den Busverkehr, für den die Kom-
munen zuständig sind, und für die barrierefreie
Verknüpfung der einzelnen Verkehrssysteme Bahn,
Bus, Pkw, Fuß und Rad. Hier arbeiten wir bei den
entsprechenden Ausbauvorhaben mit den Kommu-
nen zusammen, um Lösungen aus einem Guss reali-
sieren zu können.

Ein Beispiel dafür sind die umfangreichen Baumaß-
nahmen beim Umbau des Bahnhofs in Heide. Hier
wird der Busbahnhof an den Eisenbahnbahnhof
verlegt, und der Zugang zum Bahnhof wird städte-
baulich deutlich vereinfacht.

Was die Novellierung des Personenbeförde-
rungsrechts betrifft, nach der der SSW gefragt hat,
ist Folgendes zu sagen: Sie ist seit Jahren überfäl-
lig, vor allem im Hinblick auf das europäische
Recht, und nun aber auch endlich unterwegs. Der

vom Bundeskabinett beschlossene Entwurf zur
Änderung des Personenbeförderungsgesetzes ist im
September dieses Jahres im Bundesrat behandelt
worden. Dort hat die Mehrheit umfangreiche Ände-
rungen gefordert. Nun warten wir auf die Gegenäu-
ßerung der Bundesregierung. Wann das Gesetz fer-
tig sein wird, lässt sich zurzeit nicht sagen. Für uns
in Schleswig-Holstein ist wichtig, dass unser er-
folgreicher Weg, ÖPNV effizient zu organisieren,
nicht gestört wird. Die Fahrgastrechte beispiels-
weise sind in Schleswig-Holstein einheitlich gere-
gelt.

Unabhängig von der Novelle können Landkreise
und kreisfreie Städte schon heute, wie es der SSW
fordert, im Rahmen eines regionalen Nahver-
kehrsplans Umwelt- und Sozialstandards berück-
sichtigen. Daran hindert sie niemand - höchstens
die Knappheit öffentlicher Mittel. Auch darauf
muss man hinweisen. Das Thema Direktvergabe
und Interessenbekundungsverfahren ist meines Er-
achtens im Einzelfall zu klären und im Rahmen des
Wettbewerbsrechts auch ohne Personenbeförde-
rungsgesetz zu lösen.

Zum Schluss noch zwei Sätze zum Thema Libera-
lisierung der Fernbusverkehre! Stichwort Wett-
bewerb: Wir gehen nicht davon aus, dass Fernbus-
linien unseren Nahverkehr negativ beeinflussen. In
eher zentral gelegenen Flächenländern mag die
Furcht vor Rosinenpickerei zulasten des Nahver-
kehrs begründet sein, bei uns aber nicht. Stichwort
Barrierefreiheit: Fernbusse unterliegen im Perso-
nenbeförderungsrecht den gleichen Anforderungen
hinsichtlich der Barrierefreiheit wie Nahverkehrs-
busse. Was dazu zu sagen ist, habe ich vorhin ge-
sagt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Herrn Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
das Wort.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Bundeskabinett hat am 3. August 2011 den von
Bundesverkehrsminister Ramsauer vorgelegten
Entwurf zur Novellierung des Personenbeförde-
rungsgesetzes beschlossen. Der Bundesrat hat in
seiner Sitzung am 23. September 2011 den Regie-
rungsentwurf zurückgewiesen. Im Herbst 2010 war
im Bund-Länder-Fachausschuss Personenverkehr
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ein Kompromiss zur Novellierung des Personenbe-
förderungsgesetzes erzielt worden, der mehrheitlich
von den Ländern unterstützt worden war.

Mit dem Regierungsentwurf von Minister Ramsau-
er wurde seitens des Bundes in wesentlichen Punk-
ten von diesem Kompromiss abgewichen, indem er
vornehmlich an den Interessen eigenwirtschaftli-
cher Betreiber ausgerichtet wurde. Der von den
Ländern Brandenburg, Berlin, Nordrhein-Westfa-
len, Baden-Württemberg und Bremen ausgearbeite-
te eigenständige Gesetzentwurf fand im Bundesrat
keine Mehrheit. Allerdings wurden die meisten Än-
derungsvorschläge aus diesem Gesetzentwurf durch
angenommene Einzelanträge übernommen, da auch
CDU-geführte Bundesländer - wie das Land Hessen
- diesem zugestimmt haben. Der Gesetzentwurf ist
parallel auch von den Bundestagsfraktionen von
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in den Bun-
destag eingebracht worden, sodass er im Verfahren
bleibt.

Der Kompromisscharakter der Änderungen liegt
darin, dass weitergehende Änderungsansätze, die
vorsahen, dass auch eigenwirtschaftliche Genehmi-
gungen vollständig den Anforderungen des neuen
EU-Rechts - Verordnung 1370/2007 - unterworfen
werden müssen, nicht aufgegriffen wurden. Diese
Änderungswünsche kamen von einigen Bundeslän-
dern, von den Gewerkschaften sowie von den kom-
munalen Spitzenverbänden.

Der Vorrang eigenwirtschaftlicher Verkehre, den
die Regierungsfraktionen im Bund in ihrer Koaliti-
onsvereinbarung postuliert haben, wird von uns
grundsätzlich nicht infrage gestellt. Gleichzeitig
wird jedoch in den Beschlüssen des Bundesrats ab-
gesichert, dass dieser Vorrang nicht absolut gilt,
sondern dass bei Umfang und Qualität des Ange-
bots immer das als Maßstab gilt, was die kommuna-
len Aufgabenträger mit öffentlichen Mitteln zu fi-
nanzieren bereit sind. Wer bestellt, darf berechtig-
terweise ansagen, wie groß der Umfang der Bestel-
lung ist. Nur so wird gewährleistet, dass die kom-
munalen Aufgabenträger ein dem öffentlichen In-
teresse entsprechendes Verkehrsangebot gewähr-
leisten können. Die Kommunen als Aufgabenträ-
ger werden so gestärkt.

Es wäre grundfalsch, wenn Verkehrsminister Ram-
sauer unter dem Druck einzelner Lobbygruppen die
Novellierung des Personenbeförderungsgesetzes
fallen ließe. Die Bundesregierung ist vielmehr auf-
gefordert, mit den Ländern eine Einigung zu erzie-
len, die zwar - das sei zugegeben - von allen Betei-
ligten Zugeständnisse erfordert, aber eine langfristi-
ge Planungsgrundlage gewährleistet und - das ist

der wichtigste Punkt - die gegenwärtige Rechtsun-
sicherheit zeitnah beendet.

Besonders erfreulich ist, dass der Bundesrat fordert,
den gesamten öffentlichen Verkehr in den nächsten
Jahren komplett barrierefrei zu gestalten. Das ent-
spricht dem Antrag, der von unserer Fraktion ge-
stellt worden ist. Inklusion und Barrierefreiheit -
das ist auch im ÖPNV ein wichtiges strategisches
Ziel.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Davon profitieren nicht nur mobilitätseingeschränk-
te Personen, sondern letztlich alle, die nicht mehr
gut zu Fuß sind oder mit Kinderwagen, Fahrrad
oder schwerem Gepäck unterwegs sind.

Auch der öffentliche Verkehr muss sich den Her-
ausforderungen des demografischen Wandels stel-
len. Wir alle wissen: Die Zahl älterer Kunden, die
mit dem Rollator den Bus betreten, nimmt zu. Auch
für sie muss ein sicherer Einstieg gewährleistet
sein.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Ich komme zu einem weiteren Punkt, der uns als
grüner Fraktion sehr wichtig ist: Der Bundesrat for-
dert zudem, dass die Aufgabenträger auch die Um-
weltqualität definieren können, die in der Regel in
Nahverkehrsplänen festgelegt ist. Umweltgerech-
tigkeit und soziale Gerechtigkeit kommen hier zu-
sammen. Das ist sicher sinnvoll. Es wird vor allem
dafür sorgen, dass im Busbereich schnellere Fahr-
zeuge zum Einsatz kommen und moderne Umwelt-
standards eingehalten werden.

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Marktöff-
nung im Fernbusverkehr wird auch von den Län-
dern grundsätzlich befürwortet. Mehr Menschen im
Bus - das bedeutet auch eine bessere CO2-Bilanz.
Es bedarf allerdings flankierender Maßnahmen, um
die Übereinstimmung mit den öffentlichen Interes-
sen abzusichern. Dies betrifft aus unserer Sicht vor
allem den Schutz bestellter Eisenbahnverkehre, die
Etablierung von betreiberneutralen Informations-
und Vertriebsmöglichkeiten, die Ausweitung der
Fahrgastrechte sowie die Einbeziehung des Busses
in die Mautpflicht nach dem Bundesfernstraßen-
mautgesetz. Für Letzteres fand sich allerdings im
Bundesrat keine Mehrheit.

Fazit für meine Fraktion: Die Landesregierung von
Schleswig-Holstein sollte Abstand nehmen von ih-
rer Nibelungentreue zur Bundesregierung. Tragen
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Sie die klugen Kompromissbeschlüsse des Bundes-
rats vom 23. September 2011 mit!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir haben schon viel von Barrierefreiheit
gehört; ich glaube, alle haben sich dieses Ziel auf
die politische Agenda gesetzt. Nun geht es darum,
dieses Ziel nicht nur anzusprechen, sondern auch
konkret weiterverfolgen. Bislang scheitert Barriere-
freiheit oft an der mangelnden gesetzlichen Grund-
lage. Genau das wollen wir ändern.

Derzeit befindet sich auf Bundesebene das Perso-
nenbeförderungsgesetz in der Beratung. Genau
hier wollen wir ansetzen, damit das Ziel der Bar-
rierefreiheit in das Gesetz aufgenommen wird.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Im Rahmen der Beratungen über das Gesetz im
Bundesrat spielte unter anderem die Verbindlich-
keit des Nahverkehrsplans eine Rolle. Handelt es
sich also bei den Zielvorstellungen und Lösungs-
schritten, die im Nahverkehrsplan beschrieben sind,
nur um unverbindliche Vorschläge, oder sollen die-
se wesentlich verbindlicher werden?

Unser Landesweiter Nahverkehrsplan ist derzeit
in Vorbereitung. Es wird angestrebt, diesen bis En-
de 2012 zu beschließen. Er wird dann von 2013 bis
2017 gelten.

Es ist von immenser Bedeutung, ob dieser Plan -
wie bisher - eher eine Selbstbindung des Landes
mit empfehlendem Charakter für andere ist oder ob
er in Zukunft verbindlicher für alle ist. Hätte der
Landesweite Nahverkehrsplan zumindest hinsicht-
lich seiner Zielsetzung verbindlichen Charakter,
würde dies bedeuten, dass niemand, der am ÖPNV
beteiligt ist, an dieser politischen Zielsetzung vor-
beigehen könnte. Würde man Umwelt- und Sozial-
standards im Plan festlegen, wären diese nicht nur
„nice to have“, sondern verpflichtend. Deshalb ist
es dringend notwendig, durch ein neues, nachhalti-
ges Personenbeförderungsgesetz diese Chance zu
eröffnen.

Bisher greift der Regierungsentwurf dieses Ansin-
nen leider nicht auf. Vielmehr bleiben die Rege-
lungen nahezu unverändert, obwohl die Verbände
in der Anhörung zu dem Gesetzentwurf deutlich ge-
macht haben, dass sie diesem Ansinnen positiv ge-
genüberstehen. Ein Alternativgesetzentwurf der
SPD- und grüngeführten Bundesländer enthält im
Übrigen genau diese Änderungswünsche zum Nah-
verkehrsplan; Herr Kollege Tietze hat es schon
deutlich gemacht.

Ähnlich verhält es sich mit der Vorgehensweise bei
Direktvergaben von Beförderungsleistungen, die im
Gesetz geregelt sind. Überschreitet man einen be-
stimmten Auftragswert, so ist es sicherlich weiter-
hin sinnvoll, Beförderungsleistungen auszuschrei-
ben. Bei geringerem Leistungsumfang kann aber
durchaus eine Direktvergabe sinnvoll sein. Dies
trifft insbesondere dann zu, wenn zu erwarten ist,
dass sich qualitativ und preislich kaum etwas än-
dert. Mit einer Direktvergabe kann man sicherlich
auch Bürokratie abbauen.

Der Regierungsentwurf sieht nun aber vor, dass ei-
ner Direktvergabe ein Interessenbekundungsverfah-
ren zwingend vorgeschaltet werden muss. Genau
das passt nicht zusammen.

Dass hieße doch: Zunächst einmal fragt man alle
nach Angeboten, aber dann wird doch direkt verge-
ben. - Diese Praxis orientiert sich gerade nicht an
der Realität. Das Interessenbekundungsverfahren
kann sehr gut einer Ausschreibung vorgeschaltet
werden; zu einer Direktvergabe passt dieses Instru-
ment nicht. Es verursacht mehr Bürokratie, die mit
einer Direktvergabe begrenzt werden könnte, und
schafft eine Möglichkeit, die Direktvergabe in ei-
nem späteren Verfahren anzugreifen, nämlich im-
mer dann, wenn sie nicht den Inhalten der Angebo-
te aus dem Interessenbekundungsverfahren ent-
spricht und wenn nicht gut genug nachgewiesen
wird, warum man gegebenenfalls von dem im Inter-
essenbekundungsverfahren vorgeschlagenen Weg
abweicht. Das Verfahren wird so unnötig verlängert
und verkompliziert. Deshalb muss der Vorschlag
der Bundesregierung für ein Personenbeförderungs-
gesetz hier noch geändert werden.

Der letzte Punkt betrifft die Fernbusverkehre. Diese
sollen zugelassen werden, was an sich okay ist. Es
ist aber nicht okay, wenn diese Fernverkehre auf
ihren Fahrtrouten auch Ziele des ÖPNV ansteuern
und so die Nahverkehre in ihrer Wirtschaftlichkeit
beeinträchtigen. Auch hier muss nachgesteuert wer-
den, damit die mit öffentlichen Geldern finanzierten
Nahverkehre nicht das Nachsehen haben. Das
muss auch in unserem Interesse liegen; denn wir als
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Land Schleswig-Holstein beziehungsweise die
Kommunen finanzieren diese Verkehre. Angesichts
dessen kann es nicht sein, dass wir auf gesetzlichem
Wege gerade diese Finanzierung wieder torpedie-
ren.

Es gibt also noch viele Fragen zu beraten. Deshalb
bitte ich darum, die Anträge in den Wirtschaftsaus-
schuss zu überweisen.

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Hans-Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich danke dem Herrn Minister für seinen
Bericht. Sein Haus hat ordentliche Fakten geliefert,
über die wir heute diskutieren. Die Herstellung von
Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr ist
auch für Schleswig-Holstein ein wichtiges Thema.
Nicht nur für uns als Tourismusstandort ist es von
großer Bedeutung; Karsten Jasper hat gestern dazu
gesprochen. Eine inklusive Gesellschaft ist auch auf
die Mitarbeit von Menschen mit Behinderung ange-
wiesen ist. Es kommt hinzu, dass der demografi-
sche Faktor immer stärker zuschlagen wird. Für alle
Menschen müssen die Voraussetzungen geschaffen
werden, dass sie sich am Arbeitsprozess beteiligen
und ihre Freizeit entsprechend gestalten können.
Deshalb ist es wichtig, dass wir heute darüber dis-
kutieren.

(Beifall bei der CDU)

Der Bericht zeigt auch, wie wichtig das für unser
Land ist. Den wichtigen Teil werden wir sicherlich
im Ausschuss weiter beraten, und wir werden dar-
über diskutieren, wie man das noch verbessern
kann.

Ein weiterer Punkt ist das Personalbeförderungs-
gesetz, über das meine Vorredner eben schon ge-
sprochen haben. Dieses Gesetz müssen wir umset-
zen, weil das eine Voraussetzung der EU-Verord-
nung ist. Herr Dr. Herr Tietze, es hat mich gefreut,
dass Sie als verkehrspolitischer Sprecher auch ein-
mal den Applaus Ihrer Fraktion bekommen haben.
Das war ja beim Landesparteitag Ihrer Partei nicht
der Fall.

(Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, lieber Lars Harms, die-
ses Personenbeförderungsgesetz ist ein mittel-
standsfreundliches Gesetz, weil es die Möglichkeit
bietet, den mittelständischen Busunternehmen Fahr-
strecken zu öffnen, die sie bisher nicht fahren konn-
ten. Ich sehe überhaupt nichts Verwerfliches darin,
wenn man beispielsweise als Jugendlicher für 9 €
von Hamburg nach Berlin fahren kann. Nur muss
klar sein, dass diese Verkehre nicht nur Autokraft
anbieten darf, sondern dass sich auch andere Unter-
nehmen an diesem Markt beteiligen dürfen. Des-
halb ist die Haltung der Landesregierung in diesem
Fall richtig.

Jawohl, wir brauchen Wettbewerb, wir brauchen
den Wettbewerb auf der Straße, wir brauchen den
Wettbewerb auch im Vergleich zur Schiene, um ein
Angebot, das wir haben, attraktiver zu machen. Das
bringt nicht nur Leute aus dem Land heraus, son-
dern es bringt auch Leute nach Schleswig-Holstein.
Ich halte es für den richtigen Weg, dass man für
günstiges Geld aus anderen Bundesländern nach
Schleswig-Holstein kommen und hier Urlaub ma-
chen kann. Deshalb ist diese Initiative der Europäi-
schen Union, die eine Verordnung auf den Weg ge-
bracht hat, von uns nur zu unterstützen, weshalb
auch unser Antrag in diese Richtung geht.

(Beifall bei CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, der Herr Minister hat
die Position der Regierung deutlich beschrieben.
Dies kann ich aus Sicht der CDU nur unterstrei-
chen. Wir haben in beiden Fällen die gleiche Positi-
on. Ich bitte darum, dass wir den Bericht im Aus-
schuss beraten und über unseren Antrag abstimmen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die SPD-Fraktion erteile ich Frau Abgeordneter
Marion Sellier das Wort.

Marion Sellier [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Über
den Bericht der Landesregierung habe ich mich
richtig gefreut. Er zeigt nämlich, dass es Früchte
trägt, ein Thema zu „mainstreamen“, es also als
Querschnittsaufgabe zu betrachten. Barrierefrei-
heit ist ein solches Thema. ,,Menschen sind nicht
behindert, sondern sie werden behindert.“

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein Slogan, der es in sich hat. Tatsächlich
kann eine Gesellschaft viel dazu beitragen, Teilha-
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be zur Lebensrealität zu machen. Das gilt übrigens
für jedes Politikfeld.

Heute haben wir nun das Privileg, darüber zu spre-
chen, welche Möglichkeiten die Verkehrspolitik
hat, Behinderungen zu beseitigen und Mobilität
möglich zu machen. Die UN-Konvention über die
Rechte von Menschen mit Behinderung nennt aus-
drücklich Infrastrukturmaßnahmen als eines von
drei Maßnahmebündeln zur Durchsetzung der
Rechte von behinderten Menschen. Ein gut ge-
machtes Personenbeförderungsgesetz kann hier-
für Maßstäbe setzen.

Ich möchte nicht wiederholen, was die Landesre-
gierung in ihrem Bericht bereits vorgetragen hat.
Die Beseitigung von Behinderungen ist seit vielen
Jahren Teil der Verkehrspolitik in Schleswig-Hol-
stein. Das muss so bleiben und wie ich es einschät-
ze, wird es auch so bleiben. Aber mehr als bisher
muss der Fokus auf Dinge gerichtet werden, die
über die reine Berollbarkeit von Flächen hinausge-
hen. Eine zügige Vereinfachung von Fahrkartenau-
tomaten, auch mit Sprachausgabe, standardisierte
Sprachansagen, groß lesbare Hinweise nicht nur auf
dem Bahnsteig, sondern auch in Zügen und
menschliches Personal an den Bahnhöfen sind
Stichworte, die wir als SPD gern in die Diskussion
einbringen möchten.

(Beifall bei der SPD)

Einige dieser Entwicklungen sind bereits ange-
dacht, und das begrüßen wir ausdrücklich.

Meine Damen und Herren, bei der Barrierefreiheit
geht es nicht um eine Sozialmaßnahme. Die Ver-
meidung von Barrieren ist deshalb eine Quer-
schnittsaufgabe, weil Menschen mit Behinderung in
allen gesellschaftlichen Belangen eine wichtige
Rolle spielen. Gerade in verkehrs- und wirtschafts-
politischen Zusammenhängen wird es vom Zugang
zur Infrastruktur abhängen, ob und wie wir alle ge-
sellschaftlichen Gruppen erreichen und alle gesell-
schaftlichen Ressourcen nutzen können. Die Fähig-
keiten und Qualifikationen von Älteren werden
ebenso an Bedeutung gewinnen wie die weitere In-
tegration von Menschen mit Behinderung und die
Mobilität von Männern und Frauen, die in sehr
ländlichen Räumen wohnen. Damit wir eine Gesell-
schaft von morgen schaffen können, in der es ge-
rechter, offener, gleichberechtigter und fairer zu-
geht als heute, brauchen wir Rahmenbedingungen,
die dies gewährleisten.

Von daher stimmen wir der Forderung des SSW,
Umwelt- und Sozialstandards im Nahverkehrs-
plan zu berücksichtigen, ausdrücklich zu. Ebenso

unterstützen wir klare, transparente und verbindli-
che Regelungen zu Barrierefreiheit und Fahrgast-
rechten. Schleswig-Holstein ist ein Flächenland.
Wir brauchen mehr Flexibilität bei der Ausgestal-
tung von Mobilität, damit wir in den Regionen, in
denen die Bevölkerung weiter zurückgehen wird,
ein hochwertiges, bedarfsgerechtes Angebot auf-
rechterhalten können. Wir brauchen Transparenz in
jeder Hinsicht.

Wir brauchen auch gleiche Chancen - auch für die
Wettbewerber: Nur wenn Fernbusverkehre die
gleichen Voraussetzungen erfüllen müssen wie die
Bahn und sich darüber hinaus ebenfalls an den In-
frastrukturkosten beteiligen müssen, ist eine Zulas-
sung akzeptabel.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Hierfür sind klare Regeln notwendig, keine unge-
steuerte Liberalisierung, wie sie CDU und FDP im
Bund vorsehen und wie sie von unserer Landesre-
gierung schon vorauseilend abgenickt wurde.

Der uns jetzt vorliegende Antrag von CDU und
FDP ist in meinen Augen nur ein unglücklicher
Versuch, den Antrag des SSW so umzuformulieren,
dass inhaltlich eigentlich nichts mehr übrig bleibt.
Der Antrag der LINKEN gleicht eher einem
Wunschzettel, obwohl der eine oder andere Punkt
zu diskutieren wäre.

Wir möchten diese Anträge im Wirtschaftsaus-
schuss nochmals erörtern.

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten
Anke Spoorendonk [SSW])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Ich möchte zur Tagesordnung bekannt geben: Ta-
gesordnungspunkt 61 - Bericht zur Lage der Sozio-
kultur und der freien Theater in Schleswig-Holstein
- wird nicht ohne Aussprache behandelt, sondern
auf den Dezember vertagt.

Nun rufe ich die FDP-Fraktion auf und erteile
Herrn Abgeordneten Oliver Kumbartzky das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrte, liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Der öffentliche Personennah-
verkehr steht deutschlandweit vor großen Heraus-
forderungen. Ohne ein attraktives öffentliches Ver-
kehrsangebot wird jeder politische Appell ungehört
verhallen, zugunsten einer nachhaltigen Mobilitäts-
entwicklung auf den motorisierten Individualver-
kehr zu verzichten.
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Meine Damen und Herren, ein gut funktionierender
ÖPNV ist für viele Menschen eine unverzichtbare
Voraussetzung für Freiheit und Lebensqualität und
vor allem auch, um ihren Arbeitsplatz zu erreichen.
Ein öffentlich organisiertes Verkehrsangebot ist für
die gesellschaftliche Teilhabe aller Bürgerinnen
und Bürger immens wichtig. Daher ist auch die
Barrierefreiheit im Nah- und Fernverkehr unab-
dingbare Voraussetzung für Teilhabe, Gleichstel-
lung und Selbstbestimmung älterer und behinderter
Menschen. Aber das Thema Barrierefreiheit ist
auch für junge Väter wie mich ein großes Thema.
Wenn man mit dem Kinderwagen unterwegs ist,
fallen einem schon viele Sachen auf.

(Beifall bei FDP und CDU)

- Galt der Applaus der Tatsache, dass ich auch ein-
mal den Kinderwagen schiebe? - Meine Damen und
Herren, die FDP-Landtagsfraktion unterstützt das
zentrale Ziel der Landesregierung, Barrierefreiheit
im Sinne des Landesgesetzes zur Herstellung
gleichwertiger Lebensbedingungen für Menschen
mit Behinderung umzusetzen. Bei Ausschreibun-
gen, Auftragsvergaben und bei der Vergabe von
Konzessionen durch das Land wird richtigerweise
eingefordert, dass das Vorhaben barrierefrei gestal-
tet wird. Das gilt unter anderem auch im Bereich
baulicher Maßnahmen, bei Verkehrsanlagen, Ver-
kehrsmitteln und Verkehrsleistungen.

An dieser Stelle danke selbstverständlich auch ich
dem Ministerium für den Bericht. Dieser Bericht
zeigt ja auf, was alles getan wird, um die Nutzung
des ÖPNV für Menschen mit Behinderung sicher-
zustellen. So arbeiten das Wirtschaftsministerium
und die Landesweite Verkehrsservicegesellschaft
LVS seit über zehn Jahren gemeinsam mit den Ver-
tretern der Behindertenverbände kontinuierlich am
barrierefreien Ausbau des ÖPNV. Heute können
sich Reisende an circa 50 % aller rund 170 Statio-
nen in Schleswig-Holstein selbstständig, ohne Hilfe
bewegen. Diese Zahl muss und wird selbstverständ-
lich noch verbessert werden, und zwar durch den
Ausbau von Stationen und die Anforderungen an
barrierefreie Fahrzeuge bei kommenden Ausschrei-
bungen. So sollen bis zur Betriebsaufnahme des
neuen Verkehrsvertrags Netz Mitte weitere zehn
Stationen umgebaut werden, sodass Ende 2014 bei
56 % aller Stationen Barrierefreiheit gewährleistet
ist.

(Beifall bei FDP und CDU)

Durch diverse Baumaßnahmen wurde und wird die
Situation für mobilitätseingeschränkte Personen im-
mer weiter verbessert. Allein durch das Stationspro-

gramm 2008 bis 2012 werden 40 Millionen € inve-
stiert. Durch regelmäßige Abstimmungen mit den
Behindertenverbänden, den Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen und den Eisenbahninfrastrukturunter-
nehmen beim „Runden Tisch mobilitätsbehinderte
Reisende“ werden stets aktuelle Maßnahmen ge-
prüft und Vorschläge für neue Lösungen diskutiert.

Selbstverständlich spielt auch die barrierefreie Ver-
knüpfung der einzelnen Verkehrssysteme eine
große Rolle. Bei entsprechenden Ausbauvorhaben
wird mit den entsprechenden Kommunen an guten
und sinnvollen Lösungen gearbeitet. Herr de Jager
erwähnte schon das Beispiel Heide. In Dithmar-
schen geht man mit einem guten Beispiel voran. In
Heide wird der Busbahnhof nun an den Eisenbahn-
bahnhof verlegt. So wird der Zugang zum Bahnhof
städtebaulich deutlich vereinfacht.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Wo wir gerade bei den Bussen sind; ich komme auf
den Antrag des SSW beziehungsweise auf das Per-
sonenbeförderungsgesetz zu sprechen. Die Libera-
lisierung des innerdeutschen Buslinienverkehrs ist
ein wichtiger Schritt für mehr Wettbewerb zwi-
schen den Verkehrsträgern. Zudem werden jetzt
endlich jahrzehntelange Beschränkungen, die -
wohlgemerkt - in den 30er-Jahren den Aufbau der
Eisenbahnen schützen sollten, beseitigt. Fernbusse
sind besonders für junge Menschen und für Men-
schen mit geringeren Einkommen eine interessante
Alternative zur Bahn.

Ebenso wie die CDU befürworten wir die Novellie-
rung des Personenbeförderungsgesetzes. Wir begrü-
ßen die Novellierung des Gesetzes, weil dies einen
verlässlichen nationalen Rechtsrahmen schafft. Ei-
ne transparente und diskriminierungsfreie Finanzie-
rung eines qualitativ hochwertigen Nahverkehrsan-
gebots unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips
wird so gesichert. Ich bitte daher um Zustimmung
zu dem Änderungsantrag von CDU und FDP.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte noch kurz auf den Antrag der LINKEN
zu sprechen kommen, der wirklich sehr bemerkens-
wert ist. Noch bemerkenswerter fand ich es, dass
Frau Sellier gern über einzelne Punkte dieses An-
trags im Ausschuss diskutieren würde. DIE LINKE
fordert den Verzicht auf Großprojekte wie die Feh-
marnbelt-Querung,

(Beifall bei der LINKEN)

den Ausbau der A 20 und die Abschaffung der
1. Klasse im Regionalverkehr.

5542 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011

(Oliver Kumbartzky)



(Beifall bei der LINKEN)

Auch das ist ein sehr interessanter Punkt. Die Krö-
nung ist, dass ausschließlich öffentliche Anbieter
den Busverkehr bedienen sollen. Gerade Sie sollten
wissen, was die deutsche Geschichte lehrt, nämlich
dass der Staat nicht der beste Unternehmer ist.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich Herrn Ab-
geordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Die Performance der NOB fand ich in den letzten
Monaten nicht so berauschend. Dass dies der große
private Aufbruch ist, kann ich mir nicht vorstellen.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vom
Personennahverkehr in Schleswig-Holstein hängt
für viele Menschen in Schleswig-Holstein ein
großer Teil ihrer Lebensqualität ab. Jugendliche,
die noch nicht Auto fahren können, alte Menschen,
die nicht mehr Auto fahren können oder wollen,
Menschen, die sich kein Auto leisten können oder
bewusst ohne Auto leben, Menschen, die aufgrund
von Behinderungen kein Auto fahren können, sie
alle sind in ihrer Mobilität völlig vom öffentlichen
Nahverkehr in Schleswig-Holstein abhängig. Dieser
öffentliche Nahverkehr muss natürlich barrierefrei
gestaltet sein. Dies nützt im Übrigen allen Nutze-
rinnen und Nutzern.

Bei jeder Podiumsdiskussion an Schulen im ländli-
chen Raum ist eine der größten Klagen, dass Busse
oft nur zweimal am Tag und am Wochenende und
abends gar nicht verkehren. Gestern im Wirt-
schaftsausschuss haben wir gehört, dass sogar ein
Mittelzentrum wie Brunsbüttel vom öffentlichen
Nahverkehr so gut wie abgeschnitten ist. Bisher tut
niemand etwas Grundlegendes, um den öffentlichen
Nahverkehr in Schleswig-Holstein sozial-ökolo-
gisch zu gestalten.

DIE LINKE hat dafür Vorschläge vorgelegt: Ers-
tens. DIE LINKE fordert ein Sozialticket mit einem
Preis von höchstens 15 € für Menschen, die
Hartz IV beziehen, für Menschen mit geringem
Einkommen und für Seniorinnen und Senioren.
Mobilität ist ein Grundrecht, das für jeden er-
schwinglich sein muss. Zum Finanzargument sage
ich: Wenn Sie wollten, könnten Sie sich dafür ein-
setzen, dass Steuern für Besserverdienende erhöht
statt gesenkt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Zweitens. DIE LINKE fordert den Verzicht auf
Großprojekte wie die feste Fehmarbelt-Querung
und den Ausbau der A 20. Die Zigmilliarden, die
allein für diese zwei Projekte eingeplant sind, rei-
chen schon für erste grundsätzliche Verbesserungen
aus.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie sind zudem auch verkehrspolitischer Irrsinn.
Wir haben unsere Argumente zu diesen Themen
schon oft vorgetragen.

Drittens. DIE LINKE fordert in den ländlichen Re-
gionen einen flächendeckenden bedarfsorientierten
Linienbusverkehr auch in den Abendstunden und
am Wochenende.

(Beifall bei der LINKEN)

Es müssen Konzepte zum Beispiel mit Sammelta-
xen entwickelt werden, die zu Preisen des normalen
ÖPNVs überall eine bedarfsdeckende Grundmobili-
tät gewährleisten.

Viertens. DIE LINKE fordert die Abschaffung der
1. Klasse im Regionalverkehr, und zwar aus hand-
festen Gründen. Jedes Mal, wenn ich Zug fahre, är-
gere ich mich über die unglaubliche Verschwen-
dung von Platz in Zügen. Viel zu oft ist die 2. Klas-
se völlig überfüllt. Diejenigen, die sich ein 1.-Klas-
se-Ticket leisten konnten, sitzen bequem in ihren
Abteilen.

(Zurufe von der FDP)

Eine effiziente Auslastung der Züge sieht anders
aus. Die 1. Klasse abzuschaffen, macht ganz kon-
kret und ganz schnell Zugfahren für die ganz große
Mehrheit der Menschen attraktiver.

(Beifall bei der LINKEN - Unruhe)

Fünftens. DIE LINKE fordert schienengebundene
Verkehrssysteme in Städten. Stadtregionalbahnen,
die Kiel oder Lübeck mit ihrer Region verbinden
würden, wären überaus sinnvoll. Schienengebunde-
ne Verkehrssysteme haben in der Bevölkerung
einen weitaus besseren Ruf als Busse. Ich bin da-
von überzeugt, dass wir rasend schnell ansteigende
Fahrgastzahlen hätten, wenn CDU und FDP endlich
ihre Blockade bei diesem Thema aufgeben würden.

(Beifall bei der LINKEN)

Sechstens. DIE LINKE setzt sich für ausschließlich
öffentliche Anbieter ein, die mindestens Tariflöhne
zahlen. Wir dürfen auch die Beschäftigten im Ver-
kehrssektor keineswegs vergessen. Nahverkehr ist
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Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge und muss in
der Hand von Land oder Kommunen sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese sechs Eckpunkte für einen sozial-ökologi-
schen Umbau des Verkehrssystems werden wir
konsequent weiter vertreten. DIE LINKE beantragt
ebenfalls die Überweisung aller Anträge an den
Wirtschaftsausschuss.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf der Abge-
ordneten Antje Jansen [DIE LINKE])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Bei der Abstimmung bitte
ich ein wenig um Aufmerksamkeit. Ich stelle zuerst
die Überweisung des Berichts an den Ausschuss zur
Abstimmung. Wer so beschließen möchte, den bitte
ich um sein Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen.

Es wurde beantragt, den Antrag Drucksache 17/
1949 und die Änderungsanträge Drucksachen 17/
2010 und 17/2011 ebenfalls an den Ausschuss zur
Beratung zu überweisen. Wer dafür ist, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Das ist abgelehnt worden mit
den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stim-
men von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE
LINKE und SSW.

Ich komme zur Abstimmung in der Sache. Es ist
beantragt worden, über die Anträge in der Sache
abzustimmen. Ich schlage abweichend von der Ge-
schäftsordnung vor, beide vorliegenden Änderungs-
anträge zu selbstständigen Anträgen zu erklären. -
Widerspruch sehe ich nicht, wir werden so verfah-
ren.

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion
DIE LINKE, Drucksache 17/2010, abstimmen. Wer
dem zustimmen will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Da-
mit ist der Änderungsantrag Drucksache 17/2010
mit den Stimmen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW gegen die Stimmen
der Fraktion DIE LINKE abgelehnt.

Ich lasse über den Antrag der Fraktion des SSW,
Drucksache 17/1949, abstimmen. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der
Antrag mit den Stimmen von CDU und FDP gegen
die Stimmen von SPD, die LINKE und SSW bei

Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN abgelehnt worden.

Ich lasse abstimmen über den Antrag der Fraktio-
nen von CDU und FDP, Drucksache 17/2011. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der An-
trag Drucksache 17/2011 mit den Stimmen von
CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und
SSW angenommen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf:

Lückenlose Aufklärung der Beihilfen an
Ryanair

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/1950

Überprüfung der Beihilfezahlungen an Ryanair

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/2003

Beihilfeprüfverfahren zum Flughafen Lübeck-
Blankensee

Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und
FDP
Drucksache 17/2015

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aussprache.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Andreas
Tietze von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Drei beihilferechtliche Verfahren der EU zum
Flughafen Lübeck sind derzeit anhängig. Die EU-
Kommission überprüft das Geschäftsgebaren von
Regionalflughäfen und Low-Cost-Carriern wie
Ryanair. Das Geschäftsgebaren basiert darauf, dass
man sich eine lokale Destination sucht, wo es am
besten einen etwas geltungssüchtigen Lokalfürsten
gibt. Dann presst man ihn aus wie eine Zitrone. Das
ist das Prinzip der Fluggesellschaft Ryanair. Damit
ist EU-Kommission nicht einverstanden.

Es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder diese Beihil-
fen sind rechtswidrig, oder man versucht, die
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Rechtswidrigkeit zu vertuschen. Eine reale Gefahr
liegt also in der Luft.

Was folgt denn aus rechtswidrigen Beihilfen?
Muss Ryanair diese Beihilfen an die Flughafenge-
sellschaft und damit an die Stadt Lübeck zurück-
zahlen? Hat es Beihilfen für den kurzzeitigen Inve-
stor Infratil gegeben? Wenn ja, müssen diese zu-
rückgefordert werden? Ist die Verlustnahme durch
den Lübecker Haushalt als Beihilfe zu werten, oder
muss der Flughafen diese zurückzahlen? Was ist
mit dem Investitionskostenzuschuss in Höhe von
1,7 Millionen € des Landes aus dem Zukunftspro-
gramm Wirtschaft? Sind EU-Mittel einbezogen
wurden? Hat die Landesregierung im Wissen um
diese Beihilfevorwürfe diese Mittel bewilligt?

Eines ist doch klar: Das Take-Off-Konzept von
Bürgermeister Saxe ist reine Makulatur. Ein Inve-
stor für Lübeck ist weit und breit nicht in Sicht.

(Beifall der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Kubicki zu?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Bitte schön. Wenn es der Sache dient.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Lieber Kollege
Tietze, haben Sie zu den Fragen, die Sie ge-
rade gestellt haben, schon eine eigene Mei-
nung entwickelt, oder warten Sie, bis Sie auf
diese Fragen eine Antwort erhalten haben,
bevor Sie weitere Ausführungen machen?

- Das Problem ist, dass die Antworten, die ich in
dem Akteneinsichtsverfahren gewonnen habe,
deutlich machen, dass die Landesregierung durch
ihre Antworten an die EU-Kommission das Verfah-
ren verschleppt hat und dass die Antworten erst
sehr spät gekommen sind.

Ich frage mich natürlich: Welches Risiko besteht
für den Flughafen und für das Land, wenn nicht
lückenlos aufgeklärt wird?

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Der Prüfbericht des Aufsichtsrats der Fluggesell-
schaft ist im Grunde genommen auf meine Aktivität
hin initiiert worden. Alle Kritiker des Flughafens

haben es schon immer vermutet: Es gibt vertragli-
che Abmachungen mit Ryanair über Beihilfen.
Ryanair bekommt pro Passagier eine Beihilfe in un-
terschiedlicher Höhe abhängig von der Anzahl der
Flüge in Höhe von bis zu 5,07 €.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Weber zu?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Jetzt nicht, nicht mitten im Satz. Gleich gern, aber
jetzt möchte ich das erst ausführen.

Auch bei den Landeentgelten wurde nicht nach Ge-
bühren abgerechnet, sondern nach Pauschalen - na-
türlich zugunsten Ryanairs.

Im Vorfeld des Bürgerentscheids wurde die Auf-
nahme von zwei neuen Ryanair-Linien nach Faro
und Edinburgh angekündigt. Beide sind im Übrigen
wieder eingestellt worden. Das war aber psycholo-
gisch wichtig für den Bürgerentscheid, da Ryanair
zuvor Linien ausgedünnt hat. Genau in diese Zeit
des Bürgerentscheids ist eine Beihilfeentscheidung
gefallen, nämlich dass diese 5,07 € je Passagier ein-
gestellt worden sind. Dabei fragt man sich natür-
lich, ob das alles mit rechten Dingen zugegangen
ist.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wäre der Bürgerentscheid nicht völlig anders aus-
gegangen, hätten die Bürgerinnen und Bürger von
Lübeck diese Information gehabt?

Ich habe mir den aktuellen Flugplan angeschaut.
Ryanair fliegt viermal pro Woche nach Stockholm
und nach Bergamo - mehr nicht.

Blamiert haben sich alle, die den Flughafen befür-
worten, natürlich auch Sie als SPD-Landtagsfrakti-
on. Blamiert haben sich alle.

(Vereinzelter Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die CDU-Kandidatin für die Oberbürgermeister-
wahl in Lübeck erklärte sogar namens der CDU,
dass der Flughafen Blankensee 2013 abgewickelt
werde. Kluge Frau.

(Gerrit Koch [FDP]: Das stimmt ja gar
nicht!)
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Herr de Jager, es steht doch die entscheidende Fra-
ge im Raum: Werden hier öffentliche Gelder ver-
zockt? Werden öffentliche Gelder in ein Unterneh-
men gesteckt, das schon lange nur noch durch öf-
fentliche Gelder aufgepeppelt wird?

Ich habe den Innenminister schriftlich gefragt, ob
er nach § 120 der Gemeindeordnung seiner Fürsor-
gepflicht nachkommt und prüft. Er hat mir ge-
schrieben, dass er daran kein so großes Interesse
habe und er sich da nicht einmischen wolle.

Außerdem habe ich den Landesrechnungshof an-
geschrieben: Warum machen Sie keine Sonderprü-
fung? Diese Dinge stehen doch alle öffentlich im
Raum. - Herr Altmann hat mir geantwortet, er habe
kein Personal, keine Zeit und im Übrigen kein
Geld, um eine solche Prüfung durchzuführen. Für
die Prüfung des UK S-H hat er Geld aufgewendet,
um eine Sonderprüfung zu bestellen. Für den Flug-
hafen Lübeck hat er aber kein Geld. Das muss man
mir einmal erklären.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Verhalten
zeigt doch eines ganz deutlich: Es gibt bei Ihnen ei-
ne kollektive Arbeitsverweigerung, Transparenz in
das Verfahren um Ryanair zu bringen. Das wird Ih-
nen politisch auf die Füße fallen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Für diese Art von Intransparenz und für diese Art
von Arbeitsverweigerung, wenn es um Steuermittel
geht, haben die Bürgerinnen und Bürger Schleswig-
Holsteins kein Verständnis.

Im Übrigen wird die EU-Kommission dieses Ver-
fahren so durchführen, dass diese Dinge allesamt
nach oben kommen werden. Ich habe diese Akte
selbst gesehen. Die EU-Kommission hat derzeit das
Unternehmensmodell Ryanair im Visier. Man
muss einmal deutlich sagen, dass diese Form der
Beihilfe eine Verschwendung von Steuergeldern
ist. Das ist ein ungerechter Wettbewerb, der hier
stattfindet und der beendet werden muss.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die CDU-Fraktion erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Hans-Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Tietze, es ist schon ungeheuerlich,
was Sie hier machen. Das ist im Übrigen auch un-
verantwortlich. Die CDU-Fraktion hat gemeinsam
mit der FDP-Fraktion und zuvor gemeinsam mit der
SPD-Fraktion immer zu diesem Flugplatz gestan-
den, weil er unser größter Flugplatz ist. Wir haben
die Investitionen von hier aus in vernünftiger Form
unterstützt, weil wir an die Kraft dieses Flugplatzes
geglaubt haben.

(Zuruf der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

- Ich komme gleich noch auf Sie zu sprechen, Frau
Jansen. Sie spielen nämlich eine wichtige Rolle in
diesem Spiel.

Schauen wir uns aber zunächst einmal an, welche
Rolle das Land spielt. Das Land macht nichts ande-
res, als es in Holtenau gemacht hat. Dort sind wir
nicht Gesellschafter. 100-prozentige Gesellschafte-
rin des Flughafens Lübeck ist die Stadt Lübeck. In
diesen Reihen sitzen Vertreter der Bürgerschaft
der Stadt Lübeck. Ich frage mich, was sie gemacht
haben? Wo ist denn ihre Aufsicht gewesen? Was
haben denn Ihre eigenen Leute gemacht?

(Beifall bei CDU und FDP)

Es sitzt ein Herr Schubert als Vertreter der Grünen
im Aufsichtsrat. Es sitzt ein Herrn Lüttke, ein Ver-
treter der LINKEN - den Sie besser kennen, als ich
ihn kenne - im Aufsichtsrat.

(Christopher Vogt [FDP]: Stalins Geburtstag
gefeiert!)

Es ist aber kein Vertreter der CDU im Aufsichtsrat,
und es ist kein Vertreter der FDP im Aufsichtsrat.
Was Sie hier machen, ist ungeheuerlich. Suchen Sie
doch erst einmal die Verantwortung bei Ihren eige-
nen Leuten.

(Beifall bei CDU und FDP)

Das Land hat nichts anderes gemacht, als die Ver-
antwortung für den Flugplatz zu tragen. Das macht
das Land schon seit vielen Jahren. Das Land hat
den Flugplatz bei Infrastrukturmaßnahmen unter-
stützt, hat aber nicht einen einzigen Euro in eine
Gesellschaft gesteckt. Das Land war nie an diesem
Flugplatz beteiligt. Auch darüber war man sich in
diesem Hohen Haus schon vor Ihrem Erscheinen ei-
nig. Wir wollten uns nie an dieser Gesellschaft be-
teiligen. Es gab zwar immer wieder den einen oder
anderen, der gefordert hat, sich an der Gesellschaft
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zu beteiligen. Dies hat aber niemals jemand von der
CDU oder von der FDP gefordert.

(Beifall bei CDU und FDP)

Deshalb ist das, was hier beihilferechtlich gesche-
hen ist, ausschließlich eine Frage an den Gesell-
schafter beziehungsweise an die Geschäftsführung,
aber nicht eine Frage an denjenigen, der die Infra-
struktur unterstützt hat.

Wir sind weiterhin dabei, wenn es um die Frage des
Ausbaus der Öresund-Verkehrsinfrastruktur geht.

Das Risiko liegt beim Bürgermeister dieser ehren-
werten Stadt. Dieser muss das mit dem Aufsichtsrat
klären.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Lassen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Habeck zu?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Ja, gern.

Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Siehst du, Andreas, so geht das.

- Ist das die Frage?

Kollege Arp, ist die Quintessenz Ihrer Aus-
führungen die, dass es ein Problem in dem
Beihilfeverfahren gibt und nur noch der
Schuldige herausgefunden werden muss?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!)

- Ich kann von hier aus nicht beurteilen, ob es ein
Problem gibt. Das wird in Brüssel geprüft.

(Zuruf des Abgeordneten Christopher Vogt
[FDP])

Wenn es so ist, muss man daraus auch die Konse-
quenzen ziehen, ohne Frage. Aber ich vermag nicht
von diesem Platz hier oder von meinem Abgeord-
netenplatz aus zu klären, ob es beihilferechtliche
Probleme gibt oder nicht. Ich lese - wie Sie - regel-
mäßig die „Lübecker Nachrichten“. Wir wissen bei-
de, dass nicht alles stimmt, was dort steht. Aber
mehr weiß ich von dem Vorgang nicht.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Jürgen Weber [SPD])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Lassen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Detlef Matthiessen zu?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Wenn es die letzte ist, ja. Ich möchte daran erin-
nern, dass wir bis 13 Uhr diesen Punkt abschließen
wollen. Aber ich trage gern zur Aufklärung bei und
werde die Zwischenfrage meines Kollegen Mat-
thiessen zulassen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Arp, wenn man die
Bilanzen des Flughafens liest, stellt man fest,
dass der Verlust mit steigenden Fahrgastzah-
len größer wird.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist kein Bahn-
hof!)

Teilen Sie nicht auch die grobe Analyse, dass
dort mit negativem Deckungsbeitrag in den
variablen Kosten gearbeitet wird? Da muss
man sich die Frage stellen, oder stellen Sie
sich auch die Frage, woher das kommt?

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Diese Diskussion haben wir schon vor Jahren mit
den Vertretern der Grünen geführt. Noch einmal:
Es ist nicht Aufgabe desjenigen, der die Infrastruk-
tur unterstützt, zu erklären, wie die Kosten dort er-
mittelt werden und wie die Kostensituation ist. Uns
hat man bei unseren Besuchen immer gesagt, dass
bei 1,3 Millionen Fahrgästen der Break-even-Point
liege. Damals waren sie bei 800.000 Fahrgästen,
das ist allerdings leider schon ein paar Jahre her.

(Zuruf des Ministerpräsidenten Peter Harry
Carstensen)

- Entschuldigung, Fluggästen, Herr Ministerpräsi-
dent, Sie haben wie immer recht. Damals war die
Tendenz steigend. Es war erkennbar, dass man mit-
telfristig den Break-even-Point erreichen würde. Es
war unser Ziel, die Lübecker dabei zu unterstützen.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Aber die Verluste stiegen doch
auch mit den Fahrgastzahlen!)

- Lieber Kollege Matthiessen, für die Verluste ist
nicht das Land zuständig. Das Land hat - ich werde
das zum letzten Mal sagen - die Infrastruktur unter-
stützt. Das war richtig so. Dazu stehen wir nach wie
vor.

(Beifall bei CDU und FDP)

Der Kollege Magnussen stimmt mir da sicher zu,
der Rest muss dann erörtert werden, wenn es auf
den Tisch kommt. Deshalb werden wir auch keiner
Ausschussüberweisung zustimmen, sondern wir
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warten zunächst das Beihilfeverfahren ab. Ich bin
ganz sicher, dass uns dann seitens des Wirtschafts-
ministeriums alle Fakten auf den Tisch gelegt wer-
den.

(Zuruf des Abgeordneten Thorsten Fürter
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Jetzt, ohne dass wir irgendwelche Fakten als
Grundlagen haben, eine Ausschussberatung durch-
zuführen, ist nichts anderes als Zeitverschwendung.
Wir brauchen Fakten, über die wir diskutieren und
miteinander im Ausschuss reden können. Dann ha-
ben wir die Beweise schwarz auf weiß. Alles ande-
re ist nichts anderes als das, was Herr Dr. Tietze
hier gemacht hat: Vermutungen in den Raum zu
stellen, irgendwelche Leute - ich sag es einmal - an-
zuschwärzen. Man sollte das schon gar nicht bei de-
nen tun, die in der Regierung sitzen. Holen Sie erst
einmal bei Ihren eigenen Leuten in Lübeck die In-
formationen. Die wissen viel mehr als wir. Wenn
wir die Informationen haben, werden wir darüber
diskutieren.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Ich erteile der Frau Abgeordneten Regina Poersch
von der SPD-Fraktion das Wort.

Regina Poersch [SPD]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die meisten von uns im Schleswig-
Holsteinischen Landtag hätten sich gewünscht, dass
sich der Flughafen Lübeck-Blankensee erfolgrei-
cher im Wettbewerb behaupten kann. Ich sage das
auch deshalb, weil die Frage von Beihilfen neben
der haushaltsrechtlichen auch politische und gesell-
schaftliche Dimensionen hat. Subventionen und
Fördermaßnahmen sind nie nur Selbstzweck. Sie
haben die Aufgabe und Funktion, sich zu rechnen,
also wirtschaftliche Gewinne zu erbringen - Ge-
winne an Arbeitsplätzen, Gewinne für die Zuliefer-
betriebe in der Region, Gewinne an Attraktivität
des Standorts, Gewinne für die öffentlichen Finan-
zen. Es ist für uns Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten ganz selbstverständlich, dass, falls Bei-
hilfen zu Unrecht gezahlt wurden, diese zurücker-
stattet werden müssen.

Beim Lübecker Flughafen diskutieren wir diese
Frage in einem Kontext, der inzwischen weniger
optimistisch ist, als wir es bei der politischen Ent-
scheidung, den Flughafen zu fördern, erwartet ha-

ben. Wir erwarten nach wie vor, dass ein Investor
gefunden wird. Wir erwarten, dass Ryanair sich
zur Base Lübeck bekennt. Wir erwarten, dass die
Passagierzahlen steigen. Wir erwarten, daß mehr
Fluggäste in Lübeck ein- und aussteigen und den
Tourismus dort weiter voranbringen. Schließlich er-
warten wir, dass die Zusammenarbeit mit dem
Flughafen Hamburg Gestalt annimmt.

Darüber gab und gibt es unterschiedliche Auffas-
sungen über Parteigrenzen hinweg. Wenn man ent-
schlossen ist, ein Projekt zu fördern, setzt man im-
mer auf die Zukunft und legt Annahmen zugrunde.
Die Förderung des Flughafens durch das Land
Schleswig-Holstein fußte auf eben solchen Annah-
men.

(Zuruf der Abgeordneten Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir als SPD-Fraktion haben uns damals deutlich
für den Flughafen ausgesprochen - unter klar defi-
nierten Voraussetzungen.

Vor etwa einem Jahr habe ich hier im Landtag dar-
auf hingewiesen, dass wir erwarten, dass sich die
Landesregierung im zugesicherten Rahmen an den
notwendigen Investitionsmaßnahmen zur Zu-
kunftsfähigkeit des Flughafens beteiligt. Unsere
Forderungen umfassten auch die sorgfältige Prü-
fung durch die Landesregierung, ob langfristig
Fluggesellschaften von und nach Lübeck fliegen
wollen. Nach dem Bürgerentscheid in Lübeck hat
der Flughafen - ob nun profitabel oder nicht - bis
Ende des nächsten Jahres Zeit, auf die Füße zu
kommen.

(Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oder nicht!)

Dass der Flughafen auf die Füße kommt, wird si-
cher nicht zum Nulltarif zu haben sein. Selbstver-
ständlich dürfen keine Förderinstrumente zum Ein-
satz kommen, die beihilferechtlich unzulässig sind.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Was uns jedoch nicht hilft, liebe Kolleginnen und
Kollegen von den Grünen, ist eine Vorverurtei-
lung. Ausgerechnet von Ihrer Fraktion hätte ich das
nicht erwartet.

(Beifall bei SPD, CDU, FDP und des Abge-
ordneten Lars Harms [SSW])

Ihnen sage ich: Ja, es muss aufgeklärt werden, ob
Beihilfen EU-rechtswidrig gewährt wurden. Und
nein, genau das wissen wir noch nicht. Das wird
nämlich zurzeit - das ist gesagt worden - und zum
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Teil seit Jahren von der EU-Kommission geprüft.
Wir möchten allerdings von unserer Landesregie-
rung über den Stand der Untersuchungen transpa-
rent und zeitnah informiert werden, nicht erst über
Endergebnisse.

(Christopher Vogt [FDP]: Fragen Sie das
Herrn Saxe!)

An dieser Stelle unterscheidet sich unser Antrag
vom Antrag der CDU- und FDP-Fraktion.

Selbstverständlich wird und muss das Land Schles-
wig-Holstein aus den Brüsseler Erkenntnissen Kon-
sequenzen für die Förderpraxis ziehen. Ich gehe
davon aus, dass die Hansestadt Lübeck genauso
verfahren wird. Im nächsten Jahr kommt es darauf
an, ob es gelingt, dem Flughafen eine Perspektive
zu geben. Da ist der Betreiber gefragt. Wir wün-
schen uns natürlich, dass der Flughafen zu einem
Wirtschaftsimpuls für die Region wird. Ich gehe
davon aus, dass die Landesregierung die von uns
gewünschten Informationen ausführlich in den Aus-
schüssen geben kann. Ich bitte um Zustimmung zu
unserem Antrag.

(Beifall bei SPD und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Gerrit Koch das Wort.

Gerrit Koch [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Nicht das erste Mal befasst sich die-
ses Haus mit dem Lübecker Flughafen. Die Mehr-
heit hier hat sich bisher immer klar zu dieser wich-
tigen Infrastruktureinrichtung unseres Landes
und besonders in der Region Lübeck bekannt. Das
ist gut so.

(Beifall bei der FDP)

Fördermittel in Millionenhöhe hat das Land bereits
zum Ausbau des Flughafens beigesteuert. Darüber
hinaus hat der Wirtschaftsminister angekündigt,
auch den weiteren Ausbau positiv begleiten zu wol-
len. Das ist sehr gut.

Das Land ist nicht der Betreiber des Flughafens.
Die Verantwortung für eine ordnungsgemäße und
rechtmäßige Führung der Geschäfte obliegt zu-
nächst der Geschäftsführung des Flughafens Lü-
beck, dann selbstredend der Hansestadt Lübeck als
Gesellschafterin und vor allen Dingen dem Auf-
sichtsrat als Kontrollorgan - also in Lübeck selbst.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: So ist es!)

Diese klare Verteilung von Zuständigkeiten mag
manchem hier im Hause nicht gefallen, aber es ist
nun einmal so.

(Beifall bei der FDP sowie der Abgeordneten
Hans-Jörn Arp [CDU] und Dr. Kai Dolgner
[SPD])

Das ist genauso klar wie die Tatsache, dass zwar
Verfahren zur Überprüfung, ob EU-rechtswidrige
Beihilfen an die Fluggesellschaft Ryanair geleistet
wurden, laufen, dass aber deren Ergebnisse leider
immer noch nicht vorliegen. Die SPD-Fraktion hat
dies dankenswerterweise richtig erkannt. Ihr Antrag
geht auch in die richtige Richtung. Wir werden ihn
dahin gehend erweitern, dass wir die Verfahren
beschleunigt sehen wollen. Die dauern uns schon
lange genug. Wir wollen Rechtssicherheit vor Ort
und für alle Beteiligten.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Obwohl es noch keine bestandskräftigen Entschei-
dungen in sogenannten Beihilfeverfahren gibt, un-
terstellt die Fraktion der Grünen in altbekannter
Manier die angebliche EU-Rechtswidrigkeit von
vermeintlichen Beihilfen in ihrem Antrag bereits
als bewiesen und richtig.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist wieder einmal ein Beleg dafür, dass es mit
Ihrem Verständnis von Rechtsstaat nicht weit her
sein kann.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und Beifall des Abgeordneten Lars Harms
[SSW])

Das ist hier zwar kein Strafverfahren, aber das Prin-
zip der Unschuldsvermutung scheint Ihnen völlig
fremd zu sein.

Noch ist überhaupt nichts bewiesen, weder dass es
verdeckte Beihilfen gab, noch dass diese rechtswid-
rig wären. Der Antrag der Grünen ist nur in einem
konsequent: Wieder einmal tun die Grünen alles,
um den Lübecker Flughafen „zum Absturz“ zu
bringen

(Zuruf von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:
Jawohl!)

- Sie bestätigen das; prima, klare Worte sind immer
gut - und das, obwohl die Rechtslage zumindest bis
Ende 2012 klar ist.
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36.798 Lübecker Bürgerinnen und Bürger haben
am 25. April 2010 mit einem deutlichen Ja zum Lü-
becker Flughafen und für dessen Fortführung ge-
stimmt. Das sind - nur zum Vergleich - deutlich
mehr als die gut 28.000 Bürger, die vor zwei Wo-
chen im ersten Wahlgang für den Lübecker Bürger-
meister gestimmt haben. Glücklicherweise weiß
Bürgermeister Saxe als Chef der Lübecker Verwal-
tung sehr gut, dass dieser Beschluss bindend ist,
und er hält sich daran, auch wenn ich mir bezüglich
der Investorensuche etwas mehr Aktivitäten wün-
schen würde.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wenn die Grünen aber immer wieder fordern, CDU
und FDP müssten endlich zur Einsicht kommen und
ebenfalls eine sofortige Abwicklung des Flugha-
fens betreiben, dann widerspricht das auch meinem
Rechtsstaatsverständnis. Nur zur Klarstellung:
Nicht nur FDP und CDU haben sich für den Erhalt
des Flughafens ausgesprochen, sondern die Mehr-
heit der Lübecker Bevölkerung, der die Bedeutung
des Flughafens durchaus bewusst ist.

(Beifall bei der FDP)

Das sollte endlich auch einmal von Ihnen akzeptiert
werden, liebe Grüne. Anstatt anzuerkennen, dass
der Lübecker Flughafen durchaus eine Zukunft hat,
wenn sich alle über Partei- und Fraktionsgrenzen
hinweg tatkräftig für ihn einsetzen, wird von be-
stimmten Kräften eine Politik gegen wirtschaftli-
chen Aufbau und gegen Arbeitsplätze in der Lü-
becker Region betrieben, ohne wirkliche Alternati-
ven anzubieten.

Der Antrag der Grünen will nun ohne irgendwelche
sachlich begründeten Grundlagen die Ergebnisse
von Untersuchungen vorwegnehmen. Einer solchen
unseriösen Vorverurteilung schließen wir uns natür-
lich nicht an.

(Beifall bei FDP, CDU, SPD und SSW)

Bemerkenswert sind noch zweierlei Dinge: Der
vom Aufsichtsrat in Auftrag gegebene Prüfbe-
richt ist bislang gar nicht öffentlich. Es würde mich
auch wundern, da die Beratungen in Aufsichtsräten
generell nicht öffentlich sind. Dennoch scheinen die
Grünen hier über ein Herrschaftswissen zu verfü-
gen. Das mag an Ihrer rot-rot-grünen Dominanz im
Aufsichtsrat liegen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Weiterhin ist bemerkenswert, wenn die Grünen es
als hohes Risiko für das Land ansehen, wenn dieses
die Errichtung der ILS-Anlage bezuschusst. Das

Instrumentenlandesystem ist kein Risiko, ganz im
Gegenteil, es trägt dazu bei, dass die Passagiere bei
Start und Landung geschützt werden.

(Beifall bei FDP und CDU - Christopher
Vogt [FDP]: Ganz genau!)

Nur auf Gerüchten basierend haben Flughafengeg-
ner vor Ort Strafanzeige gegen alle möglichen, un-
ter anderem den Lübecker Bürgermeister, den Wirt-
schaftssenator und so weiter, gestellt. Auch hier
gilt: Warten wir doch erst einmal ab, was die Er-
mittlungen ergeben, bevor der Teufel an die Wand
gemalt und unbewiesene Behauptungen immer wie-
der öffentlich gemacht werden. Alles andere ist ein-
fach nur unseriös.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich komme zum Schluss. Für meine Fraktion beto-
ne ich, der Lübecker Flughafen hat nach wie vor ei-
ne sehr gute Chance, eine wesentliche Rolle im
norddeutschen Flugverkehr zu spielen. Eine Zu-
sammenarbeit zum Beispiel mit dem Hamburger
Flughafen halte ich nicht für aussichtslos und nicht
für abwegig. Deshalb bitte ich Sie, dem Antrag von
CDU und FDP zuzustimmen.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich das Wort
der Frau Abgeordneten Antje Jansen.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Was
den Flughafen Lübeck-Blankensee angeht, erleben
wir gerade den Anfang vom Ende. Es wird kaum
noch Zweifel geben, dass sich das großspurige Pro-
jekt eines florierenden Regionalflughafens erledigt
hat, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Es wäre schon vor Jahren eine Frage der Vernunft
gewesen, diesen Flughafen eher zurückzufahren.
Aber die Einsicht verbreitet sich meistens erst,
wenn die Grenze des guten Geschmacks überschrit-
ten worden ist.

Vor ein paar Tagen hat die CDU-Kandidatin zur
Bürgermeisterwahl in Lübeck zur Verwirrung ih-
res eigenen Lagers gesorgt. Herr Koch, auch wenn
Sie meinen, sie hätte das nicht getan: Sie hat öffent-
lich erklärt,

(Gerrit Koch [FDP]: Nein, hat sie nicht!)
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wenn sich kein Investor finde, müsse der Flughafen
im Jahr 2013 abgewickelt werden.

(Gerrit Koch [FDP]: Wo denn?)

- Das hat sie in Lübeck gesagt.

(Gerrit Koch [FDP]: Waren Sie dabei?)

Ich habe gedacht: Endlich ist es in den Reihen der
CDU auch gelungen, sich auf den Boden der Reali-
tät zu begeben und einzusehen, dass der Flughafen
Blankensee überhaupt nicht mehr zu halten ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Jeder weiß doch, dass es keinen Investor geben
wird.

Herr Koch und Herr Arp, wenn Sie anderer Mei-
nung sind, führen Sie einmal Gespräche in Lübeck
mit dem neuen Geschäftsführer. Dann würden Sie
nämlich wissen, dass er inzwischen daran arbeitet,
dass für 2013 ein Abwicklungskonzept entwickelt
werden muss. Es bestätigt immer wieder: Investo-
rensuche null, null, null! Er setzt sich wirklich ein,
das muss ich sagen, aber es ist keiner da, der sich
an diesem maroden Flughafen beteiligen will.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Jansen, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage?

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Gestern Abend bei einer LN-Diskussion zur Bür-
germeisterwahl hat die CDU-Kandidatin ihren
Fehlgriff korrigiert. Sie hat ja Angst, dass sie even-
tuell von ihrem Lager nicht gewählt wird.

(Gerrit Koch [FDP]: Dann hat sie es offenbar
nicht gesagt!)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Ihr neuer Plan sagt aus: Blankensee als Regional-
flughafen für Billigflieger hat zwar keine wirt-
schaftliche Überlebenschance - hört, hört aus Ihren
eigenen Reihen -, der Lübecker Flughafen hat aber
trotzdem eine Zukunft als Startbahn Ost für Ham-
burg-Fuhlsbüttel. Nichts ist! Ich frage mich: Wo-
her nimmt diese Bürgermeisterkandidatin von der
CDU dieses Konzept, dass es letztendlich eine
Startbahn für Hamburg in Lübeck geben wird? Das

ist alles eine Luftnummer, alles heiße Luft, nur um
nicht zuzugeben, dass dieser Flughafen keine Zu-
kunft hat. - Nein, Frau Präsidentin, ich beantworte
keine Fragen.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Das ist die Antwort, die ich gern von Ihnen hören
wollte.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Das Geschäftsmodell des Billigfliegers Ryanair
für Regionalflughäfen ist tatsächlich nicht so kom-
pliziert: Gewinne der Fluggesellschaften und Verlu-
ste der Flughafengesellschaften. Auch der Flugha-
fen Lübeck-Blankensee hat sich auf das Beihilfe-
gerangel um neue Ryanair-Linien eingelassen. Das
gehört offensichtlich zu den typischen Seifenbla-
senträumen von florierenden Regionalflughäfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Geschäftsmodell von Ryanair könnte ohne den
Ergeiz von Kommunalpolitikern und zum Teil auch
von Landespolitikern und das „Rattenrennen“ um
die Billigflieger und ihre Versprechungen gar nicht
funktionieren, meine Damen und Herren.

Inzwischen ist ein interner Prüfbericht des Auf-
sichtsrates der Flughafengesellschaft Lübeck an
die Presse gelangt. - Herr Koch, an die Presse; da-
her wissen wir das.

(Gerrit Koch [FDP]: Das ist ja wohl nicht der
offizielle Weg, oder?)

Nach diesem Bericht sind Ryanair beträchtliche fi-
nanzielle Vorteile eingeräumt worden. Das hat sich
inzwischen bis zu Strafanzeigen gegen die Spitzen
der Lübecker Stadtverwaltung wegen Betrug und
Untreue aufgeschaukelt.

An diesem Prüfbericht und dem Vorwurf, die Flug-
hafengesellschaft habe unter Verstoß gegen die EU-
Wettbewerbs- und Subventionsrichtlinien bei
Ryanair auf Handling-Entgelte verzichtet, sind für
uns mehrere Punkte interessant.

Erstens hat der amtierende Bürgermeister Bernd
Saxe, der als ausgewiesener Flughafenbefürworter
bekannt ist, behauptet, es habe nur bis 2008 Mar-
ketingleistungen der Hansestadt Lübeck für
Ryanair gegeben. Er lässt jetzt durch unabhängige
Wirtschaftsprüfer feststellen, ob tatsächlich danach
Marketingzuschüsse und Rückvergütungen an
Ryanair geflossen sind. Im Jahr 2010 sollen es im-
merhin etwa 310.000 € gewesen, meine Damen und
Herren!
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Sicherlich, hier geht es um die Wahrheit, und es
geht um Wahlkampf. In Lübeck geht es momentan
in dieser Frage auch um Wahlkampf. Das erklärt
auch, warum sich der Bürgermeister in dieser Sache
sehr bedeckt hält.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Jansen, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Koch zu? Ich
möchte jetzt eine Antwort von Ihnen haben, klar
und deutlich.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Nein, mache ich nicht. Lassen Sie mich mal weiter-
machen.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Danke, das war eindeutig.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Warum beantragt die SPD-Fraktion, vor der Bewer-
tung das Ergebnis der Prüfungen abzuwarten? Da
wollen Sie wohl Ihren eigenen Bürgermeister im
Wahlkampf ein wenig schützen, sage ich einmal.

(Gerrit Koch [FDP]: Nein, das ist der richtige
Weg!)

Gewählt wird in Lübeck übermorgen. Wir wollen
eigentlich auch keine Vorverurteilung, wir wollen
aber, dass die Vorwürfe lückenlos aufgeklärt wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN)

Da ist unser Verdacht, meine Damen und Herren -
da muss ich Herrn Tietze recht geben, da unterstüt-
ze ich ihn -, dass hier zögerlich gehandelt wird.
Hier wird einfach alles unter die Decke gekehrt. Es
wird gewartet, gewartet. Es gibt kein Vorankom-
men auf der Landesebene und auch durch die Be-
troffenen, durch die Hansestadt Lübeck, nicht.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Formulieren Sie bitte Ihren Schlusssatz, Frau Jan-
sen.

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Okay. - Wir sind der Meinung, der Flughafen Lü-
beck wird keine Zukunft haben. Wir sind für
lückenlose Aufklärung. Ich denke, dass wir damit
auch recht haben.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Jansen!

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Ein letzter Satz! - Wenn CDU und FDP in ihrem
Antrag jetzt sagen - Sie haben ja einen Änderungs-
antrag gestellt -, sie wollten die Bevölkerung jetzt
aufklären, dann ist das ein bisschen zu spät, meine
Damen und Herren von der CDU und der FDP. Das
hätten Sie schon vor Jahren machen müssen. Sie
haben die Lübecker Bürgerinnen und Bürger an der
Nase herumgeführt.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Jansen, lassen Sie eine Nachfra-
ge des Herrn Abgeordneten Vogt zu? Ja oder nein!

Antje Jansen [DIE LINKE]:

53 Sekunden habe ich doch noch.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Nein, davor steht ein Minus!

(Heiterkeit)

Antje Jansen [DIE LINKE]:

Ach so, vielen Dank.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Vogt, Frau Jansen lässt erkenn-
bar keine Nachfrage zu.

(Christopher Vogt [FDP]: Das erklärt Ihre
Haushaltspolitik! - Unruhe)

Wenn jetzt wieder allgemeine Ruhe einkehrt, würde
ich gern dem Herrn Abgeordneten Lars Harms von
der Fraktion des SSW das Wort erteilen. - Vielen
Dank. Herr Harms, Sie haben das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! - Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, der SSW könnte es sich
in der Tat einfach machen: Ja, wir stimmen einer
Überprüfung der Fördermittel an die Firma
Ryanair zu. Das tun wir auch tatsächlich - wie
auch viele andere -, aber nicht auf der Grundlage
des vorliegenden Grünen-Antrags. Der geht näm-
lich - bereits vor Abschluss des laufenden Verfah-
rens - davon aus, dass Ryanair rechtswidrig Beihil-
fen erhalten habe. Die Worte „rechtswidrig“ und
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„Beihilfen“ sind im Antrag wie bei einem Textbau-
stein fest miteinander verbunden.

(Beifall bei SSW, SPD und FDP - Zuruf von
der FDP)

In der Begründung kommt dann noch ein weiterer
Textbaustein aus dem Schurken-ABC hinzu, näm-
lich die „jahrelange Praxis“ rechtswidriger Beihil-
fen; auch das ist keineswegs bewiesen, weil derzeit
alles noch in der Prüfung ist. Der Antragsteller
nimmt es offensichtlich nicht ganz so genau mit
Tatsachen, die vorliegen, und den Beschuldigun-
gen, die derzeit noch untersucht werden.

An diesem Punkt verzerrt der Antrag die Tatsachen
und wird kontraproduktiv. Der Aufklärung dient er
auf jedenfalls nicht. Dabei sieht auch der SSW
durchaus Bedarf für eine unabhängige Prüfung
der Landesmittel. Die sollten wir immer sehen.
Für uns im Landtag sollte die Gewährung der För-
dergelder des Landes hinterfragt werden, insbeson-
dere wenn es um Fördergelder geht, die jetzt noch
fließen sollen. Rund 1,76 Millionen € sollen in die
Verlängerung der Start- und Landebahn einflie-
ßen, Wendemöglichkeiten für die Flugzeuge sollen
geschaffen werden, ein Einbau des Instrumenten-
landesystems soll erfolgen, die Sanierung des Flug-
hafenvorfeldes wird angestrebt, und auch neue
Parkplätze soll es geben. Es ist also durchaus in
Ordnung, wenn man sagt: Gucken wir noch einmal
darauf, ob das auch alles in Ordnung ist.

Das Land investiert erhebliche Summen in den
Standort, um dem Flughafen Blankensee die Mög-
lichkeit zu eröffnen, bereits in weniger als zehn
Jahren die 1,3 Millionen Passagiere abfertigen zu
können. Wir sprechen hier ausdrücklich von Lini-
enverkehr und nicht vom Charterverkehr, was
Blankensee möglicherweise von anderen Flughäfen
im Land unterscheidet. Vor dem Hintergrund, dass
die Zukunft des Flughafens immer noch ungewiss
ist, ist es richtig, hier immer wieder die Sinnfrage
für die Förderung zu stellen. So weit sind wir alle
einig.

Der Landtag kann laut Landeshaushaltsordnung den
Landesrechnungshof ersuchen, die Mittelvergabe
und die Mittelverwendung beim Lübecker Flugha-
fen zu prüfen und sich über diese Prüfung berichten
lassen. Im Sinne der Haushaltsklarheit bin ich
schlicht und einfach neugierig, wie der Landesrech-
nungshof die Mittelverwendung, aber auch - das ist
viel wichtiger - die wirtschaftliche Zukunft des
Flughafens einschätzt. Ich bin mir sicher, dass der
Landesrechnungshof nach gründlicher Prüfung
einen Bericht vorlegen wird, der den Landtag in die

Lage versetzt, die Situation sachlich beurteilen zu
können. Der Landesrechnungshof ist eine neutrale
Institution, die die Förderung unabhängig von Inter-
essen prüft. Das ist allemal sinnvoller als teuer be-
zahlte Wirtschaftsprüfer, deren Unabhängigkeit
nicht immer gegeben ist.

Ausdrücklich möchte der SSW an dieser Stelle be-
tonen, dass es bei der Prüfung durch den Landes-
rechnungshof nicht darum gehen sollte, über die
Existenzberechtigung des Flughafens zu entschei-
den. Bereits 2009 hat der SSW anlässlich der Aktu-
ellen Stunde darauf hingewiesen, dass eine Betrei-
berpflicht besteht. Das ist Recht und Gesetz.

(Beifall bei der FDP)

Wir können den Flughafen morgen nicht dichtma-
chen. Wenn diese Betreiberpflicht besteht - ohne
dass Ryanair da fliegt -, dann ist die Frage, wie wir
den Flughafen so ausstatten, dass Flüge erfolgen
können, damit wir der Betreiberpflicht entsprechen
können.

(Beifall bei SSW, CDU und FDP)

Dann wird auch der einfach gestrickte Mensch auf
die Idee kommen, dass ein Instrumentenlandesys-
tem durchaus Sinn macht.

Wir sollten das also strikt auseinanderhalten: die
Prüfung der Mittelverwendung und die Frage nach
der Berechtigung des Standortes. Letzteres kön-
nen wir auch in Abstimmung mit Hamburg in einer
gesonderten Debatte diskutieren. Auch da wird
deutlich: Es ist schlauer, mit den Hamburgern kon-
krete Projekte zu verhandeln, auch was den Flugha-
fen angeht, anstatt immer Schaufensteranträge zu
stellen,

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

aufgrund derer man gemeinsame Ausschüsse bilden
will. Die bringen nämlich nichts.

(Beifall des Abgeordneten Gerrit Koch
[FDP])

Hier würde einem Standort und einer Region tat-
sächlich Hilfe geleistet werden, wenn wir uns ein-
mal intensiv mit den Hamburgern zu diesem Thema
zusammensetzten.

Nur so viel: Die Bürgerinnen und Bürger in Lübeck
haben über den Flughafen abgestimmt und sich
mehrheitlich für Blankensee entschieden. Auch das
ist etwas, was der SSW zuhöchst respektiert. Das
Bürgervotum ist klar. Bislang sind keine Tatsa-
chen erkennbar, die dieses Votum in ein anderes

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011 5553

(Lars Harms)



Licht rücken, auch wenn die Diskussion in Lübeck
weitergehen wird. Es gibt aber keine neuen Er-
kenntnisse als das, was vorher auch diskutiert wor-
den ist.

(Zuruf der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

- Nein, Frau Jansen. Die Beihilfeüberprüfung gab
es schon zum Abstimmungszeitpunkt. Trotzdem
haben sich die Bürger dafür entschieden.

(Beifall bei SSW, CDU, SPD und FDP)

Die Beihilfeverfahren sind nicht abgeschlossen.
Dann kann man sich hier nicht hinstellen und stän-
dig auf dieser Grundlage solche Anträge stellen.
Das ist Unsinn.

Um es abschließend noch einmal zu sagen: Vorver-
urteilungen bringen uns eben nicht weiter. Wir
müssen uns an den sachlichen Kriterien abarbeiten.
Sollte die Überprüfung der Beihilfeverfahren dazu
führen, dass Beihilfen tatsächlich ungerechtfertig
gezahlt worden sind, ist es logische rechtliche Kon-
sequenz, dass sie - wie bei allen anderen Beihilfen -
wieder einkassiert und zurückgefordert werden, und
gut ist. Aber wenn es um die Zukunft des Flugha-
fens Lübeck geht, bitte ich doch sehr darum zu
versuchen, die Chance zu ergreifen, mit den Ham-
burgern darüber zu reden, ob man in irgendeiner
Form zu einer Gemeinsamkeit kommen kann.

(Beifall bei SSW, CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank. - Bevor wir zu den Dreiminutenbei-
trägen kommen, gebe ich bekannt, dass wir nach
Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt in die
Mittagspause eintreten und nach der Mittagspause
mit dem Tagesordnungspunkt 35 beginnen.

Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Thorsten Für-
ter von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag.

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die gute Nachricht für die Regierungsfrak-
tionen vorab: Wir werden Ihrem Antrag zustimmen.
Es ist ein richtiger Antrag. Es ist gut, dass das Bei-
hilfeverfahren abgeschlossen wird.

(Gerrit Koch [FDP]: Haben wir etwas falsch
gemacht?)

Hinter dem Beihilferecht der EU steht eine sehr
ordnungspolitische Erwägung - die ordnungspoliti-

sche Erwägung, dass der europäische Wettbewerb
nicht über Subventionen verzerrt werden soll. Das
ist richtig. Es ist gut, dass die EU das prüft. Es ist
auch gut, dass ein solches Verfahren, wenn es
durchgeführt wird, zu einem zügigen Abschluss
kommt.

Was ich mich frage, ist, warum Sie als CDU und
FDP sich diesen ordnungspolitischen Erwägungen
beim Thema Flughafen Lübeck so beharrlich ver-
schließen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es gibt immer wieder einmal Ansätze. Der ge-
schätzte Kollege Koch hatte es vor einigen Jahren
einmal gemacht. Frau Dinges-Dierig macht es aktu-
ell. Ich habe den Eindruck: Immer, wenn einer
kommt und sich einmal vorwagt und sagt: „Wir
müssen ein bisschen gucken, mit Subventionen ist
es vielleicht nicht so gut, und das können wir uns
auf Dauer nicht leisten“, wird der sofort zurückge-
pfiffen. Ich frage mich, aus welchem Grund das so
ist. Ich sage Ihnen: Es wird der Tag kommen - viel-
leicht nicht heute, vielleicht in einem Monat, viel-
leicht in einem Jahr -, an dem Sie sagen, beim The-
ma Flughafen Lübeck haben die Grünen Recht be-
halten

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nein!)

und wir haben uns geirrt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So einfach wird es sein.

Einige von Ihnen waren ja auch schon kurz davor.
Ich zitieren den Kollegen de Jager.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Vogt zu?

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, ich lasse sie zu.

Christopher Vogt [FDP]:Sehr geehrter Herr
Kollege Fürter, würden Sie erstens endlich
einmal zur Kenntnis nehmen, dass das Land
vor allem in die Sicherheitsinfrastruktur
am Lübecker Flughafen investiert hat und
dass das vor allem der Sicherheit der Passa-
giere zugutekommt, und würden Sie zweitens
- da Sie es am Sonntag in Lübeck leider nicht
in die Stichwahl geschafft haben - die Frage
beantworten, warum Sie Ihren Antrag nicht
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einfach zurückgezogen haben und uns mit
diesem Lübecker Wahlkampf verschonen?

- Herr Kollege, das Problem mit den Subventionen
ist doch, dass das Geld in einen Flughafen investiert
wird, der ersichtlich in seiner Konzeptionierung ge-
scheitert ist, dass das vergoldete Millionensubven-
tionen sind,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

die Lübeck oder Schleswig-Holstein irgendwann
zurückzahlen muss. Das ist doch das Schlimme.

Es gibt einige von Ihnen, die haben sich diese Er-
kenntnis schon zu eigen gemacht. Ich zitiere aus
den „Lübecker Nachrichten“:

„Wirtschaftsminister de Jager …: ‚Wir sehen
mit Sorge, dass der Airport wirtschaftlich of-
fensichtlich nicht auf die Beine kommt.’“

Das sagt der Kandidat für das Amt des Ministerprä-
sidenten.

Die Kandidatin der CDU für das Amt der Lübecker
Bürgermeisterin:

„Wenn wir keinen Investor finden, dann
müssen wir den Flughafen ordnungsgemäß
abwickeln ...“

Das sind Ihre wahlkämpfenden Kollegen in Lübeck
und in Schleswig-Holstein. Ich frage mich, warum
Sie heute in dieser Debatte Ihren Wahlkämpfern in
dieser Art und Weise in den Rücken fallen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Ich bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen, dass der
Bürgerentscheid von uns nicht infrage gestellt
wird. Er gilt natürlich.

(Zurufe von CDU und FDP: Oh!)

Aber auch wenn eine Gemeinde durch Bürgerent-
scheid entscheidet, muss natürlich die Mittelver-
wendung daraufhin geprüft werden, ob sie wirt-
schaftlich angemessen ist. Deshalb werde ich bean-
tragen, dass über Punkt 3 unseres Antrages getrennt
abgestimmt wird. Das Mindeste, was Sie machen
müssten, ist, uns zuzustimmen, dass wir eine Son-
derprüfung durch den Landesrechnungshof brau-
chen, damit diese Frage wirtschaftlich durchleuch-
tet wird. Da können Sie als CDU und FDP kaum
sagen, dass Sie einen solchen Weg nicht mitgehen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Herr Abgeordneter Fürter, lassen Sie eine Nachfra-
ge des Herrn Abgeordneten Arp zu?

Thorsten Fürter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, gern.

Hans-Jörn Arp [CDU]: Das wollte ich eben
bei Frau Jansen auch schon einmal fragen.
Steht eigentlich auf der Tagesordnung „Zu-
kunft des Lübecker Flughafens“?

(Beifall des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Oder geht es nicht vielmehr um den Antrag,
den Sie gestellt haben, der da heißt: Lücken-
lose Aufklärung der Beihilfen an Ryanair.
Hier geht es nicht um die Frage der Zukunft
des Flughafens, sondern es geht nur um die
Frage der Beihilfe. Es wäre schön, wenn Sie
sich darauf konzentrieren würden, auch in Ih-
rem Beitrag. Meine Frage war also: Habe ich
das falsch verstanden?

- Nein. Es geht darum, dass das Land Mittel in der
Hand hat, die Mittelverwendung durch die Kommu-
nen zu überprüfen, durch die Kommunalaufsicht
und durch den Landesrechnungshof. Im Moment
stecken alle den Kopf in den Sand. Ich sage: Das ist
keine verantwortungsvolle Politik.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten Antje Jansen [DIE
LINKE])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Jürgen Weber von der Frakti-
on der SPD das Wort.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Jetzt lernen wir von der Weisheit
der Stadt Kiel!)

Jürgen Weber [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Kollege Harms hat viele richtige Dinge gesagt. Ich
möchte zwei oder drei Dinge noch einmal zuspitzen
und dann etwas zum Abstimmungsverhalten sagen.
Ich will mich nicht zur Frage von Sinn oder Unsinn
des Flughafens äußern, denn das ist nicht Bestand-
teil der Antragslage.

(Beifall des Abgeordneten Tobias Koch
[CDU])
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In der Antragslage geht es um das Beihilfeverfah-
ren. Wir sollten deshalb dazu ernsthaft ein paar
Worte sagen.

Ich möchte an den früheren Landtagsvizepräsiden-
ten Kurt Hamer erinnern - er ist schon länger ver-
storben. Er hat einmal den richtigen Satz geprägt:
Jeder, der einen Antrag stellt, sollte sich vor Augen
halten, dass er ein Dokument der Parlamentsge-
schichte schreibt. Ich glaube, das sollte man sich
hinter die Ohren schreiben, wenn man einen Antrag
formuliert. Normalerweise meine ich damit alle,
heute meine ich damit den Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Beifall und Heiterkeit bei SPD, CDU und
FDP)

Es gehört zur Seriosität, wenn ich in einem Antrag
die Forderung stelle, die durch den Prüfungsbe-
richt bekannt gewordenen EU-rechtlichen Beihil-
fen seien aufzuklären, dass man erstens feststellt,
ob das überhaupt im rechtlichen Sinne Beihilfen
sind. Die Klärung dieser Frage liegt mittlerweile in
dritter Instanz beim Bundesgerichtshof, ist also
überhaupt noch nicht geklärt. Zweitens muss man
feststellen, ob das EU-rechtswidrig war. Die Klä-
rung dieser Frage obliegt der EU-Kommission, und
die Frage ist schon einmal gar nicht geklärt. Das
sind zwei Unterstellungen, die Sie hier als Tatsa-
chen behaupten, die aber überhaupt nicht geklärt
sind.

Hinzu kommt ein dritter Punkt. Sie sagen: die im
Prüfbericht des Aufsichtsrats bekannt geworde-
nen Dinge. Wollen Sie damit sagen, dass in dem
Prüfbericht des Aufsichtsrats behauptet wird, dass
dort a) Beihilfen geflossen sind und sie b) nicht
EU-rechtskonform gewesen sind? - Mir ist das
nicht bekannt. Wenn Sie darüber nähere Erkennt-
nisse haben, dann tragen Sie das vor! Hier werden
drei Unterstellungen, die nicht akzeptabel sind, zu-
sammengefasst.

(Beifall bei SPD, CDU und FDP)

Zum Thema Bürgerentscheid will ich nichts sagen.
Ich persönlich bin ein großer Skeptiker gegenüber
der Ausweitung plebiszitärer Elemente.

(Beifall der Abgeordneten Jens-Christian
Magnussen [CDU] und Hans-Jörn Arp
[CDU])

Meine Fraktion sieht manches anders. Die Grünen
sind in dieser Frage allerdings nicht nur Vorreiter,
sondern gerade diejenigen, die das ausweiten wol-
len. Ich finde allerdings die Grundhaltung in dieser
hier in Rede stehenden Frage schwierig. Sie sagen:

Na ja, vielleicht war das gar kein richtiger Volks-
entscheid. Die Leute waren vielleicht nicht richtig
informiert. Da sind vielleicht irgendwelche Sachen
gelaufen.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Abgesehen davon, dass Sie gar nicht wissen, ob ir-
gendwelche Sachen gelaufen sind, will ich Ihnen
deutlich sagen: Die ersten Verfahren im Hinblick
auf das Thema Beihilfe - ich rede heute nur über
das Thema Beihilfe - sind am 28. Juli durch Spruch
des Landgerichts sozusagen das erste Mal in Form
gegossen worden. Das war der 28. Juli 2006, weit
vor jedem Bürgerentscheid und Ähnlichem mehr.

Sie bauen da einen Popanz auf. Das finde ich nicht
in Ordnung. Wir alle sind nicht den ersten Tag hier
im Parlament, wir alle wissen, wie Politik funktio-
niert. Ich gönne Ihnen auch im Vorfeld einer Bür-
germeisterwahl diese Diskussion - kein Thema, das
sei Ihnen gegönnt, ohne jede Probleme -, aber der
Mindestkern an sachlicher und rechtlicher Korrekt-
heit muss meiner Meinung nach in jedem Antrag
durchleuchten.

(Beifall bei SPD, CDU und FDP)

Kritisieren Sie Herrn Saxe - meinetwegen -, aber
machen Sie das rechtlich sauber.

(Beifall bei SPD, CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Kommen Sie bitte zum Schluss!

Jürgen Weber [SPD]:

Mein letzter Satz: Nach unserem Änderungsantrag
haben die Regierungsfraktionen einen weiteren Än-
derungsantrag gestellt, der noch etwas präziser ist.
Der ist okay. Wir können ihm zustimmen. Wir zie-
hen deshalb unseren Änderungsantrag zurück und
werden dem Antrag von CDU und FDP zustimmen.
Das wollen Sie ja auch, dann haben wir einen ge-
meinsamen Antrag.

(Anhaltender Beifall bei SPD, CDU und
FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
dem Fraktionsvorsitzenden der FDP, Herrn Abge-
ordneten Wolfgang Kubicki, das Wort.
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Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Weber, ich hoffe nicht,
dass ich jetzt Ihrer weiteren Karriere innerhalb der
SPD schade: Es gibt offensichtlich auch noch rheto-
rische und inhaltliche Highlights bei den Sozialde-
mokraten. Das war ein ausgesprochen guter Beitrag
in der Sache. Das muss man sagen.

(Beifall bei FDP, CDU und SPD)

Er hätte mich fast dazu veranlasst, mich nicht mehr
zu melden, weil eigentlich alles gesagt wurde.

(Zuruf von der SPD - Heiterkeit)

- Nein, nein. Ich kann mich sozusagen auf ein ande-
res Segment beschränken, nämlich auf die ständi-
gen Aussagen des Kollegen Fürter, der ja ein juri-
stisches Studium hinter sich gebracht hat und - wie
ich vernommen habe - Richter gewesen sein soll.
Herr Kollege Fürter, wie Sie es schaffen, juristisch
einfache Sachverhalte durch Verdrehen von Tatsa-
chen und Zusammenklatschen von Dingen, die
nicht zusammengehören, dem Publikum zu präsen-
tieren, hat schon eine gewisse Qualität.

(Beifall bei FDP und CDU)

Ich will das an einem kurzen Beispiel deutlich ma-
chen. Die Beihilfeprüfung richtet sich nicht gegen
das Land Schleswig-Holstein, sondern ausschließ-
lich gegen die Stadt Lübeck. Deshalb konnte auch
die Frage, wo das Land da eingreifen soll, hier von
Ihnen nicht beantwortet werden. Das Land hat mit
der Beihilfeprüfung überhaupt nichts zu tun.

Herr Fürter, ich kann Ihnen aber sicher sagen, dass
es noch zu keinem Zeitpunkt ein Beihilfeverfahren
oder irgendein anderes Verfahren im Zusammen-
hang mit Investitionen in die Infrastruktur von
Kommunen, Städten oder Ländern gegeben hat.
Wenn Sie sozusagen die Installierung des ILS in
Lübeck mit dem Beihilfeverfahren verquicken und
sagen, wir sollten das jetzt stoppen, dann wäre die
Frage zu beantworten, warum die Stadt Hamburg
wegen der Installierung ihres ILS-Flugsystems in
Fuhlsbüttel nicht ein Beihilfeverfahren bekommen
hat.

Das eine hat mit dem anderen überhaupt nichts zu
tun. Selbstverständlich sind wir verpflichtet, solan-
ge der Flughafen besteht für die Sicherheit der Pas-
sagiere das Bestmögliche zu tun. Dazu sind wir als
Land Schleswig-Holstein verpflichtet.

(Beifall bei FDP und CDU)

Wer sich dagegen verwehrt, Herr Kollege Fürter,
der merkt keine Einschläge mehr.

(Heiterkeit bei der FDP)

Ich möchte an das anknüpfen, was der Kollege We-
ber gesagt hat. Es ist sehr faszinierend, dass die
Grünen immer dann plebiszitäre Elemente for-
dern, wenn das Ergebnis ihrer Auffassung ent-
spricht. In dem Moment, in dem das Ergebnis nicht
ihrer Auffassung entspricht, waren dunkle Mächte
am Werk, oder die Leute sind nicht ordentlich in-
formiert worden. Wir haben das bei Stuttgart 21 er-
lebt. Dort haben die Grünen gesagt, selbst wenn das
so ausgeht, wie wir uns das nicht wünschen, dass
nämlich die Mehrheit sagt, wir wollen Stuttgart 21,
werden wir uns daran nicht halten, weil das Volk zu
blöd ist.

(Vereinzelter Beifall bei FDP und CDU)

Wenn Sie so mit den Menschen umgehen, werden
Sie erleben, dass Ihre hohen Umfragewerte im Hin-
blick auf das Wahlergebnis demnächst einen dra-
matischen Absturz erleben werden.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kom-
men damit zur Abstimmung.

(Zurufe)

- Halt, Stopp! Entschuldigung. Die Landesregie-
rung ist noch im Haus.

(Heiterkeit)

Ich erteile dem Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr, Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das,
was Sie vielleicht als Lapsus der Präsidentin einstu-
fen, war in Wirklichkeit Telepathie, weil ich mir
gerade selbst überlegt habe, was ich jetzt eigentlich
noch sagen soll.

(Heiterkeit und Beifall bei CDU und FDP)

Denn es ist der seltene Fall eingetreten, dass nach
den Wortbeiträgen des Herrn Abgeordneten Harms,
des Herrn Abgeordneten Weber und des Herrn Ab-
geordneten Kubicki die Haltung der Landesregie-
rung umfassend dargelegt ist.

(Beifall und Heiterkeit bei CDU, SPD, FDP
und SSW)
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Ich möchte deshalb nur noch auf einen Punkt einge-
hen, der mich in der Tat ärgert und der mich auch
überrascht. Der Antrag zum Thema Beihilfe/
Ryanair ist zustande gekommen, nachdem es eine
Akteneinsicht in die Akten des Beihilfeverfah-
rens gegeben hat. Wenn man sich nach einer Ak-
teneinsicht hier hinstellt, Herr Abgeordneter Tietze,
und sagt, die Landesregierung würde das Beihilfe-
verfahren verschleppen, dann erwarte ich, dass Sie
dafür auch Belege bringen. Dafür müssen Sie Bele-
ge vorbringen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ich habe das parlamentarische Recht der Aktenein-
sicht nicht so verstanden, dass man Akteneinsicht
beantragt, reinguckt oder nicht reinguckt und hin-
terher wüste Dinge behauptet, die mit den Akten
selbst nichts zu tun haben. Sie wissen genauso gut
wie ich, dass das Verfahren nicht bei uns hängt,
sondern bei der EU, dass das Beihilfeverfahren
seit 2005 dort anhängig ist und sich die EU-Kom-
mission noch nicht in der Lage gesehen hat, das
Verfahren abzuschließen.

Es ärgert mich in der Tat, wenn Sie, nachdem wir
in größtmöglicher Transparenz alle Akten auf den
Tisch gelegt haben, hinterher behaupten, wir wür-
den mauern oder verschleppen. Das halte ich für
falsch, und das passt zu den Unterstellungen, die
mit diesem Antrag perpetuiert worden sind.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Ich erteile Ministerpräsident Peter Harry Carstensen
das Wort.

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Ich will das hier nicht verlängern,
aber eine Bemerkung von Herrn Kollegen Tietze
hat mich veranlasst, mir das Schreiben zu besorgen,
das Herr Kollege Tietze vom Innenminister bekom-
men hat, unterschrieben von Klaus Schlie.

Herr Tietze hat gesagt, der Innenminister verwei-
gerte sich einer Prüfung. Herr Kollege Tietze, ich
kann in dem Schreiben nichts von Verweigerung
erkennen. Der Innenminister hat Ihnen geschrieben,
auf welcher Grundlage der Bürgerentscheid durch-
geführt worden ist, dass der rechtens und nicht zu
beanstanden war. Das Ergebnis der Abstimmung
sei deshalb zu respektieren, hat er Ihnen geschrie-
ben. „An Spekulationen über Motive des Abstim-
mungsverhaltens der Bürgerinnen und Bürger der

Hansestadt Lübeck beteilige ich mich nicht“,
schreibt er. Das hat er auch nicht.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie in Ihren Reden,
gerade wenn es um die Arbeit der Landesregierung
geht, etwas korrekter wären.

(Beifall bei CDU, FDP und des Abgeordne-
ten Lars Harms [SSW])

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Herr Abgeord-
neter Weber, die SPD zieht ihren Antrag zurück?

(Jürgen Weber [SPD]: Ja!)

- Gut. - Ich schlage vor, abweichend von der Ge-
schäftsordnung die vorliegenden Änderungsanträge
zu selbstständigen Anträgen zu erklären. - Wider-
spruch sehe ich nicht; dann werden wir so verfah-
ren.

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache
17/1950, abstimmen. Es ist beantragt worden, über
Punkt 3 einzeln abzustimmen. Wir stimmen zuerst
über die Punkte 1, 2 und 4 der Drucksache 17/1950
ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Punkte,
1, 2 und 4 sind mit den Stimmen von CDU, FDP,
SPD und SSW gegen die Stimmen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE abgelehnt wor-
den.

Ich lasse jetzt über Punkt 3 von Drucksache 17/
1950 abstimmen. Wer für Punkt 3 stimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich? - Damit ist Punkt 3 des
Antrags mit den Stimmen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, DIE LINKE und SSW bei Enthaltung der
SPD abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen von
CDU und FDP, Drucksache 17/2015, abstimmen.
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Da-
mit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir machen jetzt eine einstündige Mittagspause.
Ich unterbreche die Sitzung bis 14:30 Uhr.

(Unterbrechung: 13:24 bis 14:35 Uhr)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, wir setzen die Sitzung
fort. Ich rufe Tagesordnungspunkt 35 auf:
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Explorationsbohrungen im Nationalpark Schles-
wig-Holsteinisches Wattenmeer

Antrag der Fraktionen von CDU und FDP
Drucksache 17/1954

Änderungsantrag der Fraktionen von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW
Drucksache 17/1992 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Mit den Anträgen wird ein Bericht in dieser Tagung
erbeten. Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob
der Bericht in dieser Tagung gegeben werden soll.
Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Es
ist einstimmig so beschlossen.

Für die Landesregierung erteile ich dem Minister
für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr, Herrn
Jost de Jager, das Wort.

Jost de Jager, Minister für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Fraktionen von CDU und FDP haben um einen
mündlichen Bericht über den derzeitigen Stand des
Verfahrens zu den geplanten Explorationsbohrun-
gen von RWE Dea im Nationalpark Schleswig-
Holsteinisches Wattenmeer gebeten; dieser Bitte
komme ich selbstverständlich gern nach.

Das Unternehmen RWE Dea hat mich im Septem-
ber dieses Jahres in Sachen Untersuchungsvorha-
ben im Umfeld der bekannten Öllagerstätte Mittel-
plate angeschrieben. Aufgrund der besonderen Sen-
sibilität des Themenfeldes „Öl und Wattenmeer“
habe ich meine Mitarbeiter unter Führung der zu-
ständigen Staatssekretärin Frau Zieschang gebeten,
sich zusammen mit den Fachleuten des MLUR das
Vorhaben von RWE vorstellen zu lassen.

Wir, die Landesregierung Schleswig-Holstein,
unterstützen die weitere Erkundung und Erschlie-
ßung der Ölfelder unter dem schleswig-holsteini-
schen Wattenmeer. Das ist nicht neu; unsere Positi-
on haben wir bereits im Energiekonzept für
Schleswig-Holstein niedergelegt. Voraussetzung ist
und bleibt aber: nur von außerhalb des National-
parks; wenn innerhalb des Nationalparks, dann nur
gemäß dem Nationalparkgesetz von der Mittelpla-
te A aus.

Mit Schreiben vom 27. Oktober 2011 wurde mir
mitgeteilt, dass Anfang November 2011 Anträge an

das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie
mit Sitz in Niedersachsen - kurz: LBEG; das ist die
für Schleswig-Holstein zuständige Behörde - ge-
richtet wurden, die darauf zielen, nach weiteren
Erdöllagerstätten im schleswig-holsteinischen und
niedersächsischen Wattenmeer zu suchen.

Das Unternehmen beabsichtigt die Aufnahme von
insgesamt vier Probebohrungen, von denen sich
drei auf schleswig-holsteinischem Gebiet befinden.
RWE Dea hat mir versichert, dass die Planungen
unter strenger Berücksichtigung der besonderen
ökologischen Gegebenheiten verlaufen und zeitlich
befristet sind. Die Bohrlöcher werden nach Beendi-
gung der Aufsuchungsarbeiten fachgerecht ver-
schlossen.

Das Unternehmen sieht große Chancen, mit dem
vermuteten Förderpotenzial einen wesentlichen
Beitrag zur Sicherung der deutschen Energiever-
sorgung zu leisten und die wirtschaftliche Entwick-
lung der Region zu unterstützen. Ich habe die Vor-
sitzenden des Umweltausschusses und des Wirt-
schaftsausschusses schriftlich über diese Planungen
unterrichtet.

Am 7. November ist der für Schleswig-Holstein an-
gekündigte Antrag bei dem LBEG eingegangen.
Die beantragten drei Bohrungen im Bereich des Na-
tionalparks Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer
betreffen einen Bereich östlich und südlich der
Bohr- und Förderinsel Mittelplate. Dort wurden
bei der Ausweisung des Schleswig-Holsteinischen
Wattenmeeres als UNESCO-Weltnaturerbe zwei
Enklaven berücksichtigt, die nicht entsprechend
ausgewiesen wurden. Falls sich die vermuteten Öl-
vorkommen bestätigen, sollen sie von der bestehen-
den Förderinsel Mittelplate oder von Land aus ge-
fördert werden.

Es wird - außer der in der Mittelplate schon beste-
henden - keine Fördereinrichtung im Watten-
meer geben. Das hat RWE kürzlich noch einmal
zugesagt; es ist aber bereits im Jahr 2008 in einer
gemeinsamen Erklärung zur Anmeldung des
deutsch-niederländischen Schutzgebietes als Welt-
naturerbestätte von RWE Dea in Niedersachsen und
Schleswig-Holstein schriftlich und deshalb bindend
fixiert worden.

Wie geht es im Verfahren weiter? Das LBEG wird
den eingegangenen Antrag zunächst auf Vollstän-
digkeit prüfen und anschließend eine sorgfältige
Projektüberprüfung in technischer Hinsicht vor-
nehmen. Falls erforderlich, werden dafür externe
Sachverständige hinzugezogen. Parallel dazu wird
das LBEG Gespräche mit dem Nationalpark- und

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011 5559

(Vizepräsidentin Anita Klahn)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-57947&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=lisshfl.txt&id=fastlink&pass=&search=DID=K-58169&format=WEBVORGLFL1
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d1270&format=WEBVOLLLANG


Küstenschutzamt in Tönning führen, in denen ins-
besondere verfahrenstechnische sowie naturschutz-
fachliche und rechtliche Aspekte geklärt werden.
Geklärt werden auch die Notwendigkeiten und Be-
dingungen der umfangreichen Naturschutzprü-
fung. Ich gehe davon aus, dass diese Schritte meh-
rere Monate beanspruchen werden.

Letzte Anmerkung: RWE Dea fördert gemeinsam
mit Wintershall bereits seit mehr als 20 Jahren Öl
aus dem Feld Mittelplate vor der Küste Schleswig-
Holsteins. Das Unternehmen trägt damit übrigens
nicht nur zur Energieversorgung Deutschlands bei;
die Einnahmen tragen auch wesentliche Teile des
schleswig-holsteinischen Haushalts. Durch die
Feld- und Förderabgabe wird unserem Haushalt
in diesem Jahr vermutlich ein Betrag von 120 Mil-
lionen € zufließen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank, Herr Minister. - Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Mi-
chael von Abercron für die CDU-Fraktion.

Dr. Michael von Abercron [CDU]:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen! Ich will kurz erklären,
warum wir diesen Bericht gefordert haben; für des-
sen Vorlage bedanke ich mich schon an dieser Stel-
le herzlich beim Herrn Minister. Ölbohrungen in
einem Nationalpark, noch dazu in einem Weltna-
turerbegebiet - das ist im Grunde ein Widerspruch.

Aber Tatsache ist auch, dass die Nordsee seit Lan-
gem eines der größten Offshore-Fördergebiete der
Welt ist. Auch wenn wir in Schleswig-Holstein nur
einen kleinen Teil dieses großen Kuchens abbe-
kommen haben, so werden doch im Bereich der
Mittelplate etwa 60 % des gesamten Rohölrestvor-
kommens für Deutschland erwartet. Seit 1987 sind
von der Bohrinsel Mittelplate aus etwa 25 Millio-
nen t Öl gefördert worden. Auf dieser stationären
Einrichtung gibt es besondere Sicherheitsvorkeh-
rungen. Sie hat sich, was den ökologischen Be-
standsschutz angeht, als würdig erwiesen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Trotzdem - der wirtschaftliche Segen der Ölförde-
rung birgt auch Risiken. Gerade das einmalige
Wattgebiet in Schleswig-Holstein liegt uns als
Schleswig-Holsteiner ganz besonders am Herzen.
Deshalb haben wir damals unter Minister Flessner
den Nationalpark Wattenmeer und durch unseren

ehemaligen Umweltminister von Boetticher auch
die Anmeldung zum UNESCO-Welterbe zu einem
großen Erfolg geführt. Das ist wirklich eine Er-
folgsgeschichte.

(Beifall bei der CDU)

Schon lange ist bekannt, dass die RWE Dea in die-
sem Bereich neben der Bohrinsel Mittelplate weite-
re Explorationsbohrungen durchführen will. In
Anbetracht der wirtschaftlichen Bedeutung für das
Land sind bei der Welterbe-Anmeldung drei Flä-
chen ausgenommen worden. Voraussetzung dafür
war, dass die Antragsteller nachweisen mussten,
dass sie in der Lage sind, diese Flächen nur von
Land mithilfe von Schrägbohrungen auszubeuten.
Bereits damals ist hier im Haus heftig darüber ge-
stritten worden. Was die Aufsuchungen über
Schrägbohrungen betrifft, so ist es gut nachvoll-
ziehbar, dass man sich umweltpolitisch um die
Schutzziele des Wattenmeeres weniger Sorgen ma-
chen muss. Etwas differenzierter sieht es bei den
Explorationsbohrungen aus; denn sie sind mit Si-
cherheit ein Eingriff, und sie unterliegen natürlich
auch bestimmten Voraussetzungen. Die Bohrungen
sehr klein sind, der Eingriff zeitlich begrenzt - nur
15 bis 22 Monate, gibt RWE Dea an -, keinerlei
Einleitungen werden erfolgen, und - das ist eben
schon gesagt worden - die Bohrlöcher sollen ver-
füllt werden

Die Frage, wie die naturschutzfachliche Abwä-
gung dieses Eingriffs im Hinblick auf die Schutz-
ziele zu bewerten ist, kann erst nach sehr umfängli-
cher Prüfung geklärt werden. Wenn jemand vorher
weiß, wie das ausgeht, ist er ein Prophet, und, mei-
ne Damen und Herren, Propheten glaube ich nun
einmal nicht. Deswegen werden wir auch dem An-
trag der Opposition nicht zustimmen können.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Noch deutlich schwieriger ist aber die juristische
Bewertung. Formal notwendig sind folgende Be-
freiungen und Genehmigungen: bergrechtliche Ge-
nehmigung des Betriebsplanes - diese hat der Mini-
ster eben angesprochen -, Genehmigung zum Ein-
griff nach Bundesnaturschutzgesetz und Landesna-
turschutzgesetz, Befreiung zum Biotopschutz und
Ausnahme nach dem Nationalparkgesetz. Beson-
ders das Letzte ist natürlich eine erhebliche Hürde
und ist mit Sicherheit erheblich umstritten. Wäh-
rend in § 6 Abs. 3 Nr. 6 des Gesetzes die Förderung
im Bereich der Mittelplate eingeräumt wird, kann
die Explorationsbohrung eigentlich nur über die
Ausnahmeregel des § 6 Abs. 4 erfolgen. Man kann
wohl sicher sein, dass dies beklagt werden würde.
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Auch hier kann man sagen: Auf hoher See, im Wat-
tenmeer und vor Gericht sind wir in Gottes Hand.

(Zuruf der Abgeordneten Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich sage an dieser Stelle eher weltlich: Im Zweifel
für die Umwelt, meine Damen und Herren.

Die Genehmigungsbehörden werden die bald vor-
liegenden Anträge sehr genau zu prüfen haben.
Denn die Herausnahmen von Enklaven bei der An-
meldung zum Welterbe ist mit Sicherheit keine
Vorentscheidung oder gar ein Freifahrtschein. In je-
dem Fall ist sicherzustellen, dass das wertvolle Na-
turerbe Wattenmeer durch die Explorationsbohrun-
gen keinen Schaden nimmt.

(Beifall bei CDU und FDP)

Sollten sich die Eingriffe verträglich gestalten las-
sen und die Bohrungen erfolgen, so könnten sie
auch zum Vorteil der gesamten Nordsee werden.
Denn die Technologie der Schrägbohrung ist viel-
leicht auch ein Vorbild für andere Länder. In der
Nordsee gibt es 450 große Bohrinseln, die ein er-
hebliches Risiko darstellen. Deshalb: Manchmal ist
besser, schräg zu bohren als an der Oberfläche zu
bleiben.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die SPD-Fraktion erteile ich der Frau Abgeord-
neten Sandra Redmann das Wort.

Sandra Redmann [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Thema von Explorationsbohrungen im Na-
tionalpark Wattenmeer beschäftigt uns seit vielen
Jahren und steht auch im Zusammenhang mit der
Ausweisung des Nationalparks als Weltnaturerbe
und der Verlängerung der Konzession zur Erdölför-
derung für Mittelplate.

Die einzige Förderung von Öl im deutschen Wat-
tenmeer findet seit 1987 von der Bohr- und Förder-
plattform Mittelplate A aus im Nationalpark
Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer statt. Bereits
vor der im Jahr 1985 erfolgten Gründung des Na-
tionalparks wurde dort förderfähiges Öl gefunden.
Daher und aus keinem anderen Grund wurde Be-
standsschutz für die Erdölförderung von Mittel-
plate aus im Nationalparkgesetz gewährt.

RWE Dea hatte Anfang 2007 angekündigt, in den
beiden genannten Gebieten Explorationsbohrungen

von neuen Standorten innerhalb des Nationalparks
aus vornehmen zu wollen, um so bis dahin uner-
reichtes Erdöl zu erschließen. Der Antrag wurde
nach intensiver öffentlicher und parlamentarischer
Diskussion später zurückgezogen. - Man fragt,
warum.

Die Grünen und wir haben in diesem Zusammen-
hang im Sommer 2008 zwei Gutachten vom Wis-
senschaftlichen Dienst des Landtags erbeten. Das
von uns in Auftrag gegeben Gutachten kommt zu
dem Schluss - ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Frau
Präsidentin -:

,,Damit bleibt festzustellen, dass Ölbohrtätig-
keiten innerhalb des Gebiets des National-
parks Wattenmeers über die gesetzlich be-
standsgeschützten Aktivitäten hinaus vom
Nationalparkgesetz ausgeschlossen werden
und auch nicht genehmigungsfähig sind.“

Wir haben daher stets vertreten, dass Probebohrun-
gen im Gebiet selber nicht, allenfalls Schrägboh-
rungen von Land aus in den Nationalpark hinein
rechtlich möglich sind. Dabei bleiben wir.

Die Landesregierung hat dazu im Umdruck 16/
4520 vom Juni 2009 lapidar nach dem Motto ,,Zwei
Juristen, drei Meinungen“ mitgeteilt, dass sie zu
Probebohrungen eine andere rechtliche Auffassung
als der Wissenschaftliche Dienst des Landtages hat

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

und dass sie dies abschließend bei Vorliegen der
vollständigen Antragsunterlagen bewerten wird. Ich
halte dies für eine nicht angemessene Wertschät-
zung der hoch qualifizierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Landtag und hoffe, dass die fundier-
te Prüfung des Gutachtens durch die Landesregie-
rung die Rechtsposition des Wissenschaftlichen
Dienstes bestätigen wird.

(Beifall des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

Neben der konkret juristisch zu klärenden Frage der
Zulässigkeit von Explorationsbohrungen steht die
Grundsatzfrage zur Zukunft und Ausweitung der
Erdölförderung im Nationalpark Wattenmeer
im Raum. Nach fester Überzeugung meiner Frakti-
on muss es unser Ziel sein, die Erdölförderung im
Nationalpark Wattenmeer auf Dauer zu beenden.

(Beifall bei SPD und SSW)

Die Erdölförderung im Nationalpark Wattenmeer
ist eine klaffende Wunde im Ansehen des National-
parks und sollte daher nicht auf ewig verlängert
oder sogar ausgedehnt werden. Mit dem Öl wird
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ausgerechnet im Wattenmeer jener Kohlenstoff ge-
fördert, der nach seiner Verbrennung als Kohlendi-
oxid den Klimawandel anheizt und so durch den
Meeresspiegelanstieg für die Zerstörung des Wat-
tenmeeres sorgen könnte.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

- Herr Kubicki, ich glaube, davon haben Sie wirk-
lich gar keine Ahnung.

(Beifall bei der SPD)

Wir stimmen dem Antrag von SSW, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE zu.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die FDP-Fraktion erteile ich dem Herrn Abge-
ordneten Kumbartzky das Wort.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zunächst danke ich auch im Namen
der FDP-Fraktion für den Bericht. Mit unserem Be-
richtsantrag wollten wir eine frühzeitige und umfas-
sende Information des gesamten Parlaments bewir-
ken. Es lag uns daran, vor allem die möglichen
Auswirkungen für Umwelt und Natur im National-
park Wattenmeer beleuchten zu lassen. Dass zu die-
sem Tagesordnungspunkt wieder einmal reflexartig
Anträge der Opposition unter dem Motto „Ölförde-
rung verhindern“ eingereicht werden, hätte ich in
diesem Fall eigentlich nicht gedacht, weil es ein-
fach unpassend ist, sich schon vor der umfassenden
Information durch den Bericht pauschal gegen das
Vorhaben auszusprechen. Es ist aber nun einmal so:
Ob Sonne oder Regen, Hauptsache dagegen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Mit Hilfe der Probebohrungen soll der Nachweis
darüber erbracht werden, was die Auswertungen
seismischer Daten und geologischer Informationen
vermuten lassen. Die geplanten Probebohrungen
sind die Voraussetzung für die detaillierte Planung
einer späteren Förderung von außerhalb des Natio-
nalparks oder von der bestehenden Bohr- und För-
derinsel Mittelplate aus. Das Grundprinzip bei der
Ölförderung der Mittelplate ist die zuverlässige Ab-
schottung vom Wattenmeer. Umweltberichte von
neutralen Forschungsinstituten belegen, dass die

Arbeiten keine nennenswerten Auswirkungen auf
die Umwelt haben.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wissen Sie schon vor der Probe-
bohrung?)

- Ich rede jetzt über die Bohr- und Förderinsel Mit-
telplate.

(Weitere Zurufe von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

- Frau Kollegin, hören Sie einfach zu! Ich rede ge-
rade über die Bohr- und Förderinsel Mittelplate.
Dort ist das Grundprinzip so, wie ich es eben sagte.
Mit dem störungsfreien und sicheren Betrieb der
Bohr- und Förderinsel Mittelplate stellt der Betrei-
ber seit 1987 unter Beweis, dass die Einhaltung
höchster Umweltschutz- und Sicherheitsstandards
bei sämtlichen Aktivitäten an oberster Stelle steht.

(Beifall bei FDP und CDU)

Frau Fritzen, jetzt rede ich über das Ölfeld. Die
Mittelplate ist die größte deutsche Erdöllagerstätte
und das förderstärkste Ölfeld Deutschlands. Die
Förderung trägt erheblich zur Verringerung der Im-
portabhängigkeit Deutschlands bei und leistet einen
wichtigen Beitrag zur Versorgungssicherheit. Der
volkswirtschaftliche Wert der besagten Ölförderung
beträgt mehrere Milliarden Euro. Durch die Ölför-
derung werden mehrere hundert qualifizierte Ar-
beitsplätze bei der Rohölgewinnung und Weiterver-
arbeitung in der Raffinerie Hemmingstedt und im
Chemcoastpark Brunsbüttel gesichert. Die Ölge-
winnung hat also eine sehr große Bedeutung für
Schleswig-Holstein.

(Beifall bei FDP und CDU - Zuruf der Abge-
ordneten Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich komme zurück zu den Probebohrungen. Recht-
lich sind die Bohrungen möglich. In Bezug auf Ihre
Umweltbedenken kann ich Sie auch beruhigen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen. Bei den geplanten
Explorationsbohrungen will der Antragsteller nach
dem Nulleinleitungsprinzip verfahren. Der Aus-
tritt von Stoffen in das Wattenmeer wird durch eine
Vielzahl von Sicherheitsvorkehrungen ausgeschlos-
sen. Es soll mehrfach gesicherte Bohrlochab-
sperreinrichtungen geben, und die Arbeitsfläche auf
dem Bohrponton wird als dichtes Wannensystem
konzipiert.

(Zuruf der Abgeordneten Sandra Redmann
[SPD])
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Sicherheitsventile verschließen die Bohrung bei
Unregelmäßigkeiten automatisch, und für die Bohr-
arbeiten gibt es ein lückenloses Entsorgungssystem.
Abwasser und Abfälle werden an Land fachgerecht
entsorgt. Frau Redmann, Sie wissen es natürlich:
Logisch ist, dass in Genehmigungsverfahren zahl-
reiche Träger öffentlicher Belange beteiligt werden.
Zudem hat man bei RWE Dea zugesagt, dass das
Vorhaben von einer zeitnahen und offenen Infor-
mationsarbeit begleitet wird. Um es ganz klar und
konkret herauszustellen: Eine spätere Förderung ist
- wie gesagt - nur von außerhalb des Nationalparks
oder von der Förderinsel Mittelplate aus vorgese-
hen.

Die vier geplanten und zeitlich begrenzten Bohrun-
gen werden auch nicht im Weltnaturerbegebiet
durchgeführt, das haben wir gehört. Es geht um En-
klaven, die zunächst vom Weltnaturerbegebiet aus-
genommen worden sind. Es handelt sich um spezi-
ell für die Erkundungsbohrungen eingerichtete Flä-
chen, die im Zuge der Antragstellung zum Weltna-
turerbe definiert worden sind. Diese Flächen kön-
nen nach Durchführung der Probebohrungen wieder
dem Weltnaturerbegebiet hinzugefügt werden.

Alles in allem kann man also sagen, dass nichts da-
für spräche, sich schon vor Beginn des Genehmi-
gungsverfahrens ablehnend zu äußern. Auch unter
den Kreisverbänden der Dithmarscher Parteien
besteht eine sehr positive Grundtendenz. Es sind
nur die Dithmarscher Grünen dagegen, aber das ist
nicht verwunderlich. Die sind eigentlich gegen al-
les, so auch gegen die Windenergiepläne des Kreis-
es.

(Beifall bei FDP und CDU - Zurufe)

- Immer! - Abschließen möchte ich mit einem Zitat.
Ich hätte nie gedacht, dass ich jemals einen Linken
zitieren werde. Es tut mir auch leid, aber ich möch-
te einen linken Kreistagsabgeordneten aus der
„Dithmarscher Landeszeitung“ vom 12. November
2011 zitieren:

„Wir brauchen Energie, keine Frage. Wir
wollen die Bohrung auf jeden Fall fördern.“

In diesem Sinne bin ich sehr gespannt auf Ihren Re-
debeitrag gleich.

(Beifall bei FDP und CDU)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich Frau Abgeordneter Marlies Fritzen das
Wort.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Herr Minister, vielen Dank für
den Bericht, den Sie uns gegeben haben. Meine Da-
men und Herren, die Ölplattform Mittelplate ist
der Stachel im Fleisch des Nationalparks. Ihn jetzt
noch tiefer zu bohren, könnte bei einem Unfall auch
den Tod dieses sensiblen und weltweit einzigarti-
gen Ökosystems bedeuten. Ich sage an dieser Stelle
noch einmal: Auch deshalb ist die völlig überzoge-
ne und klammheimlich vorgenommene Verlänge-
rung der Fördererlaubnis um 30 Jahre im vergange-
nen Jahr in höchstem Maße fahrlässig und verant-
wortungslos.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Herr Minister, wenn ich heute höre, dass Sie Ihre
Strategie offensichtlich zumindest ein wenig ändern
und das MLUR vorzeitig, rechtzeitig und frühzeitig
einbinden und dass Umweltbelange zumindest in
den Fokus des Wirtschaftsministeriums kommen,
dann nehme ich das mit Freude und Genugtuung
zur Kenntnis. Das scheint immerhin ein kleiner
Fortschritt zu sein. Dennoch bin ich der Meinung,
dass sich die Ölförderung nicht mit den Schutzzie-
len im Nationalpark vereinbaren lässt.

Sie wird auch nicht den Herausforderungen des
Klimawandels gerecht. Wir haben es schon kurz
gehört: Der Weltklimarat rechnet bereits in 30 Jah-
ren mit einer Erwärmung um 2 °C. Bis zum Ende
des Jahrhunderts bewegen wir uns auf eine Tempe-
raturerhöhung um sogar 4 °C zu, wenn wir den
CO2-Ausstoß nicht ab sofort drastisch verringern.
Das bedeutet: Wir müssen nicht hin, wir müssen
endlich weg vom Öl.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Stattdessen gibt es jetzt diesen Antrag auf weitere
Explorationsbohrungen. Sie verweisen auf die
Rechtslage. Der Minister hat es deutlich gemacht:
Die Rechtslage ist so, dass im Nationalparkgesetz
ausdrücklich Bohrungen innerhalb des National-
parks verboten sind. Ausgenommen ist die Mittel-
plate. Diese Ausnahme gilt nur, um den Status quo
zu erhalten. Sie gilt nicht, um ihn auszubauen. Hier
ist immer wieder von diesen Enklaven die Rede.
Das Weltnaturerbe ist leider viel später ausgewie-
sen worden. Diese Enklaven bedeuten nicht, dass
das Nationalparkgesetz dort nicht gilt. Diese Dinge
wie § 6 Abs. 4, die Herr von Abercron hier vorhin
zitiert hat, gelten insofern weiterhin. Man braucht
eine Ausnahmegenehmigung. Diese bekommt
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man nur, wenn diese Bohrungen nicht dem Schutz-
ziel im Nationalpark entgegenstehen.

Genau das ist der Fall. Diese Gefahr ist nach wie
vor da. Die Ölförderung ist eine ständige Bedro-
hung für die Funktionsfähigkeit des Watten-
meers, und natürlich ist ein Unfall möglich. Sie ha-
ben darauf verwiesen, wie sicher Mittelplate angeb-
lich sei. Ich frage Sie, warum seit 2004 umfangrei-
che Steinschüttungen vorgenommen werden, die
verhindern sollen, dass Mittelplate durch diesen
Priel abdriftet. So sicher ist auch Mittelplate nicht,
denn die Natur verhält sich an dieser Stelle nicht so,
wie man das bei RWE Dea haben möchte.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

An dieser Stelle sind meiner Meinung nach
durchaus Zweifel dahin gehend angebracht, ob die
Bohrinsel überhaupt weiter benutzt werden darf.
Noch ein Aspekt ist wesentlich: RWE Dea hat ohne
ein Genehmigungsverfahren und ohne ein Planfest-
stellungsverfahren einfach mit diesen Steinschüt-
tungen angefangen. Das Genehmigungsverfahren
ist erst zwei Jahre später beantragt worden und
noch nicht abgeschlossen. Meine Damen und Her-
ren, für jede Garage, die wir hier im Land errichten
wollen, brauchen wir eine Baugenehmigung. Erd-
ölplattformen in Naturschutzgebieten können ein-
fach so hin und her geschoben werden, ohne dass
jemand hinschaut. - Das stinkt doch zum Himmel.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sie bestehen darauf, dass wir diese deutsche Erd-
ölförderung unbedingt brauchen und dass sie öko-
nomisch unbedingt nötig ist. Meine Güte, wie be-
scheuert ist das denn? Ein Wirtschaftsminister muss
doch rechnen können. Wir haben einen jährlichen
Erdölverbrauch von 100 Millionen t. In Mittelplate
werden jedes Jahr 1,4 Millionen t gefördert. Wo
kann man da - bitte schön - sagen, dass wir unsere
Importabhängigkeit bei diesem Verhältnis von
100 Millionen zu 1,4 Millionen t verringern? - Das
können nur RWE-Mathematiker sein, die sich dar-
aus eine Unabhängigkeit errechnen wollen.

Erdöl aus der Nordsee ist so unnötig wie ein Kropf.
Wir sollten es lassen, wo es ist. Wir sollten uns
durch den Ausbau der erneuerbaren Energien und
durch verstärkte Energieeinsparung tatsächlich un-
abhängig machen. Ölförderung ist ein fossiler Ana-
chronismus. Er passt weder in die Zeit noch ins
Wattenmeer.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage
des Herrn Abgeordneten Dr. von Abercron zu?

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja.

Dr. Michael von Abercron [CDU]: Frau
Kollegin Fritzen, Sie haben eben eine Dar-
stellung gebracht nach dem Motto, die Lan-
desregierung sei nicht in der Lage, die wirt-
schaftlichen Folgen abzuschätzen. Dabei ha-
ben Sie ein sehr drastisches Wort verwendet,
das ich nicht wiederholen möchte. Wissen
Sie um die Summe, die das Land Schleswig-
Holstein als Förderlizenz für diese Bohrun-
gen erhält? Ist Ihnen bewusst, wie viele Ar-
beitsplätze davon betroffen sind, und welche
wirtschaftlichen Folgen damit verbunden wä-
ren, wenn wir das einstellen würden?

- Herr Kollege, mir ist bewusst, wie viel wir durch
die Förderung einnehmen. Mir ist auch bewusst,
dass es in der Nähe eine Raffinerie gibt, die Ar-
beitsplätze schafft.

Als wir gestern über die Bundeswehrstandorte ge-
sprochen haben, haben Sie sich mit keinem Wort
gegen die geplante Strukturveränderungen gewandt,
aufgrund derer massenhaft Arbeitsplätze wegfallen,
weil Familien wegziehen und weil Wirtschaftskraft
entzogen wird. Das ist nicht die Debatte, die man
an dieser Stelle führen muss. Vielmehr muss man
durch die Förderung erneuerbarer Energien eine an-
dere Wertschöpfung schaffen. Dass das passiert, er-
kennen Sie auch daran, dass in diesem Bereich in
Deutschland mittlerweile viel mehr Arbeitsplätze
entstanden sind als in der Ölindustrie.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion DIE LINKE erteile ich dem Herrn
Abgeordneten Björn Thoroe das Wort.

Björn Thoroe [DIE LINKE]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal vielen Dank für den Bericht.

Es ist kein Geheimnis, dass wir uns gegen jetzige
und auch zukünftige Ölbohrungen im National-
park Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer aus-
sprechen. Diese Ablehnung bezieht sich natürlich
auch auf Probebohrungen, die, wenn sie erfolg-
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reich sind, zudem dazu beitragen würden, dass die
Mittelplate noch viel länger Öl fördert als bisher
vorgesehen.

Der Grund ist so einfach wie klar: Ölförderung und
Umweltschutz passen nicht zusammen.

(Beifall bei der LINKEN und des Abgeord-
neten Lars Harms [SSW])

Ich kann mir jetzt auch vorstellen, warum 2007 der
Antrag wieder zurückgezogen wurde. Es wurde le-
diglich gewartet, bis eine passendere Regierung im
Amt ist. Da jetzt die FDP in der Regierung ist, wird
der Antrag wahrscheinlich etwas wohlwollender
behandelt.

Wir alle sollten uns dringend immer wieder deut-
lich vor Augen führen, welche Bedeutung das
schleswig-holsteinische Wattenmeer hat. Was ist
der Sinn des besonderen Schutzes?

Das schleswig-holsteinische Wattenmeer ist Natio-
nalpark und ergänzt um die Halligen Biosphärenre-
servat. Im Jahr 2009 haben die Vereinten Nationen
das Wattenmeer zum Weltnaturerbe der Menschheit
erklärt. Wir verklären diesen Sinn mit der Erlaubnis
von Bohrungen ins Gegenteil.

Im Nationalparkgesetz Schleswig-Holstein wird der
Schutzzweck des Nationalparks klar formuliert. Ich
zitiere:

„Der Nationalpark dient dem Schutz und der
natürlichen Entwicklung des schleswig-hol-
steinischen Wattenmeeres und der Bewah-
rung seiner besonderen Eigenart, Schönheit
und Ursprünglichkeit. Es ist ein möglichst
ungestörter Ablauf der Naturvorgänge zu ge-
währleisten. Der Nationalpark ist als Lebens-
stätte der dort natürlich vorkommenden Tier-
und Pflanzenarten und der zwischen diesen
Arten und den Lebensstätten bestehenden
Lebensbeziehungen zu erhalten. Die Gesamt-
heit der Natur in ihrer natürlichen Entwick-
lung mit allen Pflanzen, Tieren und Ökosys-
temen besitzt einen zu schützenden Eigen-
wert.“

Weiter hinten im Nationalparkgesetz sind die
Schutzbedingungen formuliert. Zitat:

„Im Nationalpark sind über die ausdrücklich
zugelassenen Maßnahmen und Nutzungen
hinaus alle Handlungen unzulässig, die zu ei-
ner Zerstörung, Beschädigung, Veränderung
oder nachhaltigen Störung des Schutzgebiets
oder seiner Bestandteile führen können.“

Mit ist durchaus bewusst, dass Mittelplate A Be-
standsschutz hat und das Nationalparkgesetz als zu-
lässige Maßnahme und Nutzung unter anderem
Erdölbohrungen von der Mittelplate A nennt. Schon
das empfinde ich aber eigentlich als absurd.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn nun darüber hinaus gehend weitere Probe-
bohrungen zugelassen werden, regt sich in mir ab-
soluter Widerstand. Aber nicht nur bei mir: bei den
Oppositionsfraktionen, bei Parteien und bei Um-
weltverbänden. Alle gehen auf die Barrikaden we-
gen dieser völligen Widersinnigkeit. Haben Sie
denn aus den vergangenen Ölkatastrophen - oder
besser: aus den vergangenen Umweltkatastrophen -
nichts gelernt? Der Mensch ist nicht unfehlbar. Wir
können Ölunfälle nicht mit absoluter Gewissheit
ausschließen.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)

Schon die Verlängerung der Konzession im vergan-
genen Jahr um weitere 30 Jahre hätte unserer Mei-
nung nach nicht sein dürfen, ganz zu schweigen
von der Art und Weise, wie diese erfolgt ist.

Wenn RWE Dea weitere Probebohrungen durch-
führen will, heißt das doch in der Quintessenz, dass
noch mehr Öl gefördert werden soll und dass die
Plattform noch länger im Betrieb ist. Damit steigt
wieder die Gefahr von Ölunfällen. Was das bedeu-
tet, haben wir in diesem Rahmen schon mehrmals
erörtert.

Wir, RWE Dea und alle weiteren zuständigen Stel-
len müssen sich endlich entscheiden: Wollen wir
das Wattenmeer bewahren und erhalten, oder trei-
ben rein wirtschaftliche Interessen Sie dazu, sehen-
den Auges täglich billigend in Kauf zu nehmen,
dass dieses einzigartige Ökosystem geschädigt und
zerstört werden kann?

Wenn es erst einmal soweit ist, dann kann alles
Geld der Welt nicht mehr helfen. Das muss man
sich klar machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir setzen uns dafür ein, dass das Wattenmeer, das
UNESCO-Weltnaturerbe den größten und bestmög-
lichen Schutz genießt. Das bedeutet: Keine Erkun-
dungsbohrungen im Nationalpark Schleswig-Hol-
steinisches Wattenmeer mehr, keine Ölförderung
mehr.

(Beifall bei der LINKEN und SSW)
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Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für die Fraktion des SSW erteile ich Herrn Abge-
ordneten Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Bei der Ausweisweisung des Wat-
tenmeeres zum Weltnaturerbe wurde bereits im
Vorfeld dafür Sorge getragen, dass bestimmte Flä-
chen - die sogenannten Enklaven - nicht in die Ge-
bietskulisse des Weltnaturerbes einbezogen wur-
den. Dieser Beschluss war einzig und allein darauf
zurückzuführen, Erkundungsbohrungen und ge-
gebenenfalls weitere Ölbohrungen im National-
park Wattenmeer zu beantragen. Daher stehen die
geplanten Explorationsbohrungen auch nicht im
Widerspruch zum bestehenden Gebiet des Weltna-
turerbes Wattenmeer.

Der SSW vertritt diesen politischen Willen nicht.
Ich sage deutlich: Wir sind weiterhin gegen Erkun-
dungs- und Ölbohrungen im Wattenmeer.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)

Es mag durchaus sein, dass mit der bestehenden
Gebietsausweisung das Weltnaturerbe durch die
Explorationsbohrungen juristisch nicht in Gefahr
gerät und dass wir den Welterbestatus behalten
können. Das ändert aber nichts an der Tatsache,
dass es diese Enklaven gar nicht erst hätte geben
dürfen. Dies wurde seinerzeit mit politischer Mehr-
heit durchgedrückt. Ich sage aber: Die Ölindustrie
hat im Nationalpark nichts verloren.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)

Wir haben bereits in der Vergangenheit gesagt, dass
mit RWE Dea über den Ausstieg aus der Ölförde-
rung im Wattenmeer verhandelt werden muss. Aus
diesem Grund haben wir auch die Verlängerung der
Konzession um weitere 30 Jahren kritisiert. Letzt-
endlich wurde durch die Hintertür die Möglichkeit
geschaffen, die Ölförderung geografisch und zeit-
lich auszuweiten.

Auch wenn das Weltnaturerbe von den Bohrungen
nicht betroffen sein wird, so verstößt es nach Auf-
fassung des SSW strikt gegen die Zielsetzung des
Nationalparks.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)

Die Mittelplate genießt zwar Bestandsschutz im
Nationalparkgesetz. Das ändert aber nichts an der
Tatsache, dass Ölförderung im Nationalpark nichts
zu suchen hat.

Die Ölförderung hat nichts mit nachhaltiger Nut-
zung zu tun. Vielmehr werden Rohstoffe unwieder-
bringlich abgebaut - quasi ausgebeutet - und der
Nationalpark permanent der Gefahr ausgesetzt, ver-
schmutzt zu werden. Zudem hat die Ölförderung im
Wattenmeer wenig mit einer traditionellen Nutzung
zu tun, wie zum Beispiel mit der Fischerei oder
dem Tourismus.

Darüber hinaus ist niemandem zu erklären, dass aus
ökologischen Gründen Nullnutzungszonen im Na-
tionalpark eingerichtet wurden, die Ölindustrie
aber wie bisher im Wattenmeer fördern darf. Nun
sollen auch noch zusätzliche Erkundungsbohrungen
durchgeführt werden dürfen mit dem Ziel, noch
mehr Öl zu fördern.

Die Explorationsbohrungen sind zwar von der
Bergbaubehörde genehmigt worden. Bohrungen zur
Förderung von Öl werden erst später beantragt wer-
den, wenn die Explorationsbohrungen erfolgreich
waren.

Nach unserer Auffassung verstoßen sowohl die Er-
kundungsbohrungen als auch die Ölförderung au-
ßerhalb der Mittelplate gegen das geltende Natio-
nalparkgesetz.

Der Wissenschaftliche Dienst des Landtages trifft
hierzu in seiner Stellungnahme zu ,,Probebohrun-
gen im Wattenmeer“ eindeutige Aussagen. Diese
hätte ich an dieser Stelle eigentlich zitieren wollen.
Da meine Kollegin Redmann aber bereits das glei-
che Zitat gebracht hat, verzichte ich an dieser Stelle
darauf. Ich sage nur: Deutlicher kann man es ei-
gentlich gar nicht sagen. Derartige Probebohrungen
stehen im Widerspruch zum Nationalparkgesetz.
Darüber hinaus verstoßen sie auch gegen europäi-
sches Naturschutzrecht.

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Christian von
Boetticher [CDU])

Es stellt sich also die Frage, warum das Bergbau-
amt dies bei der Genehmigung der Explorations-
bohrung in den Enklaven nicht berücksichtigt. Aus
unserer Sicht ist das ein Fehler im bestehenden Sys-
tem. Hier muss die Landesregierung tätig werden
und im Sinne des Wattenmeers alles dafür tun, um
die Explorationsbohrungen zu verhindern. Anson-
sten führen wir das Nationalparkgesetz ad absur-
dum.

(Beifall bei SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und vereinzelt bei der
SPD)
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Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen Dreiminutenbeitrag erteile ich Herrn Ab-
geordneten Dr. Christian von Boetticher das Wort.

Dr. Christian von Boetticher [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte zunächst eines sagen, weil es immer
wieder in Wortbeiträgen deutlich widergespiegelt
hat: Sie in der Opposition - jedenfalls manche von
Ihnen - haben ein wirklich krankhaftes, schizophre-
nes Verhältnis zum Öl.

(Zuruf der Abgeordneten Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Solange man Öl durch einen Motor jagt, verstehe
ich ja noch das Problem. Aber was Sie hier immer
wieder verschweigen, ist, wofür wir in unserer Ge-
sellschaft heute Öl benötigen, und zwar ohne dass
wir eine Chance haben, das im Augenblick durch
irgendeine Alternative zu ersetzen. Frau Kollegin
Bohn weiß doch beispielsweise mit Sicherheit, dass
wir ohne Öl - ohne Erdöl - quasi keinerlei Medika-
mente herstellen könnten. Entweder wir brauchen
den Konsistenzgeber Paraffin zur Salbenherstel-
lung, wir brauchen das Zumischen von Paraffin für
Vaseline, wir brauchen Erdöl, um und Reagenzien
herstellen zu können. Wir brauchen Erdöl für unse-
re Kleidung. Wir brauchen Erdöl für fast alle Dinge
des täglichen Bedarfs.

(Beifall bei CDU und FDP)

Also tun Sie doch nicht so, als ob Erdöl nur für Au-
tos notwendig sei. Das grenzt wirklich an Volksver-
dummung, was Sie da zum Teil machen.

(Beifall bei der FDP und des Abgeordneten
Jens-Christian Magnussen [CDU])

Jetzt zum Anmeldeprozess: Ich war in diesen An-
meldeprozess unmittelbar involviert. Natürlich ha-
ben wir uns Gedanken darüber gemacht, ob das
geht. Professor Manuel Rosabal - das ist der Chef
des Gutachtenausschusses der UNESCO - war extra
hier vor Ort, um mit uns genau über diese Problem-
fälle zu sprechen. Natürlich hat er gesagt, dass es
nicht das erste Mal sei, dass er mit diesem Thema
beschäftigt sei. Es gebe eine Menge von Welterbe-
stätten, unter denen es Öl gebe, weil es eine Menge
Ölfelder gerade auch im Gebiet der angemeldeten
Meeresgebiete gebe.

Er macht darum immer den Vorschlag - das war
sein Vorschlag -, diese Fördergebiete von der Mel-
dung auszunehmen, weil er das Wattenmeer gern in
der Meldung haben wollte. Er kannte aber die Pro-

bleme und sagte: Am wenigsten Probleme macht
das, wenn die Gebiete punktuell nicht mit angemel-
det werden.

(Lachen der Abgeordneten Sandra Redmann
[SPD])

- Sie lachen? Waren Sie dabei, Frau Kollegin? Wa-
ren Sie bei der Verhandlung dabei? - Nein, das wa-
ren Sie nicht, also lachen Sie hier nicht so zynisch
über einen Prozess, in den Sie nicht involviert ge-
wesen sind.

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf der Abge-
ordneten Sandra Redmann [SPD])

- Ja, ich habe die Verhandlungen geführt, so ist es.

Darum war das ein Vorschlag. Die weitere Idee war
natürlich - das haben auch die Unternehmen zuge-
sagt -, dass die Förderung von einer Mittelplate er-
folgt, die Bestandsschutz hat, oder aber weitere
Förderungen von der Landseite aus erfolgen. Auch
da sagt Herr Rosabal, das sei eine gängige Praxis
und eine Praxis, die auch in Zukunft Erfolg haben
werde. Bauen Sie hier bitte keinen Popanz auf. Wir
haben das nach Recht und Gesetz

(Zuruf der Abgeordneten Marlies Fritzen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

in enger Abstimmung mit der UNESCO-Welterbe-
Kommission gemacht - im Übrigen genau wie die
Niederländer ihre Gasförderanlagen in der Nordsee
auch nicht mit angemeldet und zu weißen Gebieten
erklärt haben. Alles andere ist eine reine Chimäre,
die Sie hier aufbauen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Für einen weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
der Frau Abgeordneten Sandra Redmann von der
SPD-Fraktion das Wort.

(Zurufe von der SPD)

Sandra Redmann [SPD]:

Ich atme erst einmal durch. Das ist eine gute Idee.

Frau Präsidentin! Herr von Boetticher, manchmal
ist es besser, man bleibt einfach sitzen und sagt gar
nichts,

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN sowie vereinzelt bei CDU und FDP -
Zurufe)

als wenn man so etwas sagt. Ich habe mich vorhin
schon zurückgehalten, als Michael von Abercron
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sich so geäußert hat, als wären Sie der Vater des
Weltnaturerbes. So hat er das dargestellt.

(Christopher Vogt [FDP]: Völliger Unsinn!)

Das ist doch ein Witz. Sie haben sich in das ge-
machte Nest gesetzt und hinterher nur noch die Sa-
chen erledigt, und dann stellen Sie es so dar.

(Beifall des Abgeordneten Olaf Schulze
[SPD])

Da bin ich noch ruhig geblieben. Wo ich nicht mehr
ruhig bleiben kann, ist, wenn Sie mir als Parla-
mentarierin das Recht absprechen wollen, irgend-
etwas zum Regierungshandeln zu sagen. Ich muss
bei Ihren Gesprächen überhaupt nicht anwesend
sein, das interessiert mich gar nicht. Sie als Regie-
rung haben etwas zu tun, und wir als Parlamentarier
kontrollieren das, nicht Sie.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und des Abgeordneten Ulrich
Schippels [DIE LINKE])

Ich habe das Gefühl, manchmal kommt man an-
schließend mit den Rollen nicht so ganz zurecht,
aus welcher Position man etwas sagt.

(Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er hat die Rolle noch gar nicht gefun-
den!)

Bitte unterlassen Sie es in Zukunft, uns als Parla-
ment sagen zu wollen, wozu wir Stellung nehmen
können oder nicht.

(Olaf Schulze [SPD]: Die Rolle hat er verlo-
ren!)

Ich unterhalte mich nach wie vor gern bei einem
Kaffee mit Ihnen draußen darüber, ob das, was Sie
eben gesagt haben, der Wahrheit entspricht.

Legen Sie erst einmal vor, Herr von Callsen - -

(Heiterkeit)

Dass Sie jetzt ausgerechnet etwas dazu sagen! Ich
könnte jetzt das Zitat bringen, was Herr von Boetti-
cher gerade gebracht hat: Waren Sie denn dabei?
Haben Sie es mitbekommen?

(Herlich Marie Todsen-Reese [CDU]: Ich
denke, das soll man nicht tun?)

Offenbar ist es irgendeine vertrauliche Geschichte
gewesen, die wir alle gar nicht wissen sollen!

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das
habe ich schon einmal im Parlament erklärt!)

Sie müssen meinen Redebeitrag einmal richtig zu-
hören. Ich habe in dem Redebeitrag lediglich ange-
fügt, dass das nach Aussage des Wissenschaftli-
chen Dienstes - das entspricht auch unserer Auffas-
sung - im Nationalparkgesetz nicht erlaubt ist. Das
ist meine persönliche Auffassung. Wir werden es
sehen, obwohl die FDP es auch schon weiß. Selbst
das Ministerium kann noch gar keine Bestätigung
geben, ob es so ist. Die lassen es selbst gerade prü-
fen. Sie wissen das offenbar schon. Ich weiß nicht,
woher Sie das wissen.

(Zurufe)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Abgeordnete Redmann, lassen Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. von Boetti-
cher zu?

Sandra Redmann [SPD]:

Nee!

(Heiterkeit und Beifall bei SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Ich erteile jetzt Herrn Abgeordneten Jezewski von
der Fraktion DIE LINKE für einen weiteren Drei-
minutenbeitrag das Wort.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Frau Präsidentin! Nur um einer Le-
gendenbildung vorzubeugen, habe ich, Herr Kolle-
ge von Boetticher, recherchiert, was eigentlich mit
dem Öl der Mittelplate passiert, das den größten
Anteil des in Deutschland geförderten Öls darstellt.
Ich weiß, man soll mit neuen Medien vorsichtig
sein, trotzdem will ich Wikipedia zitieren.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Oh
Gott!)

Danach wurden in Deutschland 2007 insgesamt
109,4 Millionen t Rohöl verbraucht, die bis auf
einen verschwindend kleinen, unmittelbar von der
Industrie genutzten Bruchteil in Höhe von 5 %,
vollständig in 15 Ölraffinerien versorgt, verbraucht,
verarbeitet wurden.

(Peter Lehnert [CDU]: Was denn nun?)

Nur damit einmal klar ist, wie viele Medikamente
aus der Mittelplate stammen.

(Zurufe)
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Sie sehen doch selbst, wozu das in Heide verarbei-
tet wird. Das sehen wir doch.

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Wozu
denn?)

Oder holen die jetzt die Medikamente mit Tanklast-
zügen?

(Dr. Christian von Boetticher [CDU]: Das
verbraucht man doch nicht direkt! - Jens-
Christian Magnussen [CDU]: Butter kommt
auch nicht aus der Kuh! - Heiterkeit und Bei-
fall bei der CDU - Weitere Zurufe)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Meine Damen und Herren, da wir das jetzt auch ge-
klärt haben, darf ich sagen, dass weitere Wortmel-
dungen nicht vorliegen. Ich schließe damit die Be-
ratung.

Vor Eintritt in die Abstimmung schlage ich vor, den
Änderungsantrag, Drucksache 17/1992 (neu), zu ei-
nem selbstständigen Antrag zu erklären, da dieser
sowohl einen Berichts- als auch einen Entschlie-
ßungsteil enthält, über den gesondert abgestimmt
werden kann. - Ich sehe keinen Widerspruch.

Dann stelle ich zunächst fest, dass die Berichtsan-
träge, Drucksachen 17/1954 und 17/1992 (neu)
Nr. 3 durch die Berichterstattung der Landesregie-
rung ihre Erledigung gefunden haben.

Dann ist beantragt worden, den Antrag, Drucksache
17/1992 (neu) Nr. 1 und 2 federführend dem Wirt-
schaftsausschuss und mitberatend dem Umwelt-
und Agrarausschuss zu überweisen. Wer so be-
schließen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das ist mit den
Stimmen von CDU und FDP gegen die Stimmen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LIN-
KE und SSW abgelehnt worden.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Es ist beantragt worden, über den Antrag, Drucksa-
che 17/1992 (neu) Nr. 1 und 2 in der Sache abzu-
stimmen. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. -

(Zurufe)

Haben sich alle jetzt entschieden? Seid ihr euch
jetzt einig, kann ich durchzählen? - Für den Antrag
stimmen die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90,
DIE LINKE und SSW.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Die Grünen!)

- Gern. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

(Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Danke schön!)

Dann bitte ich jetzt um die Gegenprobe! - Das sind
CDU und FDP. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 36 auf:

Kommunale Daseinsvorsorge erhalten, die Än-
derung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes (KrW-/AbfG) stoppen

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE
Drucksache 17/1957 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat die Frau Abgeordnete Marion Sellier von
der SPD-Fraktion.

Marion Sellier [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit
1972, als das erste Abfallgesetz in Deutschland in
Kraft trat, hat die Abfallpolitik viel bewegt. Wurde
der Müll früher einfach auf Deponien abgekippt,
haben wir heute eine hoch technisierte und speziali-
sierte Kreislaufwirtschaft. Innovative Verfahren
und Technologien ermöglichen es, Rohstoffe aus
dem Abfall umfassend und effizient in den Wirt-
schaftskreislauf zurückzubringen. Wir setzen weiter
auf die Reihenfolge: Abfall vermeiden, möglichst
viel Abfall in den Wirtschaftskreislauf zurückbrin-
gen und nur den Restabfall nach entsprechender
Vorbehandlung thermisch verwerten.

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Frau Sellier, könnten Sie bitte etwas dichter an das
Mikrofon herangehen.

Marion Sellier [SPD]:

Ist es so besser? - Wunderbar. Ich will ja auch, dass
Sie mich verstehen.

Meine Damen und Herren, in der Vergangenheit
sind große Erfolge gelungen. Das einfache Abkip-
pen von Müll auf Deponien ist schon längst been-
det. In vielen Bereichen ist bereits eine hohe Wie-
derverwendung von Abfällen im Sinne einer nach-
haltigen ressourceneffizienten Stoffstromwirtschaft
entstanden.

In der Abfallwirtschaft arbeiten heute mehr als
250.000 Menschen bei einem jährlichen Umsatz
von rund 50 Milliarden €. Das damit verbundene
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Geschäft und die Gewinnaussichten locken natür-
lich viele Interessenten an.

Aus Sicht meiner Fraktion erfüllen die kommuna-
len Unternehmen wichtige Infrastrukturaufga-
ben für die Städte und Gemeinden. Sie garantieren
auf sichere, kostengünstige und umweltverträgliche
Weise die Versorgung der Bevölkerung und die
Entsorgung der entstehenden Stoffe. Sie sind die
wichtigsten Bausteine einer kommunalen Daseins-
vorsorge.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

Alle im Gesetzentwurf vorgesehenen Kompro-
missvorschläge helfen den Kommunen nicht wirk-
lich, in der beschriebenen Situation eine uner-
wünschte Parallelsammlung zu unterbinden. „Freie
Fahrt den gewerblichen Wertstoffsammlern“ ist die
Ansage des Gesetzentwurfs. Das ist ein Musterbei-
spiel für den Liberalisierungskurs von CDU und
FDP mit einer Lobby-gesteuerten Rosinenpickerei
für Private zulasten der Allgemeinheit.

Meine Damen und Herren, den angeblich gewollten
fairen Wettbewerb zwischen öffentlichen und
privaten Unternehmen in der Abfallsentsorgung
kann es nicht geben, denn, den Kommunen ver-
bleibt immer die Restverantwortung für die ge-
mischten Siedlungsabfälle. Das heißt, die Kommu-
nen haben nicht die Möglichkeit, sich ihrer Entsor-
gungsaufgabe zu entledigen, sondern sie bleiben
immer weiter zuständig für einen allerdings immer
geringer werdenden Anteil von Abfällen, den Rest-
abfällen.

Man darf jetzt nicht annehmen, dass man bestimm-
te Anreize in ein Gesetz aufnehmen kann und dass
sich dann die Unternehmen gegen den wirtschaftli-
chen Verstand verhalten würden, sondern man
muss dafür sorgen, dass diese Anreize nicht falsch
gesetzt werden. Es wird die Situation entstehen,
dass versucht wird, die Teile der Wertstoffe, die Er-
löse bringen, über gewerbliche Sammlungen zu ent-
sorgen. Diese Erlöse fehlen dann gleichzeitig den
Kommunen, um insgesamt die Gebühren für die
Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen stabil
zu halten.

Aber nicht nur die Gebührenzahler werden durch
diesen Gesetzentwurf belastet, auch die Beschäftig-
ten in den Abfallbetrieben werden in ihren Rech-
ten und Gehältern geschwächt. Die öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger bieten eine gewisse Ga-
rantie dafür, dass auch soziale Kriterien wie gute
Arbeit, angefangen bei den Arbeitsbedingungen bis
hin zur Tarifbindung, ausreichend Geltung finden
können.

(Beifall bei der SPD)

Dies sehe ich leider nicht bei allen privaten Unter-
nehmen im privaten Bereich als gegeben an. Es ist
ein Unterschied, ob ein Müllwerker in einem Kom-
munalbetrieb einen ordentlichen Tariflohn be-
kommt oder in einem privaten Unternehmen für
einen weit geringeren Lohn arbeiten muss und dann
zusätzlich bei der ARGE eine Aufstockung beantra-
gen muss.

Nach unserer festen Überzeugung und dem Prinzip
der Daseinsvorsorge folgend, gehört der komplette
Hausmüll einschließlich seiner wertvollen Anteile
in die Hände der öffentlich-rechtlichen Entsorger.

(Beifall bei SPD und der LINKEN)

Mit dem neuen Gesetz entstehen Gefahren und Un-
wägbarkeiten für die öffentlich-rechtlichen Entsor-
ger bezüglich Zuständigkeiten und Abfallgebühren.
Daran ändern auch die in letzter Minute einge-
brachten Kompromissvorschläge zur Beschränkung
gewerblicher Sammlungen, die nur in Teilen in die
richtige Richtung gehen, nichts. Die substantiellen
Regelungen zulasten der Kommunen und der Be-
schäftigten bleiben erhalten. Aus ökologischer
Sicht reicht es auch nicht, das Wort „Abfallvermei-
dung“ aufzunehmen. Die Abfallvermeidung muss
gestärkt werden.

Die Landesregierung wird gebeten, diesen gesell-
schaftlich und ökologisch nicht ausreichenden Ge-
setzesentwurf im Bundesrat abzulehnen, da er wei-
terhin verbesserungsbedürftig ist.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Vizepräsidentin Anita Klahn:

Vielen Dank. - Ich erteile das Wort der Frau Abge-
ordneten Barbara Ostmeier für die CDU-Fraktion.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich stelle fest, dass das ein Thema ist, das heute
einmal ausgerechnet uns Frauen überlassen wird.
Das hätte ich gar nicht erwartet. Aber ich nehme
die Herausforderung wie meine Kollegin natürlich
gern an.

Der Antrag „Kommunale Daseinsvorsorge erhalten,
die Änderung des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes stoppen“ ist ein Beitrag, der uns heute vor-
liegt, weil sich die Bundesratsentscheidung so
ziemlich auf der Zielgeraden befindet. Ich stelle
fest, dass wir uns in vielen Punkten auch einig sind.
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Durch die nunmehr vorgenommene gesetzliche
Verankerung der drei Kerngebote der Abfallwirt-
schaft Vermeidung, Verwertung und Recycling
wurden die hohen deutschen Umwelt- und Entsor-
gungsstandards konsequent fortentwickelt, und
dies mit einem klar definierten Zeitrahmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau dies - das
ist ja auch anerkannt worden - ist der Kernbereich
der Novellierung. Aus umweltpolitischer Sicht be-
grüße ich es sehr, dass hier überwiegend Konsens
besteht. Das spiegelt sich nicht zuletzt im heute
vorliegenden Antrag von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN wieder, der sich allein auf den
Teilaspekt der Abgrenzung kommunaler und priva-
ter Zuständigkeiten bei der Hausmüllentsorgung be-
zieht.

Auch wenn ich am Ende Ihre Schlussfolgerungen
nicht teile, so halte ich es für richtig und notwendig,
dass wir uns heute mit dieser Problematik kritisch
auseinandersetzen. Denn die Zulassung gewerbli-
cher Sammlungen im Verantwortungsbereich öf-
fentlich-rechtlicher Entsorgungsträger ist eine Ver-
änderung, die unsere Kommunen zweifelsohne vor
große Herausforderungen stellen wird und in dem
einen oder anderen Fall auch ein Umdenken erfor-
dert.

Auch ich teile Ihr Anliegen insoweit, als wir es un-
seren Kommunen schuldig sind, den auf Bundes-
ebene erreichten Kompromiss - wohlgemerkt mit
Einbindung der Vertreter der Spitzenverbände - zu
hinterfragen und Position zu beziehen.

In Zeiten, in denen wir völlig zu Recht über unver-
hältnismäßige Fiskalschulden und Haushaltskonso-
lidierung reden, muss auch das neue Abfallwirt-
schaftsgesetz Rahmenbedingungen schaffen, die
diesem Anspruch gerecht werden, Rahmenbedin-
gungen für eine immer bedeutender werdende Wirt-
schaftsbranche.

Es ist unsere Verantwortung, unseren Kommunen,
die sich - wie dargestellt - dieser Entsorgungsver-
antwortung über Jahrzehnte ökologisch und öko-
nomisch zuverlässig und bürgernah angenommen
haben, faire Bedingungen zu sichern.

An dieser Stelle unterscheidet sich die Position der
CDU von den hier von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN vorgelegten Vorstellung. Die Schaffung
eines fairen Interessenausgleichs bedeutet nicht
die Garantie kommunaler Strukturen. Darum ist es
gut, dass das neue Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetz den kommunalen Entsorgungsträgern für die
Hausmüllentsorgung weiterhin eine Vorrangpositi-
on einräumt.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Gewerbliche Sammlungen sind nur dort zugelassen,
wo sie die verantwortungsvolle öffentlich-rechtli-
che Entsorgung nicht gefährden.

Im Gegensatz zur skeptischen Haltung von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bin ich über-
zeugt, dass es in Schleswig-Holstein gute Beispiele
gibt, wo öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger die
private Konkurrenz nicht fürchten müssen.

(Beifall bei der CDU)

Ich teile auch nicht die pauschale Einstellung,
Wettbewerb vernichte per se automatisch Arbeits-
plätze. Ich teile auch nicht die Meinung, dass ge-
werbliche Sammlungen per se schlechter sind als
das, was öffentlich-rechtliche Entsorger heute tun.

(Beifall bei CDU und FDP)

Ein Kompromiss ist ein Kompromiss, weil es an
der einen oder anderen Stelle eben nicht den golde-
nen Mittelweg gab. Ich möchte meine Zweifel an
dieser Stelle nicht verhehlen, ob die im Gesetzent-
wurf aufgenommene „Gleichwertigkeitsprüfung“
dem Anspruch gerecht wird, in Konkurrenzsituatio-
nen Rechtssicherheit durch klare Vorgaben herbei-
zuführen. Hier hätte ich mir eindeutig mehr Klar-
heit gewünscht. Die Folgen müssen wir beobach-
ten, und wir müssen gegebenenfalls reagieren.

Da ich im Übrigen aber überzeugt bin, dass der
überwiegende Teil unserer Kommunen in Schles-
wig-Holstein längst auf dem Weg ist, Bürgernähe
und Wirtschaftlichkeit miteinander zu vereinba-
ren, ist die vorliegende Novelle des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes als Kompromiss noch
verbesserungsfähig, aber im Ganzen ein guter
Kompromiss, den wir nach unserer Auffassung un-
terstützen können und nicht stoppen dürfen.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich dem
Herrn Abgeordneten Carsten-Peter Brodersen.

Carsten-Peter Brodersen [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Novellierung des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes beschäftigt die Bundes-
politik, die Länder und die Kommunen seit gerau-
mer Zeit. Als Kommunalpolitiker kann ich Ihnen
sagen, dass die erste Vorlage bei mir wie auch bei
dem Gemeindetag, dem Städtetag und dem VKU
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auf Unverständnis gestoßen ist. Dieser ersten No-
vellierung hätte ich nicht zustimmen können. Die-
ser Novellierung hätte Schleswig-Holstein nicht zu-
stimmen dürfen.

Nun liegt eine überarbeitete Version mit gravieren-
den Veränderungen vor, sodass nun auch die Kom-
munalverbände dem zustimmen.

(Zuruf)

- Tun sie doch! - Mit der heutigen Vorlage der No-
vellierung ist es gelungen, die Bedenken der
Kommunalverbände ernst zu nehmen und zusam-
men zu Lösungen zu kommen. Wir wollen das Ge-
setz beileibe nicht in den Himmel loben. Es ist aber
ein guter Kompromiss, der sowohl von uns und den
Kommunalverbänden mitgetragen wird, als auch
den EU-Vorgaben entspricht.

Beim Thema gewerbliche Sammlungen, einem
der Hauptkritikpunkte der Kommunen, ist es gelun-
gen, einen fairen Ausgleich zwischen privaten Un-
ternehmen und der öffentlichen Hand zu erzielen.
Die Kommunen haben als öffentlich-rechtlicher
Entsorgungsträger die Verantwortung für die Ent-
sorgung aus privaten Haushalten. Aber die Entsor-
gung von Abfällen bleibt generell dem Wettbewerb
geöffnet.

Meine Damen und Herren, wir sehen in diesem
Entwurf Chancen, denn neben der Daseinsvorsor-
ge ist auch ein fairer Wettbewerb möglich. In die-
sem Wettbewerb unterliegen private Unternehmen,
die gewerbliche Sammlungen durchführen, klaren
Anforderungen. Diese Anforderungen sind der
Grund dafür, dass die Kommunalverbände diese
Novellierung akzeptieren.

Wenn sich schon der BDI über zu große Vorteile
für die Gemeinden gegenüber den privaten Anbie-
tern echauffiert, kann man bei diesem Gesetzent-
wurf wohl kaum von der totalen Liberalisierung
der Abfallwirtschaft sprechen. Die reine Willkür,
die Ihr Antrag darstellt, ist absolut realitätsfern.
Vielleicht hilft es, an dieser Stelle den Gesetzent-
wurf richtig zu lesen und mit etwas Hintergrund-
wissen zu vertiefen.

Die Auflagen an die privaten Betriebe sind konkret.
Planungssicherheit und Organisationsfähigkeit der
Kommunen dürfen nicht beeinträchtigt werden. Ge-
werbliche Sammler müssen die beabsichtigte Auf-
nahme ihrer Tätigkeit drei Monate vorher ankündi-
gen. Sie unterliegen einer Mindestsammeldauer
von drei Jahren. Kommunen erhalten Ersatzan-
sprüche gegen den gewerblichen Sammler für den
Fall, dass dieser seine Sammlung vor dem behörd-

lich festgelegten Zeitpunkt einstellt oder Ziele nur
mangelhaft erreicht.

Die Möglichkeit für private Unternehmen, tätig zu
werden, besteht zusätzlich nur dann, wenn die
Kommunen keine eigene hochwertige Sammlung
gewährleisten können. Die vorliegende Regelung
gewährleistet darüber hinaus, dass die neue Rege-
lung klar und EU-rechtskonform ist und beiden Sei-
ten Rechtssicherheit garantiert, die Entsorgung für
die Bürgerinnen und Bürger sicher und bezahlbar
bleibt, hochwertige und kommunale Entsorgungs-
strukturen erhalten bleiben, und es ausdrücklich
kein Rosinenpicken durch gewerbliche Sammler
gibt, Wettbewerb und Innovation dort entstehen
können, wo Kommunen nicht tätig werden wollen
oder können. Dies ist im Interesse der Bürger und
ganz besonders im Interesse der Umwelt, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

Ein weiterer Aspekt ist die zusätzliche Wiederver-
wertung von Müll. Mit der Novellierung haben
wir etwas für die Umwelt erreicht. Das geht jetzt
speziell an die Grünen: Wir wollen, dass manche
Dinge gar nicht erst auf dem Müll landen. Wir wol-
len durch Wertstofftonnen erreichen, dass
deutschlandweit - die Zahl stammt vom Umwelt-
bundesamt - 600.000 t weniger verbrannt werden.
Dies betrifft öffentlich-rechtliche und private Un-
ternehmen. Diese 600.000 t können zusätzlich recy-
celt werden. Das wollen Sie nicht. Warum das so
ist, vermag ich nicht zu sagen.

Alle Umweltverbände sind sich einig, dass uns die-
ses Gesetz im Bereich der Nachhaltigkeit und Um-
welt nach vorne bringt. Die Grünen sind dagegen -
wieder einmal!

Meine Damen und Herren, ich kann die Schwarz-
malerei in dem hier vorliegenden Antrag von SPD
und Grünen beileibe nicht nachvollziehen. Ebenso
sage ich im Namen der FDP-Fraktion ganz deut-
lich, dass wir dafür plädieren, dem Gesetzentwurf,
wie er aktuell auf Bundesebene vorliegt, aus schles-
wig-holsteinischer Sicht zuzustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Ein Vermittlungsverfahren ist aus unserer Sicht
nicht notwendig. Wir empfehlen der Landesregie-
rung, diesem Gesetz im Bundesrat zuzustimmen.

(Glocke des Präsidenten)

Daher werden wir Ihren Antrag heute in der Sache
ablehnen.

(Beifall bei FDP und CDU)

5572 Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011

(Carsten-Peter Brodersen)



Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN erteile ich der Frau Kollegin Marlies
Fritzen.

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herzlichen Dank, Herr Präsident! Herr Kollege
Brodersen, wir sind nicht dagegen, sondern wir sind
dafür, es besser zu machen. Sie sprechen gerade die
Wiederverwertung an. Wir haben immer gesagt,
wir sind für die Wertstofftonne. Dafür, dass die
nun ausgerechnet gelb sein muss, kann ich nichts.
Die Sachen, die da reinkommen, sollen eigentlich
wiederverwertet werden. Mal sehen, wie wir damit
umgehen.

Wir brauchen - das sage ich auch - eine Novellie-
rung des Abfallrechtes. Diese ist nicht nur formal-
rechtlich notwendig. Sie hätte im Übrigen schon
Ende 2010 fertig sein müssen. So ganz leicht, wie
Sie das hier darstellen, haben Sie sich damit offen-
sichtlich nicht getan. Wir brauchen sie also nicht
nur, um die EU-Abfallrahmenrichtlinie umzuset-
zen, sondern auch, um Aspekte des Klima- und
Ressourcenschutzes stärker zu integrieren.

Kreislaufwirtschaft ist ein schönes Wort. Aber es
beschreibt leider noch lange nicht die Realität, in
der wir leben. Wir müssen weg von der Wegwerf-
und Einweggesellschaft, und wir brauchen ein in-
telligenteres Ressourcenmanagement. Dazu ge-
hört Wiederverwertung, aber auch Abfallvermei-
dung.

Bislang hatte Deutschland in der Europäischen Uni-
on bei der Organisation der Abfallwirtschaft und
Wiederverwertung von Abfällen eine Vorreiter-
rolle. Mit dem Entwurf, den die Bundesregierung
zur Novellierung des Abfallrechtes vorgelegt hat,
wird sie dieser Rolle nicht gerecht. Die notwendige
Umsetzung dieser Richtlinie erfolgt auf allernied-
rigstem Niveau, in vielen Bereichen bedeutet das
neue Gesetz eine Anpassung nach unten, an den
EU-Durchschnitt.

Garant für das weltweit anerkannte Niveau der
Vollentsorgung und Wiederverwertung in Deutsch-
land war bislang die kommunale Struktur der Ent-
sorgung der häuslichen Abfälle, und zwar flächen-
deckend, aus einer Hand und getragen vom Solida-
ritätsprinzip. Abfallentsorgung ist - so steht es im
Gesetz - Teil der kommunalen Daseinsversor-
gung, und nur als solcher gewährleistet er im länd-
lichen Raum wie in Ballungsgebieten eine flächen-
deckende Abfallentsorgung auf hohem Qualitäts-

standard bei ausgeglichenen Gebührenstrukturen.
Auch darum geht es.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN und SSW)

Der ursprüngliche Entwurf der Bundesregierung
war nichts anderes als die Aufweichung genau die-
ser Prinzipien. Private Unternehmen sollten sich die
wertvollsten Abfallfraktionen sichern können.
Völlig zu Recht - völlig zu Recht! - wurde dies zwi-
schen den Ländern kontrovers diskutiert und von
den Kommunen als Träger der Daseinsvorsorge ab-
gelehnt.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie der Abgeordneten Heinz-Werner Je-
zewski [DIE LINKE] und Lars Harms
[SSW])

Präsident Torsten Geerdts:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Ostmeier?

Marlies Fritzen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Bitte schön.

Barbara Ostmeier [CDU]: Ich möchte noch
einmal auf das zurückkommen, was Sie eben
sagten. Können Sie mir ganz konkret sagen,
wo sich dieses Gesetz von dem Grundsatz
der Daseinsvorsorge verabschiedet?

- Sie haben vorhin in Ihrem Redebeitrag selbst auf
die Unzulänglichkeiten hingewiesen. Insofern gehe
ich davon aus, dass Sie selber wissen, wo das steht.
Das Prinzip, um das es geht und das lange umstrit-
ten war, war die Frage, ob sozusagen alle Fraktio-
nen bei den kommunalen Entsorgern bleiben oder
ob dieser Markt aufgemacht wird und in welcher
Form er aufgemacht wird. Wir haben dann - anders,
als Sie es selber sagen - mit dem jetzt vorliegenden
Kompromiss kein Ende der Rosinenpickerei, son-
dern wir halten das weiter aufrecht. Tun Sie nicht
so, als wüssten Sie das nicht. Das ist übrigens auch
der Grund dafür, dass die kommunalen Verbände in
Schleswig-Holstein diesem vermeintlichen Kom-
promiss, der aus meiner Sicht ein fauler ist, nicht
zustimmen. Das liegt an genau diesem Aspekt.

Frau Ostmeier, Sie haben von Herausforderung ge-
sprochen. Vielleicht darf ich das auch einmal auf-
greifen. Es ist so, dass wir es im Abfallbereich im-
mer wieder mit Euphemismen zu tun haben. So sa-
gen wir beispielsweise nicht Müllkippe sondern
Entsorgungspark. An dieser Stelle zu sagen, das sei
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eine Herausforderung für die Kommunen, ist so et-
was, was die FDP Deregulierung nennen würde.
Das heißt, das ist keine Herausforderung, sondern
in Wirklichkeit ist das eine Sozialisierung der Risi-
ken und eine Privatisierung der Gewinne. Das leh-
nen wir ab.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN)

Es geht konkret darum - und das befürchten die
Kommunen auch nach diesem Kompromiss -, dass
überwiegend finanzstarke, überregional aufgestellte
Unternehmen aus der Entsorgungsbranche - auch
da wissen wir natürlich, wer das ist: Remondis &
Co. - von der Möglichkeit Gebrauch machen wer-
den, ein „höherwertiges Angebot“ - so steht es da -
zu machen. Sie werden sich dann natürlich trotz-
dem die Rosinen herauspicken. Unternehmen haben
eben keine Verpflichtung zur flächendeckenden
Versorgung - das haben wir eben auch schon ge-
hört. Unternehmen haben das Ziel, Gewinne zu ma-
chen. Das ist aus Sicht des Unternehmens auch
vollkommen in Ordnung.

Das bestehende System der Abfallentsorgung ist
aus grüner Sicht durchaus verbesserungswürdig.
Ein viel zu großer Anteil verwertbarer Stoffe landet
heute immer noch auf Deponien oder in der Ver-
brennung. Das System muss weiterentwickelt wer-
den, aber es muss sich auch weiter am Gemein-
wohlprinzip orientieren und nicht am Prinzip der
Gewinnmaximierung. Aus diesem Grund sind wir
der Überzeugung, dass die Zuständigkeit für die
Abfallentsorgung zentral in öffentlich-rechtlicher
Hand bleiben sollte. Es ist schon darauf hingewie-
sen worden: Die Kommunen wollen einen Ver-
mittlungsausschuss. Ich kann die Landesregierung
nur noch einmal auffordern: Stimmen Sie unserem
Antrag zu und setzen Sie sich dafür ein, dass es die-
sen Vermittlungsausschuss geben wird, damit man
im Sinne von Frau Ostmeier und mir noch Verbes-
serungen durchsetzt!

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
der LINKEN, SSW und des Abgeordneten
Dr. Kai Dolgner [SPD])

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
Herrn Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Kolleginnen Sellier und Fritzen haben das so gut

vorbereitet, dass ich mich auf einige Seitenaspekte
des Themas beschränken kann.

Ich glaube nämlich, wir sprechen hier hauptsächlich
über eine ansteckende Krankheit, die vor allem
schwarz-gelbe Regierungen befällt. Sie heißt: Bera-
tungsresistenz.

Bereits im Mai dieses Jahres hat der Bundesrat
nämlich mit überwältigender Mehrheit einen Ge-
setzentwurf der Bundesregierung zum Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz - ich habe dafür auch
lange üben müssen, Herr Brodersen - zurückgewie-
sen. Er hat dies übrigens mit guten Argumenten ge-
tan. Im August legte daraufhin die Bundesregierung
den Gesetzentwurf nahezu unverändert - eher noch
verschlechtert - erneut vor. Und so etwas nennt man
Beratungsresistenz.

Wir reden hier auch über ein Verfassungsproblem.
Vielleicht kennt jemand innerhalb der Bundesregie-
rung Teile des Grundgesetzes. Den Artikel 28
Abs. 2 Grundgesetz kennt dort offensichtlich nie-
mand. Da heißt es nämlich:

„Den Gemeinden muss das Recht gewähr-
leistet sein, alle Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze
in eigener Verantwortung zu regeln.“

Wenn Sie mir einen kleinen Exkurs für das Proto-
koll erlauben, dann möchte ich gern dem hier gera-
de abwesenden Innenminister empfehlen, den Arti-
kel noch ein bisschen weiter zu lesen. Dort findet
sich auch der Halbsatz:

„Die Gewährleistung der Selbstverwaltung
umfasst auch die Grundlagen der finanziellen
Eigenverantwortung ...“

Im Kern geht es darum, dass die Bundesregierung
den Kommunen die Möglichkeit geben will, die
Entsorgung minderwertigen Mülls, zu der sie
verpflichtet sind, durch die Entsorgung werthalti-
gen Mülls zu subventionieren, um so die Gebühren
für die Müllentsorgung niedrig zu halten. In diesem
Punkt, Frau Kollegin Ostmeier, treffen wir uns.
Wenn diejenigen, die in Zukunft den werthaltigen
Müll zugeschustert bekommen, dann auch den
wertlosen Müll entsorgen müssen, zu den gleichen
Gebühren, zu denen das bisher die Kommunen ge-
tan haben, dann könnten wir uns treffen.

Den werthaltigen Müll aber sollen private Entsor-
gungsunternehmen - ganz gleich, ob mittelstän-
disch oder mittlerweile fast nur noch als Konzern
organisiert - zugeschustert bekommen. Die Zeche
dafür zahlen nicht etwa die Kommunen, sondern
die Einwohnerinnen und Einwohner, die für die
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Entsorgung des restlichen, des wertlosen Mülls hö-
here Gebühren zahlen müssen. Ich habe lange über
die Motivation, die Entsorgung von lukrativem
Müll den Kommunen wegzunehmen und den Priva-
ten zu überlassen, nachgedacht. Ich bin auf keine
richtige Lösung gekommen. Aber vielleicht habe
ich wieder mithilfe der modernen Medien zumin-
dest einen Hinweis gefunden. Wenn man nämlich
in die Internetsuchmaschine Google die Stichworte
„Korruption“ und „Müllentsorgung“ eingibt, dann
erhält man innerhalb von 0,25 Sekunden 3.990.000
Suchergebnisse. Ich habe mir gedacht, das muss
man vergleichen, und habe deshalb die Suchkombi-
nation „Anstand“ und „Politik“ eingegeben. Da fin-
det Google leider nur 637.000 Ergebnisse, etwa ein
Sechstel.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und was sagt uns
das jetzt?)

- Das könnte ein Hinweis darauf sein, woran das
liegt.

Was tun, ist jetzt also die Frage. DIE LINKE
glaubt, der gemeinsame Antrag von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE spricht für
sich. Stünden nicht unsere Fraktionen darunter,
würde ihnen wohl jedes Gemeinderatsmitglied -
auch die von CDU und FDP - im Land unterzeich-
nen können und wollen.

(Beifall des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Mein Appell geht an Sie, Herr Ministerpräsident:
Machen Sie Ihr Kreuz gerade, gehen Sie zur näch-
sten Bundesratssitzung und zeigen Sie, dass Ihnen
die Interessen der Menschen in Schleswig-Holstein
wichtig sind und nicht das, was die Regierungsko-
alition hier jetzt gleich abstimmen wird. Lassen Sie
sich nicht wieder Ihre Stimme in der Ländervertre-
tung für eine Handvoll Linsen abkaufen, die Sie
dann ohnehin nicht bekommen würden.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die SSW-Fraktion erteile ich Herrn
Abgeordneten Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ziel einer modernen Abfallwirtschaft ist
die Abfallvermeidung, die Wiederverwertung
und das Recyceln von Abfall. Dieses Ziel hat sich
auch die Bundesregierung mit ihrem Entwurf für

ein Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz gesteckt.
Demnach plant die Bundesregierung, 65 % der
Siedlungsabfälle wiederzuverwerten oder zu recy-
celn, für Bauschutt sogar 70 %. Das ist angesichts
älterer Zahlen aus den 90er-Jahren eine Verdopp-
lung. Diesbezüglich erfüllt der Gesetzentwurf
durchaus moderne Anforderungen. Ab 2015 plant
der Gesetzgeber, Bioabfälle, Papier, Metalle,
Kunststoffe und Glas zu trennen. Es ist vorgesehen,
eine sogenannte Wertstofftonne einzuführen, um
diese Materialien wiederzuverwerten oder zu recy-
celn. Ich glaube, bis hierhin kann der Bürger dem
Gesetzgeber folgen. Denn auch in der Bevölkerung
ist das Bewusstsein für einen sparsamen Umgang
mit Rohstoffen gestiegen. Und das ist gut so.

Doch der Schuss geht in dem Moment nach hinten
los, in dem der Bürger im Gegenzug mit höheren
Abfallgebühren belastet wird. Und genau hier liegt
die Gefahr. Abfallexperten befürchten, dass es zu
einer Gebührenerhöhung kommen wird, wenn der
Müllmarkt für private Anbieter geöffnet wird. Ich
brauche keine Glaskugel, um heute vorherzusagen,
was dann passieren wird. Es wird das eintreten,
dass die privaten Entsorger sich die lukrativen Ab-
fälle untereinander aufteilen und die öffentliche
Hand auf den kostenintensiveren Fraktionen sitzen-
bleibt. Denn die kommunalen Unternehmen sind
weiterhin verpflichtet, den Müll zu entsorgen. Mit
der Öffnung des Müllmarktes für private Anbieter
wird den kommunalen Abfallentsorgungsunterneh-
men die Möglichkeit genommen, aber auch den pri-
vaten Entsorgungsunternehmen, die für diese kom-
munalen Unternehmen tätig sind, mit dem entspre-
chenden Müll Geld zu verdienen. Das ist Geld, das
sie brauchen, um die kostenintensiven Fraktionen
auszugleichen. Diese Quelle wird aber mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf für die kommunalen
Entsorger versiegen.

Das ist also wieder ein Beispiel dafür, dass Gewin-
ne privatisiert werden und Verluste sozialisiert wer-
den. Dies ist eine Lösung, die zulasten der Gebüh-
renzahler geht. Das kann so nicht gewollt sein.

Dies hat nichts mit einem fairen Ausgleich zwi-
schen den Interessen der kommunalen und der pri-
vaten Entsorgungsunternehmen zu tun, wie es
Minister Röttgen formuliert. Es kann nicht darum
gehen, der privaten Wirtschaft in allen öffentlichen
Bereichen einen Zugang zu verschaffen. Daseins-
vorsorge ist eine öffentliche Aufgabe und kein
Markt, der liberalisiert werden muss. Im Übrigen
möchte ich noch hinzufügen, dass unsere öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsunternehmen priva-
te Unternehmen dafür nutzen, diese Tätigkeiten, die

Schleswig-Holsteinischer Landtag (17. WP) - 64. Sitzung - Freitag, 18. November 2011 5575

(Heinz-Werner Jezewski)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2909&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG


dort zu verrichten sind, auch ausführen zu lassen.
Wenn man so will, ist die Infrastruktur öffentlich,
aber der, der das betreibt, ist auch durchaus heute
schon privat.

Wenn wir das Gesetz ablehnen, handeln wir nicht
gegen private Unternehmen. Wir wollen alles so
weitermachen wie bisher, wir wollen aber nicht,
dass lukrative Bereiche ausschließlich den Privaten
zur Verfügung gestellt werden, sondern Daseins-
vorsorge soll insgesamt in öffentlicher Hand blei-
ben.

(Beifall bei SSW und der LINKEN)

Der Druck auf die Politik vonseiten der privatwirt-
schaftlichen Akteure der Abfallentsorgung ist
derzeit immens groß. Man geht davon aus, dass der
Markt bundesweit ein Volumen von rund 10 Milli-
arden € hat, eine Größe, die Begehrlichkeiten
schafft. Daher geht es darum, die ausgewogenen
Daseinsinteressen gegenüber rein wirtschaftlichen
Interessen zu verteidigen. Wenn Schwarz-Gelb die-
ses Gesetz so umsetzt, ist das wieder einmal ein
Zeichen von Klientelpolitik.

Natürlich müssen kommunale Anbieter an wirt-
schaftlichen Kriterien gemessen werden, und das
werden sie auch. Aber Wirtschaftlichkeit darf bei
der Daseinsvorsorge nicht das einzige Kriterium
sein, das herangezogen wird. Es muss darum gehen,
die Daseinsvorsorge so zu sichern, dass der Bürger
mit den geringsten Belastungen das Maximale her-
ausbekommt. Daher lautet die Forderung an die
Koalition: Verhindern Sie dieses Gesetz, denn es
richtet sich gegen die Interessen der Bürgerinnen
und Bürger, für die wir hier gewählt worden sind!

(Beifall bei SSW, der LINKEN und des Ab-
geordneten Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem Dreiminutenbeitrag gebe ich Herrn Kol-
legen Dr. Michael von Abercron das Wort.

Dr. Michael von Abercron [CDU]:

Verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich möchte vier Punke klarstellen.

Erstens. Im Gesetz gibt es keine Verpflichtung da-
zu, einem Privaten diese Aufgabe zu übertragen.

Zweitens. Die Müllentsorgung bleibt auch in die-
sem Gesetz eine Aufgabe der Daseinsvorsorge. Das
wird durch die Regelungen nicht durchbrochen.

Drittens. Private Unternehmen - Gott sei Dank ist
das eben schon von meinem Vorredner angespro-
chen worden - sind schon heute tätig, zum Wohle
der Gemeinden, auch in Schleswig-Holstein. Wenn
hier private Unternehmen - das hatten wir gestern
schon einmal - mit dubiosen Machenschaften in
Verbindung gebracht oder unter Generalverdacht
gestellt werden, weise ich das mit Nachdruck zu-
rück. Das ist unerhört.

(Beifall bei CDU und FDP)

Viertens. Es gibt sicherlich ein Problem bei diesem
Gesetz - darüber muss man offen reden -, das ist die
Frage, wie der Nachweis erbracht werden soll, dass
ein Privater es genauso billig machen kann wie die
öffentliche Hand oder umgekehrt. Das bedeutet na-
türlich einen erheblichen Aufwand. Es wird nicht
einfach sein, dafür Regeln zu erstellen. An der Stel-
le sehe ich ein gewisses Problem. Wir müssen in
der Praxis einmal durchleuchten, ob das tatsächlich
vernünftig ist. Möglicherweise muss da ein
bisschen nachgebessert werden.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die Landesregierung erteile ich der Ministerin
für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume,
Frau Dr. Juliane Rumpf, das Wort.

Dr. Juliane Rumpf, Ministerin für Landwirtschaft,
Umwelt und ländliche Räume:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Novelle für das neue
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz steht kurz
vor ihrer endgültigen Verabschiedung. Sie ist für
die Umsetzung der europäischen Abfallrahmen-
richtlinie in deutsches Recht erforderlich. Gleich-
zeitig wird aber auch das bestehende Abfallrecht
ökologisch fortentwickelt. So wird die Novelle
durch eine Stärkung der Abfallvermeidung und
des Recyclings von Abfällen eine nachhaltige Ver-
besserung der Ressourceneffizienz mit sich brin-
gen. Dies ist nicht nur umweltpolitisch wünschens-
wert, sondern stellt auch wirtschaftspolitisch die
richtigen Weichen gerade für ein so rohstoffarmes
Industrieland wie Deutschland.

Die Landesregierung, die das Gesetzesvorhaben
von Anfang an konstruktiv-kritisch begleitet hat,
begüßt daher grundsätzlich den vorliegenden Ge-
setzentwurf, wie er jüngst vom Deutschen Bundes-
tag beschlossen und zur endgültigen Zustimmung
dem Bundesrat übermittelt wurde.
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Meine Damen und Herren, um es vorweg zu sagen:
Ich bedaure sehr, dass im Laufe des Verfahrens im-
mer wieder ein Aspekt in den Vordergrund getreten
ist, der mit den von mir gerade genannten Zielen
der Novelle eigentlich wenig zu tun hat und der den
Blick für die begrüßenswerten umweltpolitischen
Neuerungen unnötig verstellt hat. Das ist die Dis-
kussion um die Aufgabenverteilung zwischen kom-
munaler Entsorgungsverantwortung für den pri-
vaten Hausmüll und dem privatwirtschaftlichen
Engagement in diesem Bereich, womit wir uns
auch heute beschäftigen. Die Frage lautet: In wel-
chem Umfang soll den öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgern - das sind in Schleswig-Holstein
die Kreise und kreisfreien Städte - bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben im Rahmen der Daseinsvorsorge
Konkurrenz durch private gewerbliche Sammlun-
gen gestattet werden.

Der Regierungsentwurf wollte hier das Tor sehr
weit aufmachen, hatte dabei aber offenbar nicht
ausreichend im Blick, welche Auswirkungen eine
solch weitgehende unbegrenzte “Rosinenpickerei”
auf die kommunale Abfallwirtschaft und nicht zu-
letzt auf die Gebührenrechnungen unserer Bürge-
rinnen und Bürger haben kann. Die kommunalen
Landesverbände und der Bundesrat haben daher zu
Recht den Gesetzentwurf gerade an dieser Stelle
kritisiert.

Die Diskussion darüber hat in den Beratungen des
Bundestags alle anderen Aspekte überstrahlt. Nach
intensiven Beratungen ist an dieser Stelle nun ein
Kompromiss entwickelt worden, den ich im Kern
ausdrücklich unterstütze und den auch die kommu-
nalen Landesverbände auf Bundesebene gelobt ha-
ben. Dieser sieht vor, dass die Kommunen für die
Hausmüllentsorgung einschließlich ihrer werthal-
tigen Abfälle wie beispielsweise Altpapier umfas-
send verantwortlich bleiben. Gewerbliche Samm-
lungen sind insbesondere im Fall einer vorhande-
nen kommunalen haushaltsnahen oder sonst hoch-
wertigen getrennten Erfassung und Verwertung der
Abfälle nicht zulässig.

Meine Damen und Herren, auch ich möchte nicht
verhehlen, dass dieser ausgewogene Kompromiss
an einer Stelle eine offene Flanke aufweisen kann.
Das gerade aufgezeigte Primat der kommunalen
Sammlung gilt nämlich dann nicht, wenn der priva-
te Sammler unter dem Stichwort Gleichwertigkeit
seine Leistungen besser erbringt, auch wenn es nur
geringfügig besser ist. Hier rechne ich im Vollzug
mit Unsicherheiten; Gerichtsverfahren scheinen mir
hier vorprogrammiert.

Gleichwohl besteht in der Landesregierung Einver-
nehmen, diesem umfangreichen Gesetzespaket in
der nächsten Woche im Bundesrat zuzustimmen,
damit das neue Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz endlich in Kraft treten kann. Nach langen De-
batten brauchen wir jetzt endlich Klarheit und
Rechtssicherheit, zumindest im Hinblick auf die
Anforderungen der Abfallrahmenrichtlinie. Ein
Vertragsverletzungsverfahren können und wollen
wir nicht riskieren.

Ein Kompromiss ist dadurch gekennzeichnet, dass
alle Seiten ein Stück weit nachgeben. In der jetzi-
gen Situation hält die Landesregierung es daher für
nicht vertretbar und nicht verantwortbar, sich we-
gen der genannen Nuancierung auf den unsicheren
Weg eines Vermittlungsverfahrens zu begeben und
damit möglicherweise die gesamte Novelle zu ge-
fährden.

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle unter-
scheiden wir uns klar von der Opposition, sowohl
auf Bundesebene als auch im Landtag. Ich verstehe
die Zielsetzung Ihres Antrags so, dass Sie gewerbli-
che Sammlungen nicht zulassen wollen. Dieses
wettbewerbsfeindliche Ansinnen, das übrigens auch
europarechtlich nicht unproblematisch sein dürfte,
lehnt die Landesregierung ab.

Ich hoffe, dass in den jetzt anstehenden Schlussbe-
ratungen des Bundesrats der vom Bundestag erar-
beitete Kompromiss von der Mehrheit gewürdigt
wird, damit das neue Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz, das für die Abfallwirtschaft einen spür-
baren ökologischen Fortschritt bringen wird, noch
in diesem Jahr in Kraft treten kann.

(Beifall bei CDU und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, über
den Antrag, Drucksache 17/1957 (neu), in der Sa-
che abzustimmen. Wer diesem Antrag zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der
Antrag, Drucksache 17/1957 (neu), mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU und FDP gegen die
Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und SSW abge-
lehnt. Damit schließe ich diesen Tagesordnungs-
punkt.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 47 A auf:
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Konsequenzen aus den Erkenntnissen über das
Rechtsextremen-Trio aus Thüringen

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Drucksache 17/2000

Änderungsantrag der Fraktion der SPD
Drucksache 17/2001

Konsequenzen aus den Erkenntnissen über eine
rechte Terrorgruppe

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/2012

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Bevor wir nach der Rede des In-
nenministers in die Debatte einsteigen, weise ich
darauf hin, dass ich nach Rücksprache mit den
Fraktionen der Auffassung bin, dass wir die Rede-
zeiten an dieser Stelle flexibel handhaben sollten,
damit wir angemessen auf das reagieren können,
was uns der Minister mitzuteilen hat. - Ich erteile
jetzt für die Landesregierung Herrn Innenminister
Klaus Schlie das Wort.

Klaus Schlie, Innenminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen! Die mutmaßlichen Angehörigen der
nun im Mittelpunkt stehenden Terrorgruppe gehör-
ten ursprünglich zu einer als gewalttätig bekannten
Neonazi-Gruppe aus Thüringen. Direkte Verbin-
dungen nach Schleswig-Holstein gibt es nach der-
zeitigem Informationsstand nicht. Die Prüfung dau-
ert an; sie läuft mit hoher Priorität und großer Inten-
sität.

Bisher wurde festgestellt, dass eine Person aus dem
Umfeld der mutmaßlichen Haupttäter im Jahr 2003
in Schleswig-Holstein bei der Auflösung eines
rechtsextremistischen Konzerts durch die Polizei
festgestellt wurde. Aufgrund der umfangreichen
Vernetzung von Angehörigen der rechtsextremisti-
schen Szene und vor dem Hintergrund der aktuellen
Erkenntnisse kann ich nicht kategorisch ausschlie-
ßen, dass es weitere Kontakte zwischen einzelnen
Aktivisten aus Schleswig-Holstein zu den Gewalt-
tätern oder deren Umfeld gegeben hat. Genau zu
dieser Frage läuft die entsprechende Prüfung auf
Hochtouren. Über die Ergebnisse werde ich dem
Landtag beziehungsweise seinen Gremien selbst-
verständlich unaufgefordert berichten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, um seine
Aufgaben sachgerecht erfüllen zu können, ist der

Verfassungsschutz berechtigt, sogenannte nach-
richtendienstliche Mittel einzusetzen. Den rechtli-
chen Rahmen bildet das Landesverfassungsschutz-
gesetz. Hieran ausgerichtet und unter Beachtung
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit erfolgt
der Einsatz von V-Leuten zur zielgerichteten Be-
schaffung von Informationen über extremistische
und terroristische Bestrebungen, die nur auf diese
Weise möglich ist. Ohne den Einsatz von V-Leuten
blieben den Geheimdiensten wichtige Informatio-
nen verborgen, die für den Schutz der öffentlichen
Sicherheit, ja sogar für das Leben unschuldiger
Menschen zwingend notwendig sind.

Eine über die informationelle Zusammenarbeit hin-
ausgehende etwaige Kooperation, von der im
Dringlichkeitsantrag gesprochen wird - mit V-Leu-
ten oder hinter ihnen stehenden Organisationen -,
gibt es nicht. Einzelheiten über den Einsatz von V-
Leuten im Rahmen der gesamten operativen Tätig-
keit können allerdings ausschließlich im Parlamen-
tarischen Kontrollgremium vorgetragen werden;
dort allerdings werden sie auch vorgetragen.

Die Tätigkeit der schleswig-holsteinischen Verfas-
sungsschutzbehörde unterliegt allgemein der Kon-
trolle durch das Parlamentarische Kontrollgremi-
um dieses Hauses. Dieser Kontrolle unterfallen
auch Aktivitäten, die in anderen Bundesländern in
Abstimmung mit der regional zuständigen Verfas-
sungsschutzbehörde durchgeführt werden. Gesetzli-
che Regelungen für die länderübergreifende Zu-
sammenarbeit der Verfassungsschutzbehörden
enthält auch das Bundesverfassungsschutzgesetz.
Eine zusätzliche Kontrolle übt der Datenschutzbe-
auftragte des Landes aus.

In Anbetracht der bundesweit verübten Morde stellt
sich die Frage, ob es auch in Schleswig-Holstein
Verbrechen gibt, die der Thüringer Gruppe zuzu-
ordnen sind. Dafür gibt es bisher keinerlei konkrete
Anhaltspunkte.

Meine Damen und Herren, ich komme auf die aktu-
ellen Ereignisse zurück. Nach meiner Ansicht ist es
zu früh, umfassend konkrete Konsequenzen aus den
Vorkommnissen in Thüringen zu ziehen. Notwen-
dig ist die schnelle, umfassende, rückhaltlose und
zweifelsfreie Aufklärung, und zwar ohne Ansehen
von Personen und Behörden. Danach lässt sich sa-
gen, ob es systembedingte Schwachstellen gibt,
wenn ja, wo sie liegen, und wie sie beseitigt werden
können. Vorrangiges Ziel ist es, eine neuerliche
Entstehung rechtsterroristischer Strukturen unter
Berücksichtigung eines extrem konspirativen Täter-
verhaltens frühzeitig zu erkennen und zu verhin-
dern.
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Obwohl derzeit keine unmittelbaren Bezüge zwi-
schen den Taten der Thüringer Gruppe und Schles-
wig-Holstein bestehen, habe ich in Abstimmung
mit dem Bundesinnenministerium das Landeskri-
minalamt Schleswig-Holstein beauftragt, eine Ge-
fährdungslagebeurteilung für muslimische Perso-
nen und Objekte in Schleswig-Holstein vorzuneh-
men und nötigenfalls Schutzmaßnahmen anzuord-
nen. Aufgrund einschlägiger Erfahrungen muss zu-
dem damit gerechnet werden, dass die Ereignisse
vom 4. November 2011 in Eisenach und Zwickau
sowie die überraschenden Erkenntnisse zur Mord-
serie gegen türkische und griechische Mitbürger In-
itialwirkung auf irrational handelnde Einzeltäter
entfalten können. Diesen Umstand wird die Polizei
in ihre Gefährdungslagebeurteilung selbstverständ-
lich einbeziehen.

Meine Damen und Herren, zu der erneut - teilweise
reflexartig - vorgetragenen Forderung nach einem
NPD-Verbot hat sich meine Haltung nicht geän-
dert. Ich halte es nach wie vor für richtig, dass das
Damoklesschwert eines Parteienverbots latent über
allen verfassungsfeindlichen Parteien hängen sollte.
Mit anderen Worten: Ich halte es für richtig, dass
auch jetzt wieder geprüft wird, ob das Verbot der
NPD die richtige Antwort des Rechtsstaats ist. Wie
gesagt, ich rede von einer Prüfung, nicht aber von
der Forderung nach einem NPD-Verbot. Für mich
darf es einen Verbotsantrag beim Bundesverfas-
sungsgericht nur dann geben, wenn der Erfolg na-
hezu zweifelsfrei feststeht. Sollte der Verbotsan-
trag scheitern, wäre das ein politisches Konjunktur-
programm für die NPD. Ein politisch-juristisches
Vorgehen gegen die Partei wäre dann für Jahre
nicht mehr möglich.

Schleswig-Holstein wird selbstverständlich der län-
deroffenen Arbeitsgruppe, die auf der letzten Innen-
ministerkonferenz in Frankfurt eingerichtet worden
ist und die die Argumente für und gegen ein Partei-
verbot prüft, weiterhin zuarbeiten. Wir haben auf
der heutigen Konferenz vereinbart - das federfüh-
rende Land Sachsen-Anhalt in dieser Arbeitsgruppe
hat eine entsprechende Zusage gegeben -, dass ein
erster Zwischenbericht auf der in drei Wochen in
Wiesbaden stattfindenden Innenministerkonferenz
gegeben wird, um dann möglicherweise schon erste
Schlussfolgerungen für diesen Komplex ziehen zu
können.

Ich bin allerdings nach wie vor skeptisch, dass die
Argumente für ein erfolgreiches Verbotsverfahren
ausreichen. Zudem bezweifle ich, dass ein Verbot
das richtige Mittel gegen rechtsextremistischen Ter-
ror ist, wie er von der Zwickauer Terrorzelle aus-

ging. Selbst wenn wir schon 2003 ein Verbot ge-
habt hätten, hätte das die Taten wohl nicht verhin-
dert.

Meine Damen und Herren, Parteienverbote kön-
nen Organisationsstrukturen zerschlagen; das ent-
sprechende Bewusstsein vermögen sie leider nicht
zu beseitigen. Jenseits aller rechtlichen und admini-
strativ notwendigen Maßnahmen des Staates und
seiner Sicherheitsbehörden zur Bekämpfung des
Extremismus in allen seinen Formen halte ich eine
breite politische, intellektuelle und gesellschaftliche
Auseinandersetzung aller Demokraten mit den
Feinden der Freiheit, der Toleranz und des Rechts
für erforderlich.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten
Antje Jansen [DIE LINKE])

Dazu gehört auch die Unterstützung von Maßnah-
men und Projekten zur Aufklärung gegen Extremis-
mus und Fremdenfeindlichkeit. So ist es weiterhin
selbstverständlich möglich, beim Rat für Kriminali-
tätsverhütung eine Anschubfinanzierung für Maß-
nahmen und Projekte zur Aufklärung gegen Rechts-
extremismus zu erhalten.

Um die Frage aus dem Änderungsantrag der SPD-
Fraktion zu beantworten: Der Landesregierung ist
kein Fall bekannt, in dem es in Schleswig-Holstein
durch die Umverteilung der Mittel zum Wegfall
von Angeboten und Projekten gekommen wäre.
Darüber hinaus beteiligt sich Schleswig-Holsteins
seit 2009 auch finanziell an Bundesprogrammen
gegen Rechtsextremismus. Unterstützt werden da-
bei alle, die sich aufgrund von rechtsextremen,
fremdenfeindlichen oder antisemitischen Vorfällen
gegen solche Entwicklungen einsetzen wollen. All
das ist und bleibt notwendig und eine wichtige Vor-
aussetzung für einen wirksamen und damit erfolg-
reichen Einsatz gegen Extremismus und in beson-
derer Weise auch gegen den Rechtsextremismus,
um ein stabiles, die gesamte Gesellschaft umfassen-
des Klima der Ächtung aller Extremisten zu schaf-
fen.

Ich will Ihnen, meine sehr geehrten Damen und
Herren Abgeordneten, gern auch berichten, was
heute aktuell auf der Konferenz der Innen- und
Justizminister und -senatoren gemeinsam mit der
Bundesministerin der Justiz und dem Bundesinnen-
minister verabredet worden ist. Der Kollege
Schmalfuß, der wohl noch auf dem Weg zurück
von Berlin ist, und ich waren gemeinsam mit dem
Leiter des Landeskriminalamts und unserem Leiter
der Verfassungsschutzabteilung, der zwischenzeit-
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lich schon eingetroffen ist, bei dieser Konferenz an-
wesend. Wir haben miteinander vereinbart, dass wir
eine Antiterrordatei „Rechts“ aufbauen wollen,
ähnlich der Antiterrordatei für den islamistischen
Terrorismus. Dazu soll es eine Arbeitsgruppe ge-
ben, weil diese Datei nicht genau nach dem glei-
chen Muster aufgebaut werden kann wie die beste-
hende Datei bezüglich des islamistischen Terroris-
mus, weil wir insoweit andere Verhältnisse haben:
Es sind andere nachrichtendienstliche Erkenntnisse
vorhanden, der internationale Bezug fehlt auch.
Deswegen ist es notwendig, dass man noch einmal
sehr genau betrachtet, wie eine solche Antiterrorda-
tei aufgebaut werden soll und aufgebaut werden
muss. Sie hat den Sinn, dass Erkenntnisse, Fakten
und Daten noch zügiger als bisher zusammenge-
führt werden, dass sie analysiert werden können,
dass sie dann auch bewertet werden können und
dass sich daraus auch die entsprechenden operati-
ven Maßnahmen ergeben.

Das bedeutet nicht, dass es jetzt nicht auch einen
Austausch solcher Daten gibt; aber ganz offensicht-
lich ist dies nicht in dem Maße, in der Zügigkeit
und in dem Umfang der Fall, wie es nötig ist, um
wirklich zu Erfolgen zu kommen. Was die islami-
stische Antiterrordatei angeht, so ist es ja schon in
vielfältiger Weise von Erfolg gekrönt gewesen,
dass es diese Datei gibt. Wie gesagt, Bund und Län-
der werden in einer Arbeitsgruppe gemeinsam an
der Frage arbeiten, wie diese Datei auszugestalten
ist.

Der Bundesinnenminister hat angekündigt, dass es
des Weiteren ein Terrorabwehrzentrum „Rechts“
geben wird, das er für den Bund ins Leben rufen
wird, in dem Verfassungsschutz und Bundeskrimi-
nalamt gemeinsam und selbstverständlich unter Be-
achtung des grundgesetzlich festgelegten Tren-
nungsgebots solche Daten bewerten, um zu entspre-
chenden Maßnahmen zu kommen. Der Bundesin-
nenminister hat es den Ländern freigestellt, sich
auch an diesem Terrorabwehrzentrum „Rechts“
zu beteiligen.

Wir haben weiterhin in Anwesenheit der Bundesju-
stizministerin Einvernehmen darüber erzielt, dass
es zu einer Änderung des § 6 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes kommen soll. Zurzeit können
verfassungsschutzbehördlich relevante Personen in
die gemeinsame Verfassungsschutzdatei NADIS
nur mit ihren Personalien und nicht mit weiterge-
henden Informationen etwa zu deren verfassungs-
feindlicher Tätigkeit eingestellt werden. Deshalb
bedarf es einer gesetzlichen Änderung dieses § 6
des Bundesverfassungsschutzgesetzes. Die beiden

Bundesminister haben uns mitgeteilt, dass die Bun-
desregierung diese auf den Weg bringen wird.

Wir haben weiterhin übereinstimmend festgestellt,
dass es, wie ich vorhin auch ausgeführt habe, nach
wie notwendig ist, dass V-Leute im Bereich des
Verfassungsschutzes eingesetzt werden. Dies ist ge-
rade auch im rechtsextremistischen Bereich eines
der wesentlichen Mittel, um zu Erkenntnissen zu
gelangen. Auch dazu wird es eine Diskussion ge-
ben, die aber heute nicht vertieft geführt worden ist,
sodass es zu einer noch stärkeren als der bisher
schon vorhandenen Vereinheitlichung der Stan-
dards sowohl bei der Werbung von V-Leuten als
auch bei deren Führung kommen soll. Wir halten es
aus schleswig-holsteinischer Sicht für gut, dass ins-
gesamt Einheitlichkeit gegeben ist.

Das waren die wesentlichen Punkte, die heute ange-
sprochen worden sind. Ansonsten haben wir mitein-
ander vereinbart, dass wir die nächsten Tage und
Wochen nutzen wollen, um auf der Grundlage der
uns überhaupt bekannten Fakten- und Datenlage in
allen Behörden noch einmal erforschen wollen, ob
diese terroristische Gruppe vernetzt war und, wenn
ja, wie sie vernetzt war. Der Generalbundesanwalt,
der gestern ernannt worden ist, hat mitgeteilt, dass
es sozusagen fast stündlich zu weiteren Erkenntnis-
sen kommt und dass es - ich versuche, es vorsichtig
zu formulieren - in mehreren Bundesländern auf je-
den Fall Unterstützer gegeben haben muss, sowohl
bei der Beschaffung der Autos als auch der Woh-
nung. Das ist noch ein Stück weit im Bereich der
Vermutung, macht aber schon deutlich, dass wir in
den nächsten Tagen mit weiteren Erkenntnissen
werden rechnen müssen. Wir in Schleswig-Holstein
beteiligen uns an dieser Aufklärung jedenfalls mit
aller Intensität.

So weit mein Bericht. Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Torsten Geerdts:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
15 Minuten gesprochen. Ich eröffne jetzt die Aus-
sprache. Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN erteile ich der Frau Kollegin Luise Amtsberg
das Wort.

Luise Amtsberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Zehn Menschen haben ihr Leben
verloren, nicht weil sie der Mafia angehörten, nicht
weil sie kriminell waren oder mit Kriminellen zu
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tun hatten, nicht weil sie etwas Falsches gemacht
haben. Sie haben ihr Leben vielmehr durch rechten
Terrorismus verloren. Diese Menschen sind tot,
weil sie nicht in die kranke Denkweise von drei
wahnsinnigen Neonazis gepasst haben. Sie mussten
sterben, weil es eine Realität außerhalb der öffentli-
chen Wahrnehmung gibt, eine Realität, die vielen
Menschen in Deutschland einfach nicht bewusst ist,
eine Realität, in der Menschen prügeln, jagen und
töten, angetrieben von einer diffusen menschenver-
achtenden Weltanschauung, die rassistisch, antise-
mitisch, homophob, frauenfeindlich und obdachlo-
senfeindlich ist, eine Realität, meine sehr verehrten
Damen und Herren, die nach der grausamen und
unvorstellbaren Brandanschlagserie auf Asylbewer-
berheime in Deutschland, in deren Folge auch viele
Menschen in Schleswig-Holstein zu Tode kamen,
auch heute noch ihr unerträgliches Gesicht zeigt.

Wir denken an die Opfer und an die Hinterbliebe-
nen, an die Familien und Freunde dieser Menschen,
die sich über viele Jahre hinweg die Frage stellen
mussten, welche Gründe deren Tod gehabt haben
könnte. Wir sind jetzt bei ihnen, in einer Zeit, in der
die Brutalität und der Fanatismus, der sich dahinter
verbirgt, offen zutage treten.

Die Empörung und die Fassungslosigkeit über die
deutschen Sicherheits- und Ermittlungsbehörden
sind nachvollziehbar. Es ist offensichtlich: Struk-
turen haben versagt, und vielleicht hat man sich so-
gar schuldig gemacht.

Was ist also unsere Aufgabe? - Mit Blick auf
Deutschland und die betroffenen Bundesländer
müssen wir dafür sorgen, dass die Vorgänge
lückenlos aufgeklärt werden. Wir müssen die Frage
beantworten, welche Rolle die Verfassungsschut-
zämter gespielt haben, wir müssen uns die Frage
stellen, welche Rolle die sogenannten V-Leute in
diesem System innehaben, und, sollten sich die bis-
herigen Vermutungen in Wahrheit wandeln, müs-
sen wir uns der Frage stellen, was uns eine Instituti-
on bringen soll, die den Schutz der Demokratie im
Namen trägt und die mit möglicherweise fragwür-
digen Methoden fragwürdige Ergebnisse erzielt.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Das sind Fragen, zu deren Beantwortung wir beitra-
gen müssen, um unsere Demokratie zu schützen
und um unsere Demokratie vor allen Dingen auch
glaubwürdig zu machen.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es darf nie wieder vorkommen, dass so sehr in
falsche Richtungen ermittelt wird, dass es für kri-
minelle Neonazis möglich ist, 13 Jahre unterzutau-
chen, ohne den Wohnort wesentlich zu wechseln,
und in dieser Zeit weitere Menschen zu ermorden
und Bomben zu bauen.

Dies, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist
auch der Hintergrund unseres Dringlichkeitsantrags
gewesen. Es geht darum, für Schleswig-Holstein
zu klären, ob wir in der Vergangenheit dem Reflex
erlegen sind, rechte Gewalt nicht ernst genug zu
nehmen, rechte Gewalt nicht als solche erkannt zu
haben. Dies ist vor dem Hintergrund der Erkennt-
nisse der vergangenen Woche einfach unsere Ver-
pflichtung und Aufgabe.

Ich danke daher Herrn Minister Schlie sehr herzlich
für den Bericht, den er uns gegeben hat, aber auch
allen Fraktionen, dass sie der Dringlichkeit heute
zugestimmt haben. Herr Minister, wir haben selbst-
verständlich nicht erwartet, dass Sie uns zu allen
Fragen und Dinge, die uns zu diesem Thema bewe-
gen, eine Antwort finden. Ich denke, das Heutige
kann sozusagen als Beginn eines Prozesses gewer-
tet werden. - Dies zur Erklärung, warum wir es für
notwendig gehalten haben, heute darüber zu reden.

Ich habe von unseren Aufgaben gesprochen. Wenn
ich darüber nachdenke und mir die Debatte in
Deutschland anschaue, komme ich, ehrlich gesagt,
aus der Verärgerung nicht richtig heraus.

Sie haben es gesagt, fast stündlich kommen neue
Erkenntnisse herein. Auch wenn wir nicht wirklich
wissen, wer worin verwickelt ist, und wenn wir
noch nicht einmal wissen, wie viele Opfer es tat-
sächlich gibt, will sich die Politik jetzt schon unbe-
dingt auf Antworten auf diese Fragen festlegen.
Abzug der V-Leute, NPD-Verbot, Vorratsdaten-
speicherung, Zentralregister, Terrorabwehrzentrum;
all dies soll Abhilfe schaffen und das Problem lö-
sen, und vielleicht ist das sogar so. Ich beginne
trotzdem, mich zu wundern, denn mit diesem Kurs
machen wir sozusagen den zweiten Schritt vor dem
ersten. Wir behandeln wieder nur das Symptom,
aber nicht seine Ursache,

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, SSW und vereinzelt bei der LINKEN)

denn zwei Antworten können wir schon geben: Ha-
ben wir in der Vergangenheit zu wenig gegen Nazis
getan? - Ja, offensichtlich. Müssen wir genau des-
wegen die zivilgesellschaftlichen und demokratie-
bildenden Maßnahmen ausbauen? - Ja, genau das
müssen wir jetzt tun,
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(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

weil wir nur so verhindern können, dass Menschen
die NPD wählen, in Kameradschaften eintreten
oder sich radikalisieren und Gewalt anwenden. Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, bitte führen Sie sich
einmal vor Augen, dass Schleswig-Holstein in
Westdeutschland proportional zur Einwohnerzahl,
was die rechten Gewalttaten angeht, ganz weit
vorn liegt, so viel ich weiß, sogar an erster Stelle.
Wir wissen, dass wir mehr als 1.340 Neonazis oder
Rechtsextreme in Schleswig-Holstein haben. Die
Hälfte davon ist gewaltbereit. Über all das haben
wir in der letzten Plenartagung debattiert. Und was
macht Bundesfamilienministerin Schröder? - Sie
weicht nicht von ihrem Vorhaben ab, die Program-
me gegen Rechts weiter zu kürzen. Im Gegenteil,
sie wirft uns, der Opposition, vor, dass wir mit die-
ser Forderung - ich zitiere mit Erlaubnis an dieser
Stelle - „einen billigen tagespolitischen Geländege-
winn erzielen wollen.“

Ich glaube, ich kann authentisch herüberbringen,
dass mir das wirklich die Sprache verschlagen hat.
Ich sage Ihnen an dieser Stelle, dass ich mir diesen
Schuh nicht anziehen werde.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Man kann sehr darüber streiten, was Frau Schröder
tatsächlich über diesen Themenbereich weiß, aber
in diese Richtung darf es nicht gehen. Wir haben in
der Vergangenheit immer wieder angemahnt, dass
wir an diesen Stellen ansetzen müssen: Prävention,
Beratungsprogramme, Aussteigerprogramme.

In der vergangenen Plenarsitzung haben wir auch
über Rechtspopulismus in Europa und Deutsch-
land debattiert. Ich hatte den Eindruck, dass inhalt-
lich eigentlich überhaupt kein Dissens über die Be-
deutung, die Reichweite und auch die Dramatik
dieses Themas bestand. Es gab einige, die sich sehr
positiv und auch sehr nachdenklich angesichts der
Redebeiträge aller gezeigt haben. Trotz alledem ha-
ben Sie den Wunsch nach einer Anhörung im Aus-
schuss gerade vor zwei Wochen abgelehnt. Verehr-
te Kolleginnen und Kollegen, das sollte uns kein
zweites Mal passieren.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt bei der SPD)

Eine Sache vielleicht noch: Das Projekt „Mut gegen
rechte Gewalt“ hat jüngst einen Bericht über die
Todesopfer rechter und rassistischer Gewalt seit
1989 gegeben: Es sind 182 Menschen, die doku-

mentiert zu Todes gekommen sind. Ich lege Ihnen
wirklich nahe, sich diesen Bericht einmal anzu-
schauen, denn er beschreibt sehr deutlich, was in al-
len 182 Fällen vorgefallen ist. Das ist sehr beklem-
mend. Die Tatsache, dass Menschen in Deutschland
aufgrund ihrer Herkunft oder Herkunft ihrer Famili-
en zu Tode kommen, macht betroffen. Sie lässt es
einem übel werden. Mich persönlich macht dies
wütend und traurig, und mit Blick auf unsere Ge-
schichte ist der Begriff Scham an dieser Stelle viel
zu schwach. Für die Opfer kommen jede Hilfe, je-
de Erkenntnis und auch jedes Bedauern zu spät.

Was hier in Deutschland in den vergangenen Jahren
geschehen ist, ist einfach unverzeihlich. Verehrte
Kolleginnen und Kollegen, wir haben es aber in der
Hand, an dieser Stelle anzusetzen und etwas zu än-
dern; so deutlich, dass wir diesen Satz in zehn Jah-
ren nicht wiederholen müssen. Ich weiß, manchmal
ist es schwer, den eingeschlagenen politischen
Weg, für den man sich entschieden hat und den
man - wie zum Beispiel den Weg der Extremismus-
klausel - sehr hart verteidigt hat, wieder zu verlas-
sen. Ich kann das nachvollziehen. Ich glaube aber,
mit Blick auf die derzeitige Lage zum Thema Ex-
tremismus hier in Deutschland und der Politik, die
dazu betrieben wird, sowie angesichts der Erkennt-
nisse aus den vergangenen Tagen können wir se-
hen, dass dieser Weg der falsche ist. Ich sage dies
ganz ohne Vorwurf, aber ich lade Sie ein: Verlassen
Sie diesen Weg, und lassen Sie uns gemeinsam et-
was ändern.

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD, der LINKEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Werner Kalinka das Wort.

Werner Kalinka [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die be-
gangenen Straftaten und die dahinterstehenden
Netzwerke sind erschreckend, erschütternd und zu-
tiefst verabscheuungswürdig. Sie sind eine Schan-
de. Zu den verstörenden Ereignissen tritt eine Ver-
unsicherung darüber hinzu, wie es sein kann, dass
diese Verbrechen so lange geplant und ausgeführt
werden konnten. Es wird gefragt, wo welche Fehler
passiert sein könnten. Die Fragen nach der Arbeit
und nach der Kontrolle von Nachrichtendiensten
sind ernst und berechtigt.

Meine ersten Worte gebühren den Opfern. Ihre
Angehörigen und Familien haben unser tiefes Mit-
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gefühl. Ihnen schulden wir es, dass Versäumnisse,
mögliche Versäumnisse oder wahrscheinliche Ver-
säumnisse in der Verantwortung des Staates kom-
promisslos aufgeklärt werden. Die Bekämpfung
des Rechtsextremismus ist das Ziel aller hier im
Landtag. Deshalb werbe ich auch dafür, dass wir
uns an dem heutigen Tag nicht mit Schärfe entge-
gentreten oder uns an unwichtigen Fragen entzwei-
en.

In den letzten Tagen hat es zwischen und innerhalb
der demokratischen Parteien Diskussionen gegeben,
und ich denke, das ist eine richtige Entwicklung.
Bei Diensten ist vieles nicht öffentlich. Das ist
nachvollziehbar. Nach dem, was wir bisher gehört
haben, und nach dem, was geschehen ist, brauchen
wir aber größtmögliche Offenheit und Öffentlich-
keit, sonst wird das Vertrauen noch stärker leiden.
Ich danke dem Herrn Innenminister dafür, dass er
uns so offen berichtet hat. Das sind ernste Hinweise
und Andeutungen, die weitere Betroffenheit auslö-
sen. Möglicherweise war das braune Terrornetz
noch stärker vernetzt, als dies bisher bekannt war.
Dies erschüttert weiter.

Mit dem Hinweis auf Rechtsterrorismus blieb auf-
wendige Zielfahnung Ende der 90er-Jahre ohne Er-
gebnisse. Das wirft nicht nur Fragen auf, sondern
ich muss auch für mich sagen, dass mich das nicht
überzeugt. Es kann dabei nicht allein um die Frage
der Zusammenarbeit über Ländergrenzen hinweg
gehen. Dort, wo das Wort Terror steht, dort müss-
ten alle Alarmglocken läuten. Dort müsste doch al-
les getan werden, um diese Personen zu fassen.

Wurden Grenzen zu V-Leuten nicht klar genug ge-
zogen? - Wir wissen es zur Stunde nicht. Aber ich
will an dieser Stelle auch daran erinnern, dass sich
der Mord an Siegfried Buback jetzt in der Aufklä-
rung befindet und dass eine Anklage erfolgt ist. Es
steht die Diskussion im Raum, ob mit Verena
Becker jemand angeklagt ist, die eine Nähe zum
Verfassungsschutz hatte. Dies gehört zu dieser Dis-
kussion dazu. Brauchen wir V-Leute? - Ja, ich glau-
be, dazu gibt es keine Alternative.

Manches erfahren wir erst dann, wenn der Skandal
nicht mehr zu vertuschen ist. Deswegen glaube ich,
dass es keine Alternative dazu gibt, zumindest zu
prüfen, ob die jetzige Form der Kontrolle der Dien-
ste ausreicht.

Eines ist aber auch angezeigt: Der Verdacht darf
nicht dorthin fallen, wo es keinen Anhaltspunkt da-
für gibt. Das muss genauso deutlich und klar gesagt
werden. Brauchen wir ein neues NPD-Verbotsver-
fahren? - Es gibt ein Argument, das man nicht bei-

seite wischen kann, nämlich dass eine nicht verbo-
tene NPD öffentliche Plattformen und öffentliche
Gelder bekommen und damit wirken kann. Dies ist
ein Punkt, dem wir sicherlich Gewichtung geben
müssen. Es gibt aber auch andere Argumente, und
wir haben sie in der vergangenen Debatte ausge-
tauscht.

Ein erneutes Scheitern eines Verbotsverfahrens darf
es nicht geben. Auch die Gefahr eines Erkenntnis-
verlustes durch den Abzug von V-Leuten darf man
nicht unterschätzen. Man darf auch nicht die Nach-
teile einer verdeckten Szene unterschätzen. In die
Gesamtabwägung ist außerdem einzubeziehen, dass
ein NPD-Verbot den Rechtsextremismus in der
Gesellschaft nicht beseitigen wird.

Ich finde es vernünftig, dass es eine Arbeitsgruppe
gibt, um die Frage zu prüfen, ob dies gilt, und dass
so alle Argumente noch einmal vorurteilsfrei gewo-
gen und abgewogen werden; alle Argumente, und
zwar in beide Richtungen. Für meinen Teil gebe ich
zu, dass das Argument, dass eine NPD durch
Wahlen und durch andere Dinge öffentliche Platt-
formen und Gelder bekommt, kein ungewichtiges
Argument ist.

Der Herr Minister hat dargelegt, welche Maßnah-
men heute verabredet sind: Eine Verbunddatei, das
heißt, Verfassungsschutz, BKA und Landeskrimi-
nalämter sollen ihre Erkenntnisse über Rechtsextre-
mismus bündeln und zusammenfassen. Es soll ein
Terrorabwehrzentrum „Rechts“ geben. Ich finde,
das sind vernünftige Wege, die hier beschritten
worden sind, und es ist gut, dass diese Wege
schnell gegangen werden.

Man muss auch ein weiteres Thema ansprechen,
nämlich das Thema der Vorratsdatenspeicherung.
Das Problem ist offensichtlich. Die in U-Haft sit-
zende festgenommene Frau kann schweigen. Den
Vermittlern stellt sich gleichzeitig die dringende
Frage, ob noch mehr Täter oder Beteiligte frei her-
umlaufen und ob es Netzwerkstrukturen gibt.

Ein richterlich angeordneter Blick in die zuletzt ge-
führte Kommunikation der drei beziehungsweise
vier Tatverdächtigen würde offenlegen, was jetzt
vielleicht niemals gefunden wird. Darüber muss
man zumindest offen sprechen und diskutieren dür-
fen. Deshalb spreche ich das in meinem Beitrag an.

Meine Damen und Herren, der Kampf gegen
Rechtsextremismus muss intensiviert werden - wie
auch der Kampf gegen Extremismus insgesamt.
Diese politische Folgerung ist unumgänglich. Ich
stelle sie deshalb an das Ende und in den Mittel-
punkt meiner Rede.
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(Beifall der Abgeordneten Luise Amtsberg
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir Demokraten müssen zusammenstehen. Wir
müssen alles tun und unterstützen, um den braunen
Sumpf trockenzulegen.

(Beifall bei CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort erteile ich dem Vorsitzenden der SPD-
Landtagsfraktion, Herrn Abgeordneten Dr. Ralf
Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In Deutschland kommt die Gefahr wieder von
rechts. Die immer deutlicher werdenden Umstände
und Hintergründe der Mordserie lassen uns in einen
Abgrund der Fremdenfeindlichkeit blicken. Uner-
messliches Leid haben diese Rechtsterroristen den
Familien der Opfer zugefügt. Die Hass- und Propa-
gandavideos der Täter sind abstoßend und ein
Schlag ins Gesicht der Opfer und ihrer Angehöri-
gen.

Diese erwarten jetzt zu Recht eine vollständige und
schonungslose Aufklärung. Dazu gehört auch, die
immer wieder feststellbare Verharmlosung dessen,
was da an Bedrohung von rechts offenbar wird,
endlich zu beenden.

Solche Dinge gibt es überall in Europa, in Deutsch-
land wird es immer etwas anderes sein. Wir haben
eine besondere, eine einzigartige Verantwortung,
über Scham und Zorn hinaus für Veränderungen zu
sorgen.

Nicht nur den Angehörigen dürfte es unfassbar er-
scheinen, dass eine solche Serie über ein Jahrzehnt
hinaus unaufgeklärt bleibt. Das ist erschreckend.
Deswegen ist es notwendig, begangene Fehler zu
finden. Dabei sind Fakten wichtig.

Es gibt schon jetzt zu viele Gerüchte und falsche
Behauptungen. Wir brauchen Aufklärung darüber,
wo und warum es Pannen gegeben hat. Das Wort
,,Pannen“ erscheint mir aber viel zu verharmlosend
angesichts der Tatsache, dass eine Verfassungs-
schutzbehörde beobachtete Vorgänge wie den Bau
von Rohrbomben offenkundig nicht an die für Ge-
fahrenabwehr zuständige Landespolizei oder an
das Bundeskriminalamt weitergegeben hat. Das
ist 1998 gewesen, vor 13 Jahren. Was hätte seitdem
alles verhindert werden können?

Möglicherweise hat es auch eklatante Fehler aufsei-
ten der Ermittlungsbehörden gegeben, weniger
scheinen Rechte und Befugnisse gefehlt zu haben.
Warum wurde die Erkenntnis des Verfassungs-
schutzes, dass die beiden Täter Rohrbomben bau-
ten, nicht - wie gesetzlich vorgeschrieben - an die
zuständige Polizei weitergegeben? Warum wurde
ein Haftbefehl nicht vollzogen? Welche Rolle spiel-
te die zuständige Staatsanwaltschaft, die Herrin
des Verfahrens war?

War das nur menschliches Versagen? Liegt es viel-
leicht an bestimmten Strukturen, an Methoden?
Was gab es an vorherrschenden Denkmusterns?
Wurden rechtsextremistische Hintergründe igno-
riert, nicht ernst genommen oder ausgeblendet?

Wurde gar, wie vereinzelt unterstellt wird, heimlich
sympathisiert? Bei einer solchen Frage stockt ei-
nem schon fast der Atem. Müsste man eine solche
Frage bejahen, hätten wir eine fulminante Staatskri-
se in Deutschland, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

Welche Rolle spielte der Verfassungsschutz? Wel-
che Rolle spielte der zur fragwürdigen Berühmtheit
gewordene ehemalige Leiter des thüringischen Ver-
fassungsschutzes?

Gerade in diesem Stadium der Ermittlungen sollten
wir uns vor verdeckten Anschuldigungen oder pau-
schalen Unbedenklichkeitsbescheinigungen hüten.
Wir sollten uns bitte auch vor Besserwisserei aus
der Ferne hüten, die wir uns hier ebenso verbitten
würden, wenn es um Schleswig-Holstein ginge.

Auch etwa notwendige gesetzliche Änderungen, zu
denen ich noch kommen werde - an dieser Stelle
bedanke ich mich bei dem Herrn Innenminister für
seinen Bericht -, dürfen nicht von den Ursachen in
diesem konkreten Fall ablenken.

Erlauben Sie mir, Herr Innenminister, einen Punkt
anzuführen, den ich nicht in Ordnung gefunden ha-
be. Im „Schleswig-Holstein Magazin“ des NDR ha-
ben Sie am Dienstag, als das offengelegt wurde, zur
Frage von Verwicklungen des hiesigen Verfas-
sungsschutzes in diese Vorgänge wörtlich ausge-
führt:

„Meine derzeitige Erkenntnislage schließt
das aus. Ich war zu der Zeit, als die Dinge
geschehen sind, nicht Innenminister, das wa-
ren Sozialdemokraten. Ich gehe davon aus,
dass es eine solche Verquickung nicht gege-
ben hat, aber das wird man im Einzelnen se-
hen. Das werden die Recherchen zeigen.“
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- Die Unterstellung, dass ausgerechnet Sozialdemo-
kraten hier auf dem rechten Auge blind gewesen
sein könnten, will ich für die Kollegen Hans-Peter
Bull, Ekkehard Wienholtz, Klaus Buß, Lothar Hay
und mich zurückweisen. Sie wissen sehr genau,
dass wir in dieser Hinsicht eine sehr konsequente
politische Linie vertreten haben. Gerade bei der
Ausgestaltung des Verfassungsschutzgesetzes in
Schleswig-Holstein haben wir sehr klare Beteili-
gungs- und Kontrollmöglichkeiten durch das Parla-
mentarische Kontrollgremium abgesichert und
uns übrigen anderen Vorschlägen immer verwei-
gert.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich plä-
diere dafür, endgültige Bewertungen erst nach dem
Abschluss der Ermittlungen vorzunehmen und in
Erinnerung zu behalten, dass Vollzugsdefizite von
Gesetzen nicht mit schärferen Gesetzen behoben
werden können und sollten. Wer Gesetze für Ex-
tremsituationen macht, macht extreme Gesetze.

Fakt ist: Eine absolute Sicherheit gibt es nicht, und
wir wollen auch keinen Überwachungsstaat.

(Vereinzelter Beifall bei SPD und der LIN-
KEN)

Manchmal ist der Preis, den wir zahlen müssen,
sehr hoch. Es gilt eine neue Balance zu finden, wo-
bei nicht unbedingt ein Mehr an Überwachung der
Kern sein muss, wenn wir uns die Analysen an-
gucken, sondern vielleicht doch eher eine andere
und bessere Art der Prävention und Strafverfol-
gung.

Auch die gesellschaftliche Debatte über Toleranz
und das Klima in unserem Land gehört auf die Ta-
gesordnung. Was ist noch Meinungsfreiheit, und
was sind Ausländerhetze und rechte Propaganda,
die verfolgt werden müssen? Dabei denke ich an
das unselige Hassplakat der NPD mit der Aufschrift
,,Gas geben“ vor einer jüdischen Einrichtung. Dass
so etwas in Deutschland möglich ist, finde ich wirk-
lich unglaublich.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Wie können wir die demokratischen Strukturen
in unserem Land stärken? Wie können wir Jugend-
liche ertüchtigen gegen den Virus der Rattenfänger
von Rechts? In diesem Kontext geht es auch um die
Frage der Mittel für entsprechende Programme in
Ländern und Kommunen.

In diesem Zusammenhang kann ich die Haltung
von Frau Bundesministerin Schröder überhaupt
nicht verstehen. Sie hat das nicht nur vor der Debat-

te geäußert, sondern auch danach, mit neuen Er-
kenntnissen, noch einmal wiederholt. Ich kann das
nicht nachvollziehen und bitte Sie herzlich, auf Ihre
Parteikollegin einzuwirken, dies zu ändern.

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gilt die Gefahr von Rechts bei all den Blicken,
die der militante Islamismus gewöhnlich auf sich
zieht, im Auge zu behalten und nicht zu verharmlo-
sen. Der Herr Innenminister hat in seinem Bericht
ein paar Vereinbarungen wiedergegeben, die heute
besprochen worden sind, die wir weitgehend teilen
können.

Es gilt, einige wichtige innenpolitische Weichen-
stellungen vorzunehmen:

Erstens. Ein durch Bundesregierung, Bundestag
und Bundesrat gut vorbereitetes und erfolgreiches
Verbotsverfahren gegen die NPD.

Zweitens. Eine restriktive, verfassungskonforme
und effektive Regelung zur Verwendung von Tele-
kommunikationsdaten bei schwersten Straftaten.

Drittens. Eine bundesweite Verbunddatei über
rechtsextremistische Straftäter, wie wir sie schon
für Gewalttaten im Sportbereich haben.

Viertens. Notwendige Anpassungen des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes.

Ich will deutlich sagen, dass das Verbot der NPD
ganz gewiss kein Allheilmittel ist. Zum einen wird
damit aber die gesellschaftliche Ächtung rechtsex-
tremen Gedankenguts verdeutlicht. Zum anderen
verhindert es, dass Nazipropaganda mit Steuermit-
teln und öffentlicher finanzieller Unterstützung
durch diese rechtsextreme Partei erfolgen kann.
Deswegen sollten wir das tun.

Ja, wir brauchen V-Leute, aber wir brauchen sie
nicht in den Führungsetagen der NPD. Wir brau-
chen sie nicht als Täter. Das ist ohnehin verboten.
Dass sie verfassungsfeindlich sind, ist für uns auch
keine neue Erkenntnis. Wir brauchen sie zur Gefah-
renabwehr, damit nicht rechte Schläger Menschen
irgendwo bedrohen können. Dazu muss man nicht
zur Führungsetage gehören. Das ist meine feste
Überzeugung. Das wäre nämlich ein klares Verfah-
renshindernis für einen erfolgreichen Gang nach
Karlsruhe. Ich bin mir mit Ihnen einig, dass ein
solches Verfahren nicht scheitern darf. Das wäre ei-
ne Katastrophe für alle demokratischen Parteien.

Die sogenannte Vorratsdatenspeicherung halte
ich für einen sehr problematischen Begriff, weil es
eigentlich nicht darum geht. Sondern es geht um die
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Frage, was in welchen Fällen verwendet werden
darf. Das wird in meiner Partei auch sehr kontro-
vers diskutiert. Das müssen wir aufgrund der euro-
päischen Rechtslage auch tun. Wir müssen das in
einer Form tun, bei der die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichts strikt beachtet werden. Es gibt
Richtervorbehalte. Es geht um schwerste Straftaten
gegen Leib, Leben und die sexuelle Selbstbestim-
mung und nicht etwa um kommerzielle Zwecke. Es
muss immer gelten: je härter der Eingriff, desto hö-
her die Hürde. Das muss unser Prinzip bleiben.

Mit einem bundesweiten Datenpool, einer Ver-
bunddatei ,,Gewalttäter rechts“, könnte zum einen
die notwendige bundesweite Zusammenarbeit ge-
sichert werden, denn manches wird vor Ort auch
falsch eingeschätzt. In diesem Zusammenhang nen-
ne ich Schutzgeld oder die Mafia-Vermutungen in
München. Außerdem könnte damit zum anderen
bundesweiten rechtsextremistischen Vernetzungen
Rechnung getragen werden.

Die Abschaffung von Verfassungsschutzbehörden
der Länder ist dagegen Unsinn; denn organisatori-
sche Schnellschüsse und Zentralisierungsvorstel-
lungen aus Bundessicht helfen nicht. Wir müssen
besser zusammenarbeiten. Das ist das Gebot der
Stunde.

Ich glaube, ein Datenpool für rechtsextremistische
Gewalttäter ist wichtig, weil so auf die spezifischen
Hintergründe, Muster und Verhaltensweisen
Rechtsextremer eingegangen wird und nicht einfach
nur reflexartig gesagt wird, dass wir auch die
Linksextremisten erfassen müssten. Hier gibt es
ein spezielles Verhaltensmuster, um das wir uns
kümmern müssen.

Außerdem brauchen wir verbesserte Rahmenbedin-
gungen im Bundesverfassungsschutzgesetz für die
Anwendung der NADIS-Datei. Das haben Sie er-
wähnt.

Alle diese Maßnahmen hätten diese Anschlagserie
wohl dennoch nicht verhindern können. Manche
waren schon vorher notwendig, konnten politisch
aber bisher nicht durchgesetzt werden, oder sie tref-
fen einfach nicht den Kern. Manchmal ist das auch
bei der Frage der Strafverfolgung das Problem. Sie
sind aber nicht zuletzt ein wichtiges Signal in Rich-
tung der Familien und der verunsicherten Bürgerin-
nen und Bürger mit Migrationshintergrund, dass
wir die Gefahr ernst nehmen und dem menschen-
verachtenden Gedankengut entschieden entgegen-
treten. Auch deswegen sind sie wichtig.

Entscheidend für mich bleibt etwas ganz anderes -
nicht das, was wir im Detail technisch tun mögen,

ob wir uns da fachlich an allen Stellen einigen oder
nicht -: Entscheidend ist und bleibt für mich die ge-
sellschaftspolitische Herausforderung, der wir
uns zu stellen haben. Generell gilt: Wir müssen die
Kette von Intoleranz und Ausländerfeindlichkeit,
von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus un-
terbrechen, bevor sich hier dauerhaft rechtsterrori-
stische Strukturen etablieren können, die aus die-
sem Sumpf hervorgehen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Lassen Sie mich schließen! Darüber kann es zwi-
schen Demokraten überhaupt gar keinen Streit ge-
ben: In Deutschland darf es nie wieder so sein, dass
Menschen vor alten oder neuen Nazis Angst haben
müssen. Das ist unsere gemeinsame Verantwor-
tung.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN, SSW und vereinzelt bei
der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn
Abgeordneten Gerrit Koch.

Gerrit Koch [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Zunächst einmal danke ich dem
Herrn Innenminister für seinen Bericht. Ich danke
der Landesregierung und der Bundesregierung, dass
sie sehr besonnen an die sich uns stellenden Proble-
me herangehen. Denn erst letzte Woche erreichte
uns die schreckliche Nachricht: Eine Gruppe von
Rechtsextremen zog offenbar seit zehn Jahren
durch Deutschland, um ihrem verabscheuungswür-
digen Hass gegen alles vermeintlich Undeutsche
Ausdruck zu verleihen und Mitbürger kaltblütig zu
ermorden.

Besorgniserregend ist, dass diese Taten offensicht-
lich nicht erfolgreich vonseiten der Sicherheitsor-
gane unseres Staates verfolgt beziehungsweise ver-
hindert werden konnten. Die Bundeskanzlerin
sprach angesichts der Morde von einer Schande für
Deutschland. Meines Erachtens muss man aber be-
tonen, dass 82 Millionen Deutsche für dieses ab-
scheuliche Handeln kein Verständnis haben, son-
dern vielmehr Mitgefühl mit den Opfern und deren
Angehörigen empfinden. Wir müssen deutlich ma-
chen: Das sind keine einfachen Morde. Wir müssen
deutlich machen: Nazis sind nicht Deutschland.

(Beifall bei FDP und CDU)
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Ich schließe mich deshalb einem Vorschlag von
Hans-Dietrich Genscher und Walter Scheel an, den
sie heute machten, als Zeichen eine Trauerveran-
staltung des Staates durchzuführen - ein Zeichen
des Mitgefühls, aber auch ein Zeichen, dass wir
diese Taten nie gutheißen werden.

Wir sollten sehr sorgfältig mit Begrifflichkeiten
umgehen, um nicht falsche Effekte zu erzielen. Es
wird in vielen Medien von Rechtsterroristen ge-
sprochen. Terrorismus äußert sich aber nicht im
Geheimen, sondern will eine politische Änderung.
Überspitzt gefragt: Wurden wir elf Jahre lang terro-
risiert, ohne dass wir es direkt bemerkten? - Die
Gruppe nannte sich „Nationalsozialistischer Unter-
grund“ und agierte auch genau dort. Jede tote Ka-
nalratte wäre da politisch auffälliger.

Es mag uns in Schleswig-Holstein scheinbar beru-
higen, dass es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass
diese neue Qualität von rechter Gewalt auch in un-
serem Land stattfindet. Dennoch geben die Vorfälle
in Thüringen und die ersten Ermittlungsergebnisse
Anlass, darüber nachzudenken, ob unser Staat ins-
gesamt gut gegen Extremismus und Gewaltexzesse
aufgestellt ist. Bevor wir in Aktionismus verfallen,
sollten aber die schonungslose Aufklärung der et-
was verniedlichend sogenannten „Döner-Morde“
Vorrang haben. Auch warum die Polizistin in Heil-
bronn sterben musste, muss zum Beispiel geklärt
werden. Jeden Tag kommen neue Erkenntnisse hin-
zu.

Nur anhand der Ergebnisse werden wir in die Lage
versetzt, Lösungen zu erarbeiten, um Gewalttätern
jeglicher politischer Couleur von vornherein das
Handwerk zu legen.

Wie können namentlich bekannte Nazi-Gewalttäter
unbeobachtet ihrem abscheulichen Tun nachgehen?
- Das kann ich nicht verstehen. Ich kann aber zum
Beispiel auch nicht nachvollziehen, dass die Rolle
des Landesverfassungsschutzes - hier speziell in
Hessen - bis heute nicht eindeutig geklärt werden
kann.

Eine Folgerung aus den Geschehnissen ist schon
jetzt klar: Der Schutz der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung verlangt, dass mögliche
Schwachstellen im System des Verfassungsschut-
zes schnell gefunden und nachhaltig beseitigt wer-
den. Es ist richtig zu prüfen, wie eine besser abge-
stimmte Zusammenarbeit und ein besser abge-
stimmter Informationsaustausch aller Verfas-
sungsschutzbehörden aussehen kann. Gut finde ich
auch den Vorschlag, künftig anlassbezogen alle In-
formationen zügig zusammenzutragen.

Es werden nun wieder Stimmen laut, die ein Ver-
bot der NPD fordern. Um es klarzustellen: Mir wä-
re es auch lieber, wenn es keine NPD oder ähnliche
Parteien in Deutschland gäbe. Zurzeit kann ich aber
keinen Erfolg versprechenden Weg zu einem Ver-
bot erblicken. Wir haben es schon angesprochen:
Die Problematik der V-Leute in NPD-Vorständen
besteht nach wie vor. Ich bin da mit unserem Innen-
minister einer Meinung: Ein solches Verbotsverfah-
ren sollten wir nur dann anstrengen, wenn es tat-
sächlich Aussicht auf Erfolg hat. Die Morde der
Thüringer Gruppe werden für ein Verbotsverfah-
ren vermutlich auch nicht herangezogen werden
können, schließlich traten die Täter nicht als NPD-
Leute auf, sondern machten quasi ihr eigenes Ding.
Wieso sollte das Bundesverfassungsgericht die
NPD für die Taten dieser Mördergruppe verant-
wortlich machen? Geistige Brandstiftung reicht lei-
der nicht aus. Im Übrigen wäre sicherlich kein ein-
ziger Mord verhindert worden, wenn die NPD
schon verboten gewesen wäre.

Die Verbotsdiskussion haben wir vor einigen Mo-
naten schon einmal in diesem Hause geführt. Ich re-
spektiere alle damals und auch heute wieder ange-
führten Argumente. Wir Demokraten sind uns in
unserem Ziel diesbezüglich immer einig: Deutsch-
land darf nie wieder der Hort menschenverachten-
der und gewaltverherrlichender Politik werden.

Erlauben Sie mir dazu eine kleine Bemerkung in
Richtung von Frau Amtsberg! Wir brauchen aller-
dings auch keine Aufforderung, uns zur Demokratie
und gegen Rechtsextremismus aufzustellen und uns
zu positionieren. Ich denke, das tun wir alle hier im
Hause.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)

Zugleich befürchte ich aber, dass mit einer Zer-
schlagung der NPD auch die Strukturen der
Rechtsextremisten zunehmend unkontrollierbar
würden. Ein Parteienverbot würde außerdem ledig-
lich die Symptome, nicht aber die Ursache des
Rechtsextremismus bekämpfen.

Erlauben Sie mir noch einige Worte zum Antrag
der LINKEN, den wir natürlich ablehnen werden.
Sie schießen mit Ihrem Antrag nämlich einmal
mehr übers Ziel hinaus. Wir reden hier über Mord
und Totschlag, Sie fordern die Abschaffung der Ex-
tremismusklausel. Soll das heißen: ohne Klausel
kein Terror?

(Ulrich Schippels [DIE LINKE]: Was soll
das denn jetzt?)
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- Ja, was soll das denn jetzt? - Sie haben den Antrag
gestellt! Sie fordern die Öffentlichkeit aller Bera-
tungen der Gremien zum Verfassungsschutz. Sie
nennen es Desinformation, wenn bestimmte demo-
kratisch legitimierte Gremien, zum Beispiel das
Parlamentarische Kontrollgremium, nicht öffent-
lich tagen. Ich nenne es Vertrauen in die dorthin
entsandten, demokratisch gewählten Abgeordneten.
Wenn wir nämlich davon reden, dass das Handeln
dieser Gremien generell öffentlich kontrolliert wer-
den müsse, dann kontrollieren eben nicht nur De-
mokraten, sondern leider auch Extremisten mit den
entsprechenden Folgen für uns alle.

Zum heutigen Zeitpunkt ist also festzustellen, dass
ein fortlaufendes Überprüfen und Überdenken der
Strukturen der Sicherheit angebracht ist, aber nicht,
um unseren freiheitlichen Staat zu schwächen, son-
dern um ihn zu stärken. Sobald die Gräueltaten der
NSU und aller damit verbundenen Vorgänge voll-
ständig aufgeklärt sind, macht es Sinn, weitere
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen. Wir sind be-
reit, daran mitzuwirken.

(Beifall bei FDP und CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort für die Fraktion DIE LINKE erteile ich
Herrn Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Vielen Dank, Herr Präsident. - Vielen Dank, Herr
Minister, für den Bericht. Ich habe festgestellt, dass
wir uns in der Analyse relativ oft treffen, in den
Folgerungen eher selten. Ich glaube, wir brauchen
ein NPD-Verbot, aber das war auch schon so, bevor
die Ereignisse, über die wir jetzt diskutieren, be-
kannt wurden. DIE LINKE fordert dies seit Jahren,
zuletzt vor wenigen Monaten hier in diesem Haus.

Ich glaube im Gegensatz zu Ihnen, dass wir weder
die Vorratsdatenspeicherung noch irgendwelche
zentralen Register brauchen. Ich denke, wir müssen
die vorhandenen Instrumente polizeilicher und er-
mittlungstechnischer Arbeit effektiv nutzen. Das
sagt DIE LINKE auch seit Jahren.

(Beifall des Abgeordneten Ulrich Schippels
[DIE LINKE])

Bis zum Selbstmord der Mörder von mindestens
zehn Menschen am 4. November 2011 - dem ver-
muteten Selbstmord; auch da werden schon Speku-
lationen laut, dass es gar keiner war - ging die bun-
desdeutsche Polizei davon aus, dass die sogenann-
ten Döner-Morde mit Schutzgelderpressung und

dem Mafiamilieu in Zusammenhang stünden. Das
war eine eklatante Fehleinschätzung, wie sich jetzt
schnell zeigte, denn die Morde waren von Men-
schenhassern, von Menschenfeinden, von Nazis be-
gangen worden. Das war eine eklatante Fehlein-
schätzung vor allen Dingen angesichts des Zeit-
raums, in denen diese Morde begangen wurden.
Man könnte fast von einem Totalversagen der Er-
mittlungsbehörden sprechen.

Zumindest der Thüringer Verfassungsschutz hat
die Täter aber schon seit vielen Jahren gekannt,
vielleicht ohne zu wissen, dass es die Täter waren,
denn einige Morde geschahen in der Zeit, als einer
ihrer bezahlten Spitzel - das Wort gefällt mir besser
als V-Leute - in der gleichen Organisation wirkte
wie die Mörder, nämlich im Thüringer Heimat-
schutz.

Ob Verfassungsschützer auch daran beteiligt waren,
den Mördern eine Legende zu verschaffen, ob sie es
ermöglichten, dass die Mörder „wie vom Erdboden
verschwinden“ konnten, wird aufzuklären sein.

Die polizeilichen Ermittlungsbehörden werden uns
aber sagen müssen, was bei ihren Ermittlungen
falsch gelaufen ist. Gab es etwa bewusste Informa-
tionen vonseiten der Geheimdienste? Gab es be-
wusste Informationen vonseiten der V-Leute? Wir
müssen uns klarmachen, wenn wir dieses Wort im-
mer so in den Mund nehmen, was es bedeutet. V-
Leute sind Vertrauensleute. Es sind Leute, denen
wir vertrauen. Es sind Nazis, und es sind Mörder.
Denen vertrauen wir. Ich bin nicht mehr bereit, die-
sen Begriff so zu benutzen. Das, Herr Minister,
sind, glaube ich, die systembedingten Schwachstel-
len, von denen Sie gesprochen haben.

Ich glaube, wir müssen zu anderen Schlussfolge-
rungen kommen. Ich kann da gleich auf den Kolle-
gen Koch eingehen.

Wir fordern eine umfassende und öffentliche par-
lamentarische Aufklärung auf Bundes- und Lan-
desebene zu diesen Vorfällen. Zentral ist dabei
nämlich der öffentliche und nicht geheime Charak-
ter der Aufklärung, die unter Hinzuziehung von un-
abhängigen Fachleuten erfolgen muss. Kollege
Koch, wir haben doch gesehen, wohin uns die Ge-
heimniskrämerei geführt hat. Sie hat uns genau in
dieses Dilemma hineingeführt. Deshalb sind wir der
Ansicht, dass wir mit Öffentlichkeit und mit Trans-
parenz dagegen angehen müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern keine weitere Behinderung der polizei-
lichen Ermittlungsarbeit durch verdeckte Ermittler,
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Ermittlungen der Verfassungsschutzämter und der
Geheimdienste. Wir unterstützen natürlich ein
NPD-Verbot. Aber zuallererst - darüber sind wir
uns, glaube ich, auch einig - müssen die grundle-
genden Voraussetzungen geschaffen werden, da-
mit ein Verbot überhaupt ernsthaft geprüft werden
kann. Wir müssen nämlich V-Leute in den Füh-
rungsebenen abschalten. Das ist die Aufgabe.
Wenn heute in der Presse kolportiert wird, dass es
mittlerweile mehr V-Leute in Führungsebenen der
NPD gibt als zurzeit des Verbotsverfahrens 2003,
dann ist etwas völlig schief gelaufen. Das wäre bei
öffentlicher Kontrolle nicht so schief gelaufen, Kol-
lege Koch.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir fordern eine Rücknahme der geplanten Kür-
zungen bei den Bundesprogrammen und bei den
Landesprogrammen gegen Rechtsextremismus.
Diese Programme müssen stattdessen aufgestockt,
dauerhaft abgesichert und zivilgesellschaftlich ver-
ankert werden.

Hier komme ich auch auf die unsinnige und schäd-
liche Extremismusklausel zu sprechen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, denn diese Extremismusklau-
sel verharmlost die Morde, die geschehen sind. Das
müssen wir ganz ehrlich sagen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich kann noch auf einen Punkt eingehen: Die Auf-
rüstung und weitere Zusammenlegung der Si-
cherheitsdienste, die sich einige wünschen, hat
sich gerade als das Problem erwiesen, das wir jetzt
haben. Wir brauchen kein Terrorzentrum zum The-
ma Naziterror, das von Diensten und Behörden ge-
führt wird, sondern wir brauchen eine unabhängige
Beobachtungsstelle für Rechtsextremismus, Ras-
sismus und Antisemitismus, die ein realistisches
Bild der Gefährdung durch extreme Rechte erarbei-
ten kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen also nicht den Ausbau der Überwa-
chungsstaates, sondern wir brauchen eine strikte
Trennung und die demokratische Kontrolle von Po-
lizei und Geheimdiensten, wenn wir nicht - auch
darüber müssen wir nachdenken - Geheimdienste
ganz abschaffen wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wie wollen Sie
dann überwachen?)

- Ich sagte, darüber müssen wir nachdenken. Ich
habe das jetzt nicht so behauptet, Kollege Kubicki,

sondern ich habe gesagt, darüber müssen wir nach-
denken. Dazu werden wir ja Gelegenheit haben.

Ich möchte auch noch einige andere Dinge wissen.
Ich möchte noch einmal auf den gesellschaftlichen
Aspekt eingehen. Ist es denn normal, dass eine Po-
lizei eine Sonderkommission „Bosporus“ nennt, nur
weil die ersten Opfer türkischer Herkunft sind? Ich
frage mich: Wie entsteht der Begriff „Döner-Mor-
de“? Die Mehrzahl der Opfer waren mitnichten In-
haber von Döner-Imbissen. Sie hatte mit Döner rein
gar nichts zu tun. Niemand sprach aber von „Ände-
rungsschneider-Morden“ oder von „Internetcafebe-
sitzer-Morden“. Ich glaube zu wissen, welche Ge-
danken sich hinter solchen Wortbildungen verber-
gen. Die Opfer sahen anders aus als die meisten
Deutschen. Die ersten Opfer waren türkischer Her-
kunft. Also konnte man diese Soko „Bosporus“
nennen. Die meisten Opfer waren Türken. Türken
haben Döner-Läden. Also konnte man auch von
„Döner-Morden“ sprechen. Wir haben nicht dar-
über nachgedacht, dass der korrekte Begriff der
Sonderkommission - -

(Dr. Robert Habeck [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Es waren auch Deutsche dabei!)

- Die waren türkischer Herkunft, sage ich. Ich habe
nicht von Türken gesprochen. Man hätte ja auch
„Nazi-Morde“ sagen können, und die Soko hätte
man „Heimatschutz“ oder auch „NPD“ nennen
können. Aber das wurde nicht gemacht. Offenbach
wurde gar nicht darüber nachgedacht. Warum ei-
gentlich?

Das Thema, das hier auf der Tagesordnung steht -
es gab da ja offensichtlich massive Interessen bei
Verfassungsschützern -, ist: Schützen Verfassungs-
schützer eigentlich die Verfassung, oder schützen
sie Mörder?

Wir werden auch in Schleswig-Holstein nicht um-
hin kommen, den Sinn des bestehenden Verfas-
sungsschutzes zu hinterfragen. Das ist ganz unab-
hängig davon, ob es Kontakte zwischen unseren
Verfassungsschützern und den Mördern aus Thürin-
gen gab, die es, wie der Minister uns gerade gesagt
hat, nicht gab.

Dan haben wir noch ein weiteres Thema: Wie ge-
hen wir eigentlich in Zukunft damit um, dass Nazis
in diesem Land zehn Menschen ermordet haben?
Neun von ihnen wurden offensichtlich nur deshalb
ermordet, weil sie am falschen Ort geboren wurden,
weil sie die falschen Eltern hatten oder weil sie an-
ders aussahen, als die selbsternannten Herren-
menschen das für richtig hielten. Man kann ja einen
Blick nach Norden werfen. Nachdem Anders Brei-
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vik am 22. Juli dieses Jahres in Norwegen 77 Men-
schen hingemetzelt hatte, kam die norwegische Ge-
sellschaft unter ihrem Ministerpräsidenten Stolten-
berg recht schnell zu einem Weg. Die haben gesagt:
Wir bleiben eine tolerante und weltoffene Gesell-
schaft. Ich glaube, wir können das nicht einfach so
übernehmen, aber wir können sagen: Wir versu-
chen, eine tolerante und weltoffene Gesellschaft zu
werden. Das wäre ein Ziel, was uns gut zu Gesicht
stünde.

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu könnte dieser Landtag in erheblichem Maße
beitragen, indem wir sagen: Ja, wir wissen, dass das
Geld knapp ist, aber trotzdem fördern wir Projekte
für mehr Demokratie, Projekte gegen Nazis in die-
sem Land, wir nehmen die Kürzungen zurück, oder
indem wir sagen: Obwohl das Geld knapp ist,
stecken wir jetzt mehr finanzielle Mittel in Integra-
tionsprojekte, wir lassen keine und keinen mehr oh-
ne ausreichende Sprachkurse, indem wir alles das
tun, was wir in den letzten beiden Jahren unterlas-
sen haben.

Damit ändern wir nichts an dem, was geschehen ist.
Wir geben den Toten damit nicht das Leben zurück,
und wir nehmen den Angehörigen auch nichts von
ihrem Leid. Aber so können wir vielleicht dazu bei-
tragen, dass nicht wieder solche abscheulichen Ver-
brechen geschehen werden, dass nicht wieder Men-
schen sterben müssen, weil sie am falschen Ort ge-
boren oder die falschen Eltern haben. So können
wir all denen die kalte Schulter zeigen, die am rech-
ten Rand mit Menschenfeindlichkeit punkten wol-
len. Es sind nämlich nicht Enver Simsek, Habil Ki-
lic oder Theodorus Boulgarides, um hier stellvertre-
tend nur drei der Ermordeten zu nennen, die nicht
zu uns gehören. Die gehörten zu uns. Es sind die
Apfels und die Sarrazins, die nicht hierher gehören,
es sind die Pastörs und die Hohmanns. Die sind es,
mit denen wir nichts zu tun haben sollten.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Herr Abgeordneter, auf einen Teil Ihrer Rede kom-
me ich gleich noch zurück. Ich habe gerade darum
gebeten, dass ich einen Protokollauszug erhalte.

Ich erteile jetzt das Wort der Frau Abgeordneten
Spoorendonk.

Anke Spoorendonk [SSW]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In den letzten Tagen hören, sehen und lesen wir

ständig darüber, und doch ist es wohl noch gar
nicht richtig in die meisten Köpfe gedrungen. Es
sprengt unsere Vorstellungskraft, dass neonazisti-
sche Terroristen 13 Jahre lang mordend durchs
Land ziehen, ohne sich zu ihren Taten zu bekennen
und ohne von den Behörden aufgriffen zu werden,
und das, obwohl die Personen seit 1999 zur Fahn-
dung ausgeschrieben sind. Schlimmer kann es
kaum noch werden. Für Deutschland dürften sich
diese Tage in der Nachschau als eine Zäsur erwei-
sen, wie sie der September 2001 in der Frage des is-
lamischen Terrorismus gewesen ist.

Der Schock sitzt tief, und schnell hat wieder innen-
politischer Aktionismus um sich gegriffen. Eine
Woche nach der Veröffentlichung sind längst Pa-
tentlösungen auf dem Markt. Bei allen Debatten
über Behörden, Register und Fahndungsmethoden
darf aber nicht aus dem Blick geraten, worum es
hier eigentlich geht. Es geht um unschuldige Men-
schen, die kaltblütig von ideologisch verblendeten
Psychopathen ermordet wurden.

(Beifall bei SSW, CDU, SPD, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist unerträglich, dass Menschen, die sich dafür
entschieden haben, in Deutschland zu leben, jetzt
Angst haben. Niemand soll sich in diesem Land
weniger sicher fühlen müssen, weil er nicht in die-
sem Land geboren ist, weil er anders aussieht oder
anders heißt als die Mehrheit in diesem Land. Und
niemand soll befürchten müssen, dass er für seine
eigene Ermordung mitverantwortlich gemacht wird,
weil die Polizei keine andere Erklärung finden kann
als dass er Ausländer ist, dass die planlosen Ermitt-
lungsbehörden auf das Stereotyp von den Schutz-
gelderpressern vom Bosporus zurückgreifen, die
Dönerverkäufer ausnehmen.

Wir wollen in Zukunft alles dafür tun, dass Einwan-
derer und ihre Nachfahren in Deutschland genauso
sicher leben wie alle anderen. Das ist die politische
Botschaft, die in der Hitze des technokratischen
Gefechts um Parteienverbote und Register nicht un-
tergehen darf.

(Beifall des Abgeordneten Björn Thoroe
[DIE LINKE])

Gerade weil in diesem Fall so furchtbar viel schief
gelaufen ist und sich die Täter so viel anders ver-
halten haben, ist es falsch, dass nun mit den be-
währten politischen Reflexen reagiert wird, bevor
eine Analyse erfolgt ist.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Kai Dolgner
[SPD])
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Die beste Garantie dafür, dass sich so etwas nicht
wiederholt, ist nicht eine schnelle, sondern eine
wohlüberlegte politische Reaktion.

(Beifall des Abgeordneten Dr. Kai Dolgner
[SPD])

Die Politik muss jetzt nicht rohe Stärke, sondern
Geschicklichkeit zeigen und erst einmal Fragen
stellen. Wir brauchen eine neue Debatte über Effi-
zienz und Ausrichtung unseres Verfassungsschut-
zes.

(Beifall der Abgeordneten Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Antje
Jansen [DIE LINKE])

Wir müssen uns fragen, wie viel die Leute, die un-
ser Grundgesetz schützen sollen, eigentlich von
dem Ganzen verstanden haben. Wir brauchen auch
eine Debatte darüber, wie die Verzahnung von Po-
lizei- und Verfassungsschutzarbeit verbessert
werden kann. Und wir müssen uns nicht zuletzt
abermals fragen, was wir tun müssen, um das rech-
te Gedankengut allgemein einzudämmen.

Was wir aber überhaupt nicht brauchen, ist die re-
flexartige Wiederbelebung alter Patenrezepte. Es
bringt den verunsicherten Einwandererfamilien
nichts, wenn diejenigen, die schon immer die NPD
verbieten wollten, jetzt das NPD-Verbot als Lösung
propagieren.

(Beifall der Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP] und Rasmus Andresen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Es hilft ihnen nichts, wenn Politiker, die immer
schon für die Vorratsdatenspeicherung waren, diese
wieder einmal als Heilmittel fordern, oder wenn je-
ne, die den Verfassungsschutz noch nie mochten,
ihn jetzt abschaffen wollen. Es geht jetzt auch nicht
darum, den Informationshunger der Medien zu stil-
len oder den stahlharten Politiker zu markieren,
sondern es geht darum, dieses Problem langfristig
zu lösen.

(Beifall bei SSW, SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Auch für den SSW ist es unerträglich, dass der
NPD im politischen Raum die Möglichkeit gege-
ben wird, ihre nazistische Propaganda loszuwer-
den. Wir glauben aber nicht daran, dass wir mit ei-
nem NPD-Verbot diesen braunen Sumpf austrock-
nen und solche Taten verhindern können. Dies gilt
umso mehr, als die Thüringer Terroristen sich ja
nicht völlig unsichtbar gemacht haben, obwohl sie
seit über zehn Jahren polizeilich gesucht wurden.

Es geht jetzt um den Grad an Aufmerksamkeit,
den die Sicherheitsbehörden dem Rechtsextremis-
mus widmen, und es geht um viel mehr Menschen,
die die Mörder unterstützt, gedeckt und nicht ver-
pfiffen haben. Rechtes und fremdenfeindliches Ge-
dankengut steckt in viel mehr Köpfen als nur dem
harten Kern der Neonazis. Deshalb lässt sich dieses
Problem nicht durch Register oder ein Parteienver-
bot lösen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die vorliegenden
Anträge enthalten viele richtige Fragen. Es ist
wichtig aufzuklären, ob wir in Schleswig-Holstein
auch Leichen im Keller haben, wie es die Grünen
wollen. Es ist richtig, nach den allgemeinen Kam-
pagnen gegen Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit zu fragen, wie es die SPD macht. Es
ist auch berechtigt, einen transparenteren staatli-
chen Umgang mit der Extremismusbekämpfung zu
erwägen, wie die LINKEN es fordern. Gleichwohl
will ich sagen, dass wir uns gewünscht hätten, dass
alle Anträge im Ausschuss weiter beraten werden.
Sollte dies nicht der Fall sein - vieles deutet darauf
hin -, dann können wir dem Antrag der Fraktion der
LINKEN so nicht zustimmen.

Gründlichkeit ist geboten. Das spricht dafür, dass
die Anträge im Innen- und Rechtsausschuss erörtert
und weiter diskutiert werden. Das Angebot des In-
nenministers, diese Diskussion weiter zu begleiten,
sollten wir annehmen.

Ich bedanke mich für den Bericht, und ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei SSW, CDU, SPD, FDP und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Torsten Geerdts:

Bevor ich die Dreiminutenbeiträge aufrufe, weise
ich darauf hin, dass der Herr Abgeordnete Jezewski
eben in seiner Rede erklärt hat:

„V-Leute sind Vertrauensleute. Es sind Leu-
te, denen wir vertrauen. Es sind Nazis, und es
sind Mörder. Denen vertrauen wir.“

Herr Abgeordneter, für diese Formulierung erteile
ich Ihnen einen Ordnungsruf.

Das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag erteile ich
jetzt der Frau Abgeordneten Midyatli.

Serpil Midyatli [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Ich möchte das bestätigen, was Minister
Schlie hier ausgeführt hat. Das Wichtigste, worauf
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die Menschen jetzt warten - ich habe in den letzten
Tagen mit vielen türkischstämmigen Migrantenor-
ganisationen, Vereinen und Verbänden, auch mit
vielen Menschen aus meinem Umfeld, mit Nach-
barn gesprochen -, ist Aufklärung. Sie wollen, dass
das aufgeklärt wird. Sie wollen wissen, was in den
letzten zehn Jahren genau passiert ist.

Es wäre ein wichtiges und gutes Zeichen, dass den
Menschen gerade in den Opferfamilien ihre Würde
zurückgegeben würde, wenn sich zum Beispiel Po-
lizei oder auch die oberen Bediensteten bei den Fa-
milien dafür entschuldigten, dass sie diese Familien
jahrzehntelang verdächtigt haben, Drogenhändler
gewesen zu sein. Es ist in diese Richtung ermittelt
worden. Diese Menschen mussten sich jahrzehnte-
lang bei ihren Verwandten, Familienangehörigen
und Nachbarn dafür rechtfertigen. Untersucht wor-
den ist auch, ob sie Verbindungen zu Mafiaorgani-
sationen gehabt haben. Das sind ehrbare Bürger
gewesen, denen von heute auf morgen Drogenhänd-
lertätigkeit oder Mafiabezüge oder sonst etwas
nachgesagt wurde.

Das kränkt die Menschen neben dem Verlust, den
sie in ihrer Familie hatten, zusätzlich. Gerade, wenn
man sich überhaupt nicht in diesem Umfeld bewegt
und nie etwas damit zu tun gehabt hat, ist das eine
ganz besondere Schande. Sie wissen, dass Ehre im
moslimisch-arabischen Spektrum einen anderen
Hintergrund hat, wenn sie sich auf einmal hinstel-
len und rechtfertigen müssen und erklären müssen,
dass sie keine Drogendealer sind, dass sie nichts
mit Schutzgeld, Schmiergeld oder sonst irgendet-
was zu tun haben. Es wäre wirklich ein ganz wich-
tiges Zeichen, wenn man sich bei diesen Menschen
dafür entschuldigt, dass man sie sozusagen jahr-
zehntelang mit diesem Stempel auf ihren Stirnen
hat herumlaufen lassen.

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der LINKEN und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist auch ganz
besonders wichtig, auf etwas aufmerksam zu ma-
chen, was in diesem Land eigentlich Alltag ist: Ver-
drängen, Wegschauen und Ablenken. Das ist in der
Regel die Wahl des Mittels, das wir nutzen, wenn
Rassismus und Intoleranz gesehen werden. Jedes
Wochenende können wir hier vor Clubs und Disco-
theken erleben, dass türkischstämmige oder diejeni-
gen, die so aussehen - es kommt ja alles in einen
Topf hinein -, vor den Clubs stehen und ihnen ge-
sagt wird: Du bist Türke, du kommst hier nicht rein.
Auch das Zücken des deutschen Personalausweises
nutzt gar nichts. Sie kommen nicht rein. Sie müssen
vor den Clubs bleiben.

Es gibt einen Fitnessclub, da gibt es eine Türken-
quote. Wenn die erreicht wird, dürfen sich nicht
mehr Migranten in diesem Club anmelden. Denn,
wenn zu viele Türken da sind, kommen die Deut-
schen nicht mehr.

Man erlebt Diskriminierung in Behörden, in der
Schule, auf der Straße. Eine Frau in Greifswald
wurde angespuckt, weil sie asiatisch aussieht. Das
ist etwas, wo wir alle mithelfen können, wo wir
hingucken können. Wir wollen nicht verdrängen,
wir wollen nicht wegschauen, und wir wollen nicht
ablenken. Das können wir jeden Tag tun.

Ich weiß, es gibt Situationen, die Sie alle mit Si-
cherheit einmal erlebt haben, bei denen Sie sich
vielleicht gedacht haben: Ist ja nicht ganz so
schlimm. - Doch, es ist schlimm!

Ich bin 36 Jahre alt. Ich bin in diesem Land geboren
und aufgewachsen. Ich bin Schleswig-Holsteinerin
- mehr als alles andere. Wir wollen in diesem Land
endlich akzeptiert werden. Wenn ich höre, dass
Horst Seehofer im März dieses Jahres gesagt hat:
„Wir werden uns gegen Zuwanderung in deutsche
Sozialsysteme wehren - bis zur letzten Patrone“,
dann hat das für mich einen ganz merkwürdigen
Beigeschmack.

(Beifall bei SPD, FDP, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der LINKEN, SSW und verein-
zelt bei der CDU)

Präsident Torsten Geerdts:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte zunächst der Kollegin Amtsberg für ih-
ren Redebeitrag danken, der nicht nur sehr einfühl-
sam war, sondern auch sehr nachdenklich gemacht
hat. Dass ich danach nicht geklatscht habe, hatte et-
was damit zu tun, dass ich noch über das, was Sie
gesagt haben, nachgedacht habe. Ich möchte das
jetzt gern nachholen. Ich hätte Ihnen gern Beifall
gespendet, weil Sie schon zu Beginn der Rede vor
Schnellschüssen gewarnt haben, die sich teilweise
wieder einschleichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte darauf
hinweisen, dass nicht nur Deutsche mit Migrati-
onshintergrund oder ausländische Mitbürgerinnen
und Mitbürger von diesen Gewalttätern erschossen
worden sind, sondern auch deutsche Polizeibeamte.
Der Mord in Heilbronn an einer deutschen Polizei-
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beamtin geht auf das Konto dieser Täter. Und ich
möchte von dieser Stelle aus mit gleicher Inbrunst
den Angehörigen dieser Opfer mein Mitgefühl aus-
drücken und damit überleiten zu dem, was der Kol-
lege Jezewski gesagt.

Es sind Polizeibeamte, es sind Verfassungsschützer,
die teilweise mit ihrem Leben oder mit dem Risiko,
ihr Leben zu verlieren, dafür einstehen, dass der de-
mokratische Rechtsstaat bestehen kann, damit der
Staat nicht von Personen von der Kategorie, über
die wir gerade reden, angegriffen werden kann. Ich
verstehe deshalb nicht, Herr Jezewski - dafür soll-
ten Sie sich vielleicht auch noch entschuldigen -,
dass Sie erklärt haben: Verfassungsschützer schütz-
ten Mörder. Es ist unglaublich, mit welcher In-
brunst Sie eine solche Erklärung hier abgeben - un-
ter dem Mantel der Meinungsfreiheit.

Herr Kollege Stegner, ich habe Herrn Schlie nicht
so verstanden, dass er den sozialdemokratischen In-
nenministern einen Vorwurf machen wollte. Ich ha-
be ihn so verstanden - und das ist auch mein Selbst-
verständnis, jedenfalls so, wie ich bisher die Sozial-
demokratie eingeschätzt habe -, dass er in seiner
Amtszeit ausschließen kann, dass es Bezüge dieser
Art gegeben hat und er sich nicht vorstellen kann -
ich mir übrigens auch nicht -, dass es in Ihrer Amts-
zeit oder in der Amtszeit des Kollegen Wienholtz
oder des Kollegen Buß - die ich auch alle persön-
lich kenne - solche Bezüge gegeben hat. Ich denke,
das hat er gemeint, und dann sollten wir vielleicht
aus dieser Frage etwas die Schärfe herausnehmen.

(Beifall bei FDP, CDU und vereinzelt beim
SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schlagartige Re-
flexe auf Vorgänge dieser Art helfen in der Tat
nicht weiter. Wir kennen aus der Vergangenheit
doch auch die Schwierigkeiten, mit denen der Staat
trotz aller seiner Möglichkeiten dem Linksterroris-
mus - ich möchte die Begriffe links und rechts ei-
gentlich gar nicht gebrauchen -, also den bereiten
Gewalttätern, den radikalen Gewalttätern der
70er- und 80er-Jahre des letzten Jahrhunderts
nicht beikommen konnte. Wir wissen, wie lange
das gedauert hat, bis man festgestellt hat, welche
Denkstrukturen da herrschen, welche Überlegungen
es da gibt, damit man sie verfolgen konnte.

Wir erleben auf der anderen Seite ein Phänomen,
das ich mir vorher so gar nicht habe vorstellen kön-
nen. Ich habe mir nicht vorstellen können, gerade
weil wir doch die rechte Szene sehr intensiv beob-
achten, dass sich kleine Gruppen herausbilden
können, die eine Vielzahl von Tötungsdelikten über

einen so langen Zeitraum hinweg begehen können,
ohne dass unsere Sicherheitsorgane und die Krimi-
nalpolizei in der Lage sind, Spuren aufzunehmen,
sie zu verfolgen und die Ermittlungen zu einem Ab-
schluss zu bringen.

Es war ja auch nicht das Ergebnis von Ermittlungs-
tätigkeit, dass diese Gruppe aufgeflogen ist, son-
dern das war reiner Zufall. Es war reiner Zufall.
Wenn es in dem Haus keinen Brand gegeben hätte,
wenn die Waffen vernichtet worden wären, wenn
die Ceska-Pistole von den Tätern vernichtet worden
wäre, dann hätten wir die Bezüge gar nicht herstel-
len können. Allein die Tatsache, dass wir über die
Waffe eine Verbindung haben herstellen können,
hat uns dazu gebracht, Morde in einen Zusammen-
hang zu bringen, bei denen vorher zunächst kein
Zusammenhang gesehen worden ist.

Also tun wir nicht so - im Nachhinein ist man im-
mer schlauer als vorher -, als hätten wir eine Patent-
lösung, sondern lassen Sie uns in Ruhe und mit Ge-
lassenheit die Situation analysieren und fragen, wie
die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden
bei der Abwehr solcher Tötungstaten, die wie auch
immer motiviert sein sollten - Schizophrene, Para-
noide, Irregeleitete von einer anderen Richtung -
verbessert werden kann beziehungsweise wie wir
besser vorsorgen können. Das geht nicht, indem wir
sofort ein NPD-Verbot fordern oder Verfassungs-
schutzämter auflösen oder auch nicht auflösen.

Herr Jezewski, ich gehöre so einem Gremium seit
20 Jahren an. Ich weiß wirklich, was das bedeutet.
Wollen Sie wirklich ernsthaft öffentlich debattie-
ren, wer überwacht wird? Wollen Sie denjenigen,
die wir im Visier haben, vorher erklären, wie Sie
sich verhalten sollen? - Herr Ministerpräsident, un-
terlassen Sie es, auf solche Einwürfe zu reagieren!
Wenn wir es nicht unterlassen, auf solche Einwürfe
zu reagieren, gestehen wir zu, dass diese eine Be-
rechtigung haben. Und sie haben keine Berechti-
gung!

(Beifall bei FDP und CDU)

Seitdem ich politisch tätig bin, setze ich mich - wie
viele andere hier auch, die meisten anderen, fast al-
le, die ich kenne - für den Erhalt dieser freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung ein. Ich werde
sie mit meinem Leben gegen Extremisten verteidi-
gen, die sie beseitigen wollen, die Demokratie,
Freiheit und Meinungsfreiheit mit ihrer verqueren
Ideologie beseitigen wollen.

Ich wäre dankbar, wenn wir ausreichende Instru-
mente hätten, damit der Staat tatsächlich damit fer-
tig werden kann. Denn wir haben gesehen, was pas-
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siert - nicht von innen heraus, aber von außen -,
was passiert, wenn diese Instrumente nicht zur Ver-
fügung stehen. Meine Damen und Herren, deshalb
müssen wir in aller Ruhe die Sachlage
analysieren, um zu Lösungen zu kommen, die uns
weiterhelfen, und wir sollten uns politisch nicht so
austauschen, wie das teilweise hier der Fall gewe-
sen ist.

(Beifall bei FDP, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und vereinzelt bei der SPD)

Präsident Torsten Geerdts:

Das Wort zu einem weiteren Kurzbeitrag erteile ich
Herrn Abgeordneten Heinz-Werner Jezewski.

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will
die Diskussion nicht weiterführen, ich will die Dis-
kussion vor allen Dingen nicht anheizen. Herr Kol-
lege Kubicki, wenn Sie verstanden haben sollten
„Verfassungsschützer schützen Mörder“, dann ist
das falsch. Ich habe gesagt: Die Frage stellt sich.

(Zuruf des Abgeordneten Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich bin nicht der Einzige, der gesagt hat, dass sich
diese Frage stellt. Wir müssen das sehr genau unter-
suchen. Wenn sich herausstellt, dass das stimmt -
der Kollege Stegner hat das eben gesagt -, dann ha-
ben wir eine massive Staatskrise.

(Zurufe von der SPD)

Ich habe vom Präsidenten einen Ordnungsruf für ei-
ne Äußerung erhalten. Ich möchte diesen Ord-
nungsruf zu dieser Äußerung nicht weiter kommen-
tieren.

Präsident Torsten Geerdts:

Das steht Ihnen auch nicht zu.

(Vereinzelter Beifall - Zuruf: Einfach mal
entschuldigen!)

Heinz-Werner Jezewski [DIE LINKE]:

Das werde ich auch nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte nur anmerken, dass am Ende der Äuße-
rung, die kommentiert wurde, ein Ausrufezeichen
und ein Fragezeichen stehen. Das möchte ich ein-
fach nur so in den Raum stellen.

(Beifall bei der LINKEN - Zurufe von CDU
und FDP)

Präsident Torsten Geerdts:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung. Der Änderungsantrag der
Fraktion DIE LINKE, Drucksache 17/2012, enthält
einen Entschließungsantrag zu diesem Tagesord-
nungspunkt. Ich schlage vor, diesen Antrag zu ei-
nem selbstständigen Antrag zu erklären und gleich
in der Sache abzustimmen. - Ich sehe keinen Wi-
derspruch.

Ich stelle dann zunächst fest, dass der Berichtsan-
trag Drucksache 17/2000 und der ergänzende Än-
derungsantrag Drucksache 17/2001 durch die Be-
richterstattung der Landesregierung ihre Erledigung
gefunden haben.

Ich lasse dann über den Antrag der Fraktion DIE
LINKE, Drucksache 17/2012, abstimmen. Wer die-
sem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gibt es keine Stimmen dafür?

(Antje Jansen [DIE LINKE]: Doch, wir ha-
ben gerade nicht aufgepasst!)

- Dann sind das die Stimmen der Fraktion DIE
LINKE. - Gegenstimmen? - Das sind die Stimmen
der Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt. Ich schließe diesen Tagesordnungs-
punkt.

Die Fraktionen sind übereingekommen, die Tages-
ordnungspunkte 58 und 66 in dieser Sitzung nicht
mehr aufzurufen, sondern auf die Dezember-Ta-
gung zu verschieben.

Ich rufe damit Tagesordnungspunkt 6 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes über
den Vollzug der Untersuchungshaft in Schles-
wig-Holstein

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 17/1255

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
Drucksache 17/1322

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 17/1971
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Ich erteile dem Herrn Berichterstatter des Innen-
und Rechtsausschusses, Herrn Abgeordneten Ro-
ther, das Wort.

Thomas Rother [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nur ergänzend: Es gab noch einen weiteren Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD, der als Umdruck
in der Ausschussberatung eingereicht wurde und
deshalb hier nicht aufgeführt ist; er wurde mit der
Mehrheit des Ausschusses abgelehnt. Der Einfach-
heit halber verweise ich in Bezug auf die weiteren
Änderungen, die beschlossen worden sind, auf die
Vorlage.

Präsident Torsten Geerdts:

Vielen Dank an den Berichterstatter. Eine Ausspra-
che ist nicht vorgesehen.

Der Ausschuss empfiehlt, den Änderungsantrag
Drucksache 17/1322 abzulehnen. Wer der Aus-
schussempfehlung folgen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Das sind die Stimmen der Frak-
tionen von CDU und FDP. Gegenstimmen? - Das
sind die Stimmen der Fraktionen von SPD und DIE
LINKE. Enthaltungen? - Enthalten haben sich die
Fraktionen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Es gab also einen weiteren Änderungsantrag der
Fraktion der SPD, auf den der Kollege Rother eben
hingewiesen hat, einen Änderungsantrag der Frakti-
on der SPD.

Thomas Rother [SPD]:

Zur Aufklärung: Es reicht, wenn wir über den Be-
schlussvorschlag des Ausschusses abstimmen. Ich
wollte nur darauf hinweisen, dass in der Aus-
schussberatung nicht nur der Antrag der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN aus der Landtagsde-
batte eine Rolle gespielt hat, sondern auch der Än-
derungsantrag der Fraktion der SPD. Auch dieser
Antrag ist im Ausschuss abgelehnt worden. Die
Änderungsanträge, die erst in der Ausschussbera-
tung eingeführt worden sind, spielen in der Be-
schlussempfehlung an den Landtag keine Rolle,
weil sie nur im Ausschussverfahren und nicht im
Landtag waren.

Präsident Torsten Geerdts:

Herzlichen Dank, ich glaube, dann passt mein
Sprechzettel wieder.

Ich lasse über den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung in der vom Ausschuss empfohlenen Fassung
abstimmen. Wer zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Stimmen der
Fraktionen von CDU und FDP. Gegenstimmen? -
Das sind die Stimmen der Fraktionen von SPD,
DIE LINKE und SSW. Enthaltungen? - Enthalten
hat sich die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Damit stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf
Drucksache 17/1971 angenommen worden ist.

(Unruhe)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 26 auf:

Umsetzung des Prostitutionsgesetzes in Schles-
wig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
Drucksache 17/1913 (neu) - 2. Fassung

Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes in
Schleswig-Holstein

Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
Drucksache 17/2016

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich stelle fest, dass sich der Änderungsantrag
der Fraktionen von CDU und FDP, Drucksache
17/2004, durch den interfraktionellen Antrag erle-
digt hat. - Widerspruch sehe ich nicht.

Es ist beantragt worden, über die Anträge in der Sa-
che abzustimmen. Ich lasse zunächst über den Än-
derungsantrag der Fraktion DIE LINKE, Drucksa-
che 17/2016, abstimmen. Wer diesem Antrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind die Stimmen der Fraktionen von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die LINKE und
SSW. - Gegenstimmen? - Dagegen stimmen die
Fraktionen von CDU und FDP. - Enthaltungen? -
Enthalten haben sich die Mitglieder der SPD-Frak-
tion. Damit ist der Änderungsantrag Drucksache
17/2016 abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den Antrag Drucksache 17/1913
(neu) - 2. Fassung - abstimmen. Wer zustimmen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist einstim-
mig so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 40 auf:
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Aufklärung über Astbestmülltransporte durch
und nach Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, SPD, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, DIE LINKE und
SSW
Drucksache 17/1972 (neu) - 2. Fassung

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Eine Aussprache ist nicht vorge-
sehen. Ich schlage vor, über den Antrag Drucksache
17/1972 (neu) - 2. Fassung - in der Sache abzustim-
men. Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen?
- Damit ist der Antrag einstimmig angenommen
worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 59 auf:

Förderung von Frauen und Mädchen im Sport

Bericht der Landesregierung
Drucksache 17/1852

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ich schlage
vor, den Bericht der Landesregierung, Drucksache
17/1852, dem Innen- und Rechtsausschuss zur ab-
schließenden Beratung zu überweisen. Wer so be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das
ist einstimmig so beschlossen.

Ich rufe auf:

Sammeldrucksache über Vorlagen gemäß § 63
Abs. 1 a der Geschäftsordnung des Schleswig-
Holsteinischen Landtags

Drucksache 17/1982

Die Voten zu den einzelnen Tagesordnungspunk-
ten, für die eine Gesamtabstimmung nach
§ 63 Abs. 1 a der Geschäftsordnung vorgesehen ist,
entnehmen Sie bitte der Ihnen vorliegenden Druck-
sache 17/1982. Voraussetzung für die Gesamtab-
stimmung ist, dass keine Abgeordnete oder kein
Abgeordneter widerspricht. - Dies ist offenbar nicht
der Fall. Ich weise der Ordnung halber darauf hin,
dass die Gesamtabstimmung mit Ausnahme von
Tagesordnungspunkt 26 erfolgt, über den wir gera-
de gesondert abgestimmt haben.

Wer mit der Übernahme der Empfehlungen ent-
sprechend der Sammeldrucksache 17/1982 einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. -
Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir sind am Ende der Tagung. Die nächste Tagung
findet vom 14. bis 16. Dezember 2011 statt.

Es ist kurz nach 17 Uhr, wir haben Feierabend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 17:23 Uhr
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